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Vereinsnachrichten. 


haftpflichtverſicherung. 

Auf Grund der in 8 8 des Vertrages zwiſchen dem 
Deutſchen Anwaltverein und dem Allgemeinen Dentſchen 
Verſicherungsverein in Stuttgart vom 23.“ 25. Mürz 1912 
enthaltenen Meiſtbegünſtigungsklauſel (JW. 1912, 770 f.) 
erhalten die Mitglieder des Deutſchen Anwaltvereins vom 
Beginn des auf den 1. Oktober 1913 folgenden Verſicherungs 
jahres ab die nachſtehenden weiteren Vergünſtigungen: 

1. Die vor April 1907 abgeſchloſſenen Verſicherungen 
erhalten die Zugeſtändniſſe gemäß § 1 Ziffer 2 und 3 
des Vertrages zur Hälfte. 

(Dieſe Beſtimmungen des Vertrages lauten: 

§ 1 Ziffer 2. Auf die Prämie wird ein „Vertrags⸗ 
rabatt“ von zehn Prozent gewährt. Dieſer Rabatt 
fällt weg, wenn und ſoweit der Verſicherungs⸗ 
nehmer ihn auf Grund eines anderen Emp⸗ 
ſehlungsvertrages in Auſpruch nimmt. 

Ziffer 3. Der nach den allgemeinen Tarij- 
beſtimmungen fünf Prozent betrageude Rabatt 
für zehnjährige Verſicherung wird auf zehn Pro- 
zent erhöht.) 

2. Der Prämienzuſchlag für den Verzicht des Stutt- 

garter Vereins auf den Rückgriff gegen Stellvertreter 
beträgt für die zwei erſten Monate der Vertretungsdaner 
je 10 Prozent, für jeden weiteren Monat je 5 Prozent, 
höchſteus aber 30 Prozent pro Jahr. 
5 3. Der Stuttgarter Verein verpflichtet ſich, ein vom 
Vorſtaud des Deutſchen Anwaltvereins zu benennendes 
Mitglied, das in Sektion I, 1 verſichert iſt, zur Beiwahl 
in den Sektionsausſchuß vorzuſchlagen. 


Hülfskaſſe für deutſche Rechtsanwälte. 
Die Anwaltskammer zu Naumburg hat der Kaſſe aber⸗ 
mals eine Beihilfe von 3000 gewährt. Der Kammer 


und ihrem Vorſtande iſt der herzlichſte Dauk für die reiche 
Beihilfe ausgeſprochen worden. 


Seite enthält 160 Seilen.) Beſtellungen übernimmt jede Buchhandlung und poſtanſtalt ſowie die Expedition Berlin 8. 44 


Erholungsſtättenverein dentſcher Rechtsauwülte. 


Der Erholungsſtättenverein deutſcher Rechts— 
anwälte hielt am 11. September 1913 zu Breslau ſeine 
erſte Mitgliederverſammlung ab. Die Verhandlungen leitete der 
Vorſitzende des Vorſtandes, Rechtsanwalt Dr. Seyferth-Leipzig. 


Den Geſchäftsbericht des Vorſtandes erſtattete Rechtsanwalt 
Dr. Dittenberger-Leipzig, der etwa folgendes ausführte: 

Da der Erholungsſtättenverein deutſcher Rechtsanwälte im 
März 1912 gegründet worden ſei und ſeine Tätigkeit im Mai 
desſelben Jahres aufgenommen habe, umfaſſe der Zeitraum, 
über den Bericht zu erſtatten ſei, nur etwa fünf Vierteljahre. 
Man müffe ſich daran erinnern, daß bei Gründung des Vereins 
Stimmen laut geworden ſeien, die bezweifelten, ob ein Bedürfnis 
für eine ſolche Gründung vorhanden ſei und ob der Verein 
überhaupt Gelegenheit zur Betätigung finden werde. Nach 
Anſicht des Vorſtandes widerlegten die Erfahrungen des erſten 
Geſchäftsjahres des Vereins dieſe Zweifel. Die Gründung des 
Vereins hätte wohl ſchon dann als begrüßenswertes Ereignis 
betrachtet werden müſſen, wenn es dem Verein auch nur in 
ganz vereinzelten Fällen gelungen wäre, einem Anwalt, einer 
Witwe oder einem Kinde eines Anwalts zur Wiedererlangung 
und Kräftigung der Geſundheit zu verhelfen. Wenn nun auch 
die Tätigkeit des Vereins in dem erſten Jahre ſeines Beſtehens 
natürlich noch keinen allzu großen Umfang habe annehmen 
lönnen, ſo habe er doch bereits in nicht weniger als 24 Fällen 
den Betrag von 8100 & ſeinem ſatzungsmäßigen Zwecke widmen 
können. Dabei ſei zu berückſichtigen, daß es ſich in der Mehr⸗ 
zahl der Fälle um Zuwendungen an mehrköpfige Familien ge⸗ 
handelt habe, ſo daß die Anzahl der Perſonen, denen die Leiſtungen 
des Vereins zugute gekommen ſeien, ein Mehrfaches der Zahl 
der berückſichtigten Geſuche betrage. Diele Tatſache, noch mehr 
aber die Umſtände der einzelnen Fälle, um die es ſich hier 
handele, hätten den Vorſtand in der Überzeugung beſtärkt, daß 
der Erholungsſtättenverein einem Bedürfnis entgegenkomme und 
daß er in der Lage ſein werde, ſegensreich zu wirken. In den 
24 Fällen bewiligter Unterftügungen habe es ſich in 9 allen um 
Rechtsanwälte, und zwar zumeist um Rechtsanwälte mit kleinerer 
oder größerer Familie, in 6 Fällen um Witwen, zum Teil mit 
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mehreren jugendlichen Kindern, in 9 Fällen um Töchter von 
Rechtsanwälten gehandelt. Die den Anwälten und Witwen 
von Anwälten gewährten Unterſtützungen ſeien zum Teil aus⸗ 
drücklich für die Angehörigen mitbeſtimmt und dementſprechend 
ihrer Höhe nach bemeſſen worden. Die niedrigſte Unterſtützung 
habe 200 , die höchſte 700 betragen; in einem Falle ſei 
einem Rechtsanwalte ein unverzinsliches Darlehn für längere 
Zeit gewährt worden. Abgelehnt worden ſeien in der Berichts- 
zeit die Geſuche von vier Rechtsanwälten. 

Was die Entwicklung des Vereins im übrigen anlange, 
ſo laſſe die Mitgliederzahl allerdings noch zu wünſchen übrig. 
Der Verein zähle zurzeit 869 Mitglieder, davon 15 lebens⸗ 
längliche Mitglieder. Der Vorſtand habe ſich lebhaft um die 
weitere Mitgliederwerbung bemüht. Nach Gründung des Vereins 
ſei ein ausführliches Rundſchreiben an ſämtliche deutſche Rechts⸗ 
anwälte erlaſſen worden. Ferner ſei durch ſtändige Notizen in 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift, in der Korreſpondenz des Deutſchen 
Anwaltvereins und in der Tagespreſſe auf den Verein und 
ſeine Ziele hingewieſen worden. Neuerdings habe der Vorſtand 
auch beſchloſſen, durch ein in den Anwaltszimmern der deutſchen 
Gerichte auszuhängendes Plakat für den Verein zu werben. 
Beſonders falle auf, daß nur ganz wenige Damen dem Verein 
beigetreten ſeien, und es werde beſonders zu erwägen ſein, durch 
welche Mittel man die Damen heranziehen könne. 

Außer den Mitgliedern hätten ſich hauptſächlich der Deutſche 
Anwaltverein, und ferner die Schleſiſche Anwaltskammer an 
der Aufbringung der Koſten beteiligt. In dankenswerter Weiſe 
habe der Deutſche Anwaltverein dem Erholungsſtättenverein 
in der Berichtsperiode 14000 %, die Breslauer Anwaltskammer 
2000 A überwieſen. 

Der Vorſtand habe ſich in der Berichtszeit darauf be- 
ſchränkt, durch die Gewährung der erwähnten Unterſtützungen 
die Zwecke des Vereins zu erfüllen. Weitere Maßnahmen, wie 
namentlich den Abſchluß von Empfehlungsverträgen und die 
Gründung eigener Erholungsſtätten, habe der Vorſtand bisher 
nicht ins Auge gefaßt. Dem Verein ſeien zwar in der Berichts- 
zeit wiederholt Grundſtücke, Sanatorien uſw. zum Kaufe an⸗ 
geboten worden. Der Vorſtand, und mit ihm der Verwaltungsrat, 
meine aber, daß jedenfalls hierzu die Zeit noch nicht gekommen 
ſei und daß deshalb davon abgeſehen werden müſſe, dieſe An- 
gebote der Mitgliederverſammlung vorzulegen. 

Dem Abſchluß von Empfehlungsverträgen mit Hotels uſw., 
vermöge deren den Mitgliedern des Vereins beſondere Vorteile 
zugewendet werden könnten, ſtelle ſich die Schwierigkeit ent⸗ 
gegen, daß die Organiſationen der in Betracht kommenden 
Hotels ihren Mitgliedern den Abſchluß derartiger Verträge 
verböten. Sie ſtänden auf dem wohl nicht unrichtigen Stand- 
punkt, daß ſolche Verträge nur dann ihre Berechtigung hätten, 
wenn dem betreffenden Hotel eine Gegenleiſtung für die von 
ihm gewährten Rabatte zugeſichert werde in der Art, daß der 
kontrahierende Verein die Verpflichtung übernehme, dem Hotel 
eine beſtimmte Anzahl von Gäſten auch wirklich zuzuweiſen. 
Weil ſich der Vorſtand der Berechtigung dieſes Standpunktes 
nicht verſchließen könne, und er andererſeits jedenfalls zurzeit 
nicht die Möglichkeit habe, eine derartige Verpflichtung zu über- 
nehmen, habe er vorläufig davon abgeſehen, dieſe Frage weiter 
zu verfolgen. 


Die Ergebniſſe des erſten Geſchäftsjahres ſeien alſo im 
ganzen befriedigend und ermutigend. Das Bedürfnis ſei 
unzweifelhaft vorhanden, was ſich immer klarer erweiſen werde, 
wenn erſt der Verein und ſeine Ziele in weiteren Kreiſen be⸗ 
lannt geworden fein wurden. 

Die ſodann vollzogenen Wahlen zum Vorſtande und 
Verſwaltungsrat ergaben die einſtimmige Wiederwahl der aus 
ſcheidenden Mitglieder. Nur an Stelle des Verwaltungsrats⸗ 
mitglieds, Rechtsanwalt Dr. Raiſer-Stuttgart, der eine 
Wiederwahl nicht annehmen zu können erklärt hatte, wurde 
Rechtsanwalt Dr. Rudolf Löwenſtein I-Stuttgart gewählt. 
Der Vorſtand und der Verwaltungsrat beſtehen nunmehr aus 
folgenden Perſonen: 

I. Vorſtand. 

Rechtsanwalt Dr. Seyferth⸗Leipzig, Vorſitzender; Rechts⸗ 
anwalt Dr. Wachtel-Leipzig, Schriftführer; Rechtsanwalt 
Dr. Drucker⸗Leipzig, Schatzmeiſter; Rechtsanwalt Dr. Ditten- 
berger-Leipzig; Frau Juſtizrat Bennewiz Halle a. S. 


II. Verwaltungsrat. 

Rechtsanwalt Abel-Eſſen a. R.; Juſtizrat Dr. Berend⸗ 
Hannover; Frau Rechtsanwalt Dr. Dittenberger-Leipzig; 
Juſtizrat Karl Eckert - München; Geheimer Juſt'zrat Feige: 
Breslau; Rechtsanwalt Dr. Geiershöfer-Nürnberg; Geheimer 
Juſtizrat Haber-Leipzig; Juſtizrat Max Hahn-Berlin; Ge- 
heimer Juſtizrat Max Jacobſohn-Verlin; Juſtizrat Irmler⸗ 
Berlin; Rechtsanwalt Kuſel-Karlsruhe (Baden); Juſtizrat 
Landsberg-Poſen; Rechtsanwalt Johannes Lehmann- 
Dresden; Rechtsanwalt Dr. Löwenſtein I-Stuttgart; Juſtizrat 
Noſe- Harburg; Rechtsanwalt Soldan-Mainz; Juſtizrat 
Syring⸗Leipzig; Rechtsanwalt Dr. Wannow⸗Zoppot; Frau 
Juſtizrat Wolbert⸗Potsdam; Juſtizrat Zelter ⸗Stettin. 

Zu Rechnungsreviſoren wurden die Rechtsanwälte 
Dr. Siecke⸗Leipzig und H. P. Schmidt⸗Leipzig gewählt. 

In der vorangegangenen Sitzung des Verwaltungsrates 
hatte dieſer die vom Vorſtand vorgelegten nachſtehend ab- 
gedruckten Verwaltungsgrundſätze genehmigt. 


Verwaltungsgrundſätze des Erholungsſtätkenvereins 
deutſcher Aechtsanwälte. 

1. Gewährung von Unterſtützungen. 

Bei der Gewährung von Unterſtützungen ſollen in erſter 
Linie Rechtsanwälte und frühere Rechtsanwälte, ſowie Ehe⸗ 
frauen, Witwen und minderjährige Kinder von Rechtsanwälten 
und früheren Rechtsanwälten berückſichtigt werden. Die Ge- 
währung von Unterſtützungen an andere Angehörige oder 
Hinterbliebene von Rechtsanwälten, insbeſondere an großjährige 
Kinder, ſoll in der Regel nur erfolgen, ſoweit die vorhandenen 
Mittel nicht durch die Unterſtützung der in erſter Linie zu 
berückſichtigenden Perſonen in Anſpruch genommen werden. 

Rechtsanwälte, die wegen unehrenhaſter Handlungen von 
der Rechtsanwaltſchaft ausgeſchloſſen ſind, ſollen eine Unter 
ſtützung nicht erhalten. Hinterbliebene und Angehörige ſolcher 
Rechtsanwälte können unterſtützt werden. 

Die Unterſtützungen werden grundſätzlich nur als einmalige 
Unterſtützungen gewährt. Wiederholte Unterſtützungsgeſuche 
ſollen nur inſoweit berückſichtigt werden, als hierdurch nicht die 
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Gewährung erſtmalig beantragter Unterſtützungen in Frage 
geſtellt wird. 

2. Vor der Entſcheidung über die eingegangenen Unter⸗ 
ſtützungsgeſuche iſt von dem Geſuchſteller eine ärztliche Be⸗ 
ſcheinigung über feine Kur⸗ oder Erholungsbedürftigkeit bei⸗ 
zuziehen. 

Auch kann die Beibringung eines Vermögensnachweiſes 
verlangt werden. 

Die eingehenden Unterſtützungsgeſuche ſollen alsdann je 
einem oder mehreren Vertrauensmännern zur vertraulichen 
Außerung mitgeteilt werden. Der Geſuchſteller iſt in dieſem 
Falle darauf hinzuweiſen, daß Vertrauensmänner gehört werden. 
Es iſt ihm dabei anheimzugeben, geeignete Perſönlichkeiten hier⸗ 
für vorzuſchlagen. 

Die Entſcheidung über die Unterſtützungsgeſuche erfolgt in 
der Regel mittels Rundſchreibens. Widerſpricht ein Vorſtands⸗ 
mitglied dieſer Erledigung, ſo iſt über das betreffende Geſuch 
in der nächſten Sitzung des Vorſtandes zu beraten und zu 
beſchließen. 

In eiligen Fällen genügt es, wenn diejenigen drei Mit⸗ 
glieder des Vorſtandes, die mit dem geringſten Zeitverluſt zu 
erreichen ſind, die Gewährung einer Unterſtützung beſchließen. 
Die Akten ſind alsdann den andern beiden Vorſtandsmitgliedern 
alsbald zur Kenntnisnahme zu überſenden. 

Die Auszahlung der Unterſtützung erfolgt in der Regel 
an den Geſuchſteller oder deſſen geſetzlichen Vertreter. Der 
Vorſtand kann beſchließen, den Betrag der Unterſtützung an 
einen von ihm zu beſtellenden Vertrauensmann zu zweck⸗ 
entſprechender Verwendung auszuzahlen. D. 


Die Wahrheitspflicht des Anwalts im bürgerlichen 
Rechtsſtreite. 
Von Juſtizrat Dr. Georg Wildhagen, Leipzig. 


Die Verhandlungen des jüngſt verfloſſenen Breslauer 
Anwaltstages haben erkennen laſſen, daß im Kreiſe der Kollegen 
einzelne Stellen meiner Schrift „Der bürgerliche Rechtsſtreit“ 
Anſtoß erregt haben, wie z. B.: 

Seite 62, 63. „ . . . endlich kommt es vor, daß der 
Anwalt den bei ſeiner Partei ermittelten Sachverhalt nicht 
vollſtändig in den Schriftſätzen wiedergibt, ſondern ver⸗ 
meintlich ungünſtige Tatumſtände fortläßt, oder ihn auch 
im Sinne der zugunſten der Partei anzurufenden Geſichts⸗ 
punkte ergänzt, indem er „vorſorglich“ Behauptungen 
aufſtellt, für die in den Angaben der Partei eine Unter⸗ 
lage nicht geboten iſt. Man kann dies Verhalten „Prozeß⸗ 
taktik“ nennen. Zu ihr gehört auch das Beſtreiten von 
Behauptungen des Gegners, welche die Partei ſelbſt 
gar nicht in Abrede nehmen kann.“ 

Seite 73. „Das Bewußtſein, daß es aus dem Weſen 
und Zwecke des bürgerlichen Rechtsſtreits heraus ein 
Gebot der Notwendigkeit iſt, wenn der Streit durch 
einen Urteilsſpruch zum Austrage gebracht werden fol, 
zunächſt den dem Streite zugrunde liegenden Sachverhalt 
in ſeiner wahren Geſtalt feſtzulegen, iſt noch nicht in 
vollem Umfange erwacht. Sonſt wäre es unverſtändlich, 
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wie ehrenwerte und angeſehene Prozeßvertreter es unter⸗ 
nehmen könnten, die Ausſichten ihrer Auftraggeber auf 
eine günſtige Entſcheidung des Rechtsſtreites dadurch zu 
verbeſſern, daß fie — ſoweit es möglich iſt, ohne ſelbſt 
bewußt unrichtige Behauptungen aufzuftellen — auf die 
Feſtſtellung eines für eine günſtige Entſcheidung möglichſt 
vorteilhaften Sachverhalts hinarbeiten anſtatt ihre Auf⸗ 
gabe ausſchließlich darin zu erblicken, bei der Ermittlung 
des objektiv richtigen Sachverhalts mitzuwirken, unbe⸗ 
kümmert darum, wie er rechtlich zu beurteilen iſt.“ 

Die Beanſtandung dieſer Ausſprüche iſt einigermaßen be⸗ 
fremdlich. Es hat bislang niemand behauptet, daß ſie den 
tatſächlich beſtehenden Zuſtand unrichtig darſtellen. Im Gegenteil! 
Die Breslauer Verhandlungen haben gar keinen Zweifel darüber 
gelaſſen, daß in beachtlichem Umfange bei erfahrenen und 
angeſehenen Anwälten in der Tat die Auffaſſung beſteht, daß 
der Anwalt das Recht hat, ja ſogar die Pflicht haben kann, 
zum mindeſten bei der Erklärung auf gegneriſche Behauptungen, 
ſich nicht ausſchließlich davon leiten zu laſſen, was ihm durch 
die Angaben ſeiner Partei als wahr bekannt iſt, ſondern unter 
Umſtänden auch von der prozeſſualen Lage des Falles und von 
Rückſichten auf das Intereſſe ſeines Auftraggebers. Was ich 
geſagt habe, iſt alſo nichts anderes als die Wahrheit. Ich 
muß es deshalb auch dankend ablehnen, wenn man — wie ich 
nicht bezweifeln will, gewiß in wohlmeinender Abſicht und um 
zu beſchwichtigen — die Verſicherung abgeben zu ſollen glaubte: 
„es ſei von mir ja nicht böſe gemeint“. Es iſt alles genau 
ſo gemeint, wie es geſagt iſt, und es konnte geſagt werden, 
weil es wahr iſt. Deshalb iſt gar keine Veranlaſſung gegeben, 
irgend etwas zu beſchönigen. Wir ſtreiten zwar über die Pflicht 
des Anwalts zur Wahrheit, aber das Recht zur Wahrheit will 
doch hoffentlich niemand dem Anwalte beſtreiten. Deshalb 
glaube auch ich es in Anſpruch nehmen zu dürfen, ebenſo wie 
das Recht, auszusprechen, daß ich die Auffaſſung, nach der die 
Wahrheitspflicht des Anwaltes durch die Rückſichten auf den 
Prozeß beeinflußt wird, für unrichtig halte, und ſie darum zu 
bekämpfen. Das könnte ich meines Erachtens ſelbſt dann, 
wenn die von mir vertretene Anſicht ganz vereinzelt unter den 
Anwälten daſtände. Das iſt aber keineswegs der Fall. 
Erfreulicherweiſe haben ſich mehrere Kollegen, denen ausreichende 
Erfahrung und Reife des Urteils wohl kaum abgeſtritten werden 
wird, ſehr nachdrücklich ebenfalls zu ihr bekannt. 

So hat der Meinungsaustauſch in Breslau einen Gegenſatz 
der Auffaſſungen zutage gefördert, der in der Anwaltſchaft be⸗ 
ſteht, der aber in ſolcher Klarheit bislang nicht in die Er⸗ 
ſcheinung getreten war: auf der einen Seite die Forderung einer 
ſtrengen, uneingeſchränkten Wahrheitspflicht des Anwaltes im 
bürgerlichen Rechteſtreite und auf der anderen Seite die Be⸗ 
jahung einer Wahrheitspflicht des Anwaltes nur inſoweit, als 
nicht prozeſſuale Intereſſen der Partei entgegenſtehen. Daß 
auch die Anhänger der erſteren Auffaſſung echte Fälle von 
Kolliſion ſittlicher Pflichten als Ausnahme gelten laſſen, alſo 
zugeben, daß auch hier Komplikationen eintreten konnen, die es 
rechtfertigen, die Pflicht zur Wahrheit einer höheren ſittlichen 
Pflicht zu opfern, iſt ſelbſtverſtändlich. Dieſe ganz ſeltenen 
Ausnahmefälle, die praktiſch ſo gut wie gar keine Rolle ſpielen, 
können alſo aus dem Spiele bleiben. 
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Das ſcharfe Hervortreten des beſtehenden Gegenſatzes be⸗ 
deutet einen großen Gewinn. Denn jetzt iſt der Frage nicht 
mehr auszuweichen, welche Auffaſſung den Vorzug verdient. 
Die Frage muß entſchieden werden, und zwar die Frage nach 
der Wahrheitspflicht des Anwaltes für ſich geſondert, nicht 
von vornherein identifiziert mit der Frage nach der Wahrheits⸗ 
pflicht der Partei. Es iſt ja möglicherweiſe nicht aus⸗ 
geſchloſſen, daß für die eine weſentlich andere Geſichtspunkte 
in Betracht kommen als für die andere. Wählen wir ein ein- 
faches Beiſpiel. Der Klient kommt zum Anwalte und ſagt 
ihm: „Ich habe von meinem Nachbar 1000 / geliehen und 
jetzt hat er mich auf Zahlung verklagt, obwohl ich ihm das 
Geld längſt zurückgegeben habe, während er den Empfang be⸗ 
ſtreitet.“ Der Anwalt fragt die Partei, ob fie für die Rück⸗ 
zahlung Zeugen oder Quittung hat, und als dies verneint 
wird, macht er ſie darauf aufmerkſam, daß dann nichts weiter 
übrigbleibe, als dem Kläger einen Eid zuzuſchieben. Das 
wünſcht der Klient aus beſtimmten Gründen unter allen Um⸗ 
ſtänden zu vermeiden. Nunmehr erkundigt der Anwalt ſich, 
welche Beweiſe denn der Kläger für die Hingabe des Darlehns 
in Händen hat, und erfährt, daß ſolche auch nicht vorhanden 
ſind und daß es fraglich iſt, ob der Kläger ſeinerſeits von der 
Eideszuſchiebung Gebrauch macht. Bei dieſer Sachlage be⸗ 
ſtreitet der Anwalt im Prozeſſe die Hingabe der 1000 KA. 
Darf er das? oder handelt er pflichtwidrig? 

Man glaube nicht etwa, daß die Frage durch die Tatſache 
der Annahme der Breslauer Theſen bereits endgültig entſchieden 
ſei. Freilich hat die große Mehrheit ſich zu dem Satze bekannt: 

„Innerhalb der ſtreitigen Tatſachen iſt es unzuläffig, 
wiſſentlich unwahre Behauptungen aufzuſtellen oder 
wahre Behauptungen zu beſtreiten.“ 
Aber einmal haben ſich namhaſte Stimmen gegen dieſen Satz 
ausgeſprochen und verlangt, daß nur geſagt werde: 
„Der Rechtsanwalt iſt grundſätzlich verpflichtet, die 
Tatſachen der Wahrheit gemäß vorzutragen: Die Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht im Prozeſſe iſt dem Takte und 
der Gewiſſenhaftigkeit des Anwaltes zu überlaſſen. Es 
iſt aber nicht erforderlich, dies im Geſetz zum Ausdruck 
zu bringen.“ 
Und ſodann ließen die Ausführungen ſelbſt einiger Befürworter 
der angenommenen Theſe erkennen, daß auch fie eine un— 
eingeſchränkte Wahrheitspflicht des Anwalts, wie ſie nach 
meiner Anſicht der Zweck des Prozeſſes fordert — „Wahrheits⸗ 
pflicht durch dick und dünn“ wurde ſie genannt — für praktiſch 
undurchführbar halten: fie wollen „in thesi“ eine Wahrheits⸗ 
pflicht des Anwalts anerkennen, aber doch — unter Berufung 
auf angeſehene Vertreter der Wiſſenſchaft — gewiſſe Aus⸗ 
nahmen zulaſſen, deren Grenzen nicht immer ganz ſcharf zu 
erkennen ſind; es ſoll dem Anwalte die Unterdrückung der 
Wahrheit geſtattet ſein „unter triftigen Umſtänden“, aus dem 
Geſichtspunkte der „Notwehr“, um einen Sieg des Unrechts 
über das Recht zu verhüten und ähnliches. Wer auf dieſem 
Standpunkte ſteht, unterſcheidet ſich nicht weſentlich von den- 
jenigen, welche erklären, daß ſie „grundſätzlich“ die Wahrheits⸗ 
pflicht des Anwaltes bejahen, aber ihre Erfüllung im einzelnen 
Falle dem „Takte und der Gewiſſenhaftigkeit“ des Anwalts 
überlaſſen wollen. Das läuft letzten Endes auf dasſelbe hin- 


aus. Abſtufungen in den Vorbehalten, die gemacht werden 
ſollen, ſind wertlos. Wer die Wahrheitspflicht nicht vor⸗ 
behaltlos bejaht, verneint ſie. Hier gibt es nur ein Ent⸗ 
weder — Oder. Eine Pflicht, deren Erfüllung ſchließlich dem 
Takte und der Gewiſſenhaftigkeit des einzelnen überlaſſen bleibt, 
iſt keine wahre Pflicht mehr. Dazu iſt das Maß des Taktes 
und der Gewiſſenhaftigkeit, das Mutter Natur dem einzelnen 
verleiht, denn doch gar zu verſchieden. 

Die Frage, welche der beiden zutage getretenen Auffaſſungen 
die größere Berechtigung hat, bedarf alſo noch der Löſung. 
Sie kann nicht gefunden werden durch ſittliche Entrüſtung. Ich 
habe es von jeher geradezu bedauert, daß in der Hitze des Ge— 
fechtes das unglückliche Wort von der Lüge im Prozeſſe geprägt 
wurde. Man kann nicht von „Lügen“ ſprechen, wenn gewiſſen⸗ 
hafte Männer ſo handeln, wie ſie es nach ihrer Überzeugung 
tun dürfen und ſollen. Unnötige Schärfe des Ausdruckes 
ſchadet einer guten und wichtigen Sache leichter, als ſie ihr nützt. 
Ebenſo ſollten es aber auch die Gegner vermeiden, die über⸗ 
legene Miene des Beſſerwiſſers aufzuſtecken, der nur mit mit⸗ 
leidigem Lächeln auf den Phantaſten und Idealiſten herabblickt, 
weil dieſer von den harten Forderungen im rauhen Kampfe des 
Lebens nichts ahne. Mit ſolchen Argumenten kommt man nicht 
weiter. 

Die Frage läßt ſich vielmehr nur durch eine rein ſachliche 
Behandlung und durch unbefangene wiſſenſchaftliche Erörterung 
ihrer Löſung näherbringen. Der Gegenſatz der Anſichten 
führt nämlich ſchließlich zurück auf einen tiefgreifenden Unter⸗ 
ſchied in der Vorſtellung von Natur und Weſen des bürgerlichen 
Rechtsſtreits. Aus dem Weſen des bürgerlichen Rechtsſtreits 
und der Stellung des Anwalts in der bürgerlichen Rechtspflege 
muß die Frage beantwortet werden. Betrachtungen, die dem 
Strafprozeſſe entlehnt werden, ſind mit Vorſicht aufzunehmen 
und immer erſt auf die Zuläſſigkeit einer Vergleichung zu prüfen. 
Denn die Aufgaben des Straf- und Zivilprozeſſes weichen nicht 
unerheblich voneinander ab. Der Staat hat ein Recht zu 
ſtrafen, nicht ſchon, wenn eine ſtrafbare Handlung begangen iſt, 
ſondern erſt, wenn dies dem Täter unter den Garantien des 
Strafprozeſſes auch nachgewieſen iſt. Kann dieſer Nachweis 
nicht geführt werden, ſo iſt es das Recht ſelbſt des Schuldigen, 
von Strafe verſchont zu bleiben. Die Aufgabe, dem Schuldigen 
den Nachweis der ſtrafbaren Handlung zu führen, beherrſcht 
den Strafprozeß. Ganz anders im Zivilprozeß. Die Rechte 
und Verpflichtungen aus dem bürgerlichen Rechte entſtehen nicht 
erſt, wenn die Ereigniſſe, die ihre Vorausſetzung bilden, be⸗ 
wieſen werden, ſondern bereits durch deren Eintritt. Sobald 
ich mein Pferd verkauft habe, iſt die Verpflichtung da, es dem 
Käufer zu übergeben und ihm das Eigentum daran zu ver: 
ſchaffen. Es bedarf dazu nicht noch des Beweiſes, daß der 
Kaufvertrag geſchloſſen iſt. Darum ſteht die Aufgabe, die tat— 
ſächlichen Vorausſetzungen der beanſpruchten Rechte zu beweiſen, 
die allerdings — ſoweit fie ſtreitig bleiben — mit in den Rahmen 
des Zivilprozeſſes fällt, doch bei ihm nicht derart beherrſchend 
im Vordergrunde wie beim Strafprozeß. Das Hauptziel des 
bürgerlichen Rechtsſtreites iſt: Streitigkeiten, die aus Kolliſion 
der Intereſſen entſtanden ſind, zur Entſcheidung zu bringen. 
Daß in einzelnen Fällen ſein Apparat auch benutzt wird, ob⸗ 
wohl ein Streit nicht vorliegt, ändert daran nichts. Der Mittel, 
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um die Entſcheidung eines Streites herbeiführen zu können, 
gibt es mehrere. Man kann die Entſcheidung dem blinden 
Zufall überlaſſen, z. B. dem Loſe, oder der Geſchicklichkeit ge: 
paart mit Glück, z. B. irgendeinem Wettkampfe, oder man 
kann ſie dadurch herbeiführen, daß die Streitenden die tat⸗ 
ſächlichen Vorgänge und Begebenheiten, die ſich abgeſpielt und 
ſchließlich zu dem Streite geführt haben, geeigneten Perſonen 
unterbreiten, damit ſie ihr Urteil darüber abgeben. Nur wenn 
dies letztere Mittel benutzt wird, ſprechen wir von bürgerlichem 
Rechtsſtreite. Es ſteht in einem bedeutſamen Gegenſatze zu der 
Anrufung des bloßen Zufalls. Aber auch bei ihm ſpielt — wie 
die tägliche Erfahrung lehrt — immerhin noch der Zufall eine 
unvermeidliche Rolle: Umſicht des Anwalts, Geſchicklichkeit und 
Verſtändnis der Richter, allgemeine Stimmungen und Eindrücke, 
ja bisweilen ſogar ſeltſame Nebenſächlichkeiten können für den 
Ausgang eines Prozeſſes Bedeutung gewinnen. 

Für viele ſteht augenſcheinlich bei der Betrachtung des bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreites dieſe ſchwache Seite ſeines Weſens im Vorder⸗ 
grunde. Ihnen erſcheint der Prozeß wie ein Kampfſpiel — die 
Siegespalme iſt das günſtige Urteil, als Waffen dienen Klagen, 
Einreden, Repliken, Behauptungen, Gegenbehauptungen, Beſtreiten 
und Beweiſe. Sie kommen dann leicht dahin, zu ſagen: die Waffen 
für den Prozeßkampf muß der Anwalt doch gebrauchen konnen, 
wie es ſeiner Partei am vorteilhafteſten iſt. Warum ſoll er 
eine wahre Behauptung zugeben, wenn es ſeiner Partei zur 
Erlangung eines günſtigen Urteils förderlich iſt, fie zu beſtreiten 
und lieber abzuwarten, ob der Gegner ſie beweiſen kann; man 
braucht ja im Prozeſſe nur gegen ſich gelten zu laſſen, was 
bewieſen — nicht aber, was lediglich behauptet und beſtritten iſt. 

Es iſt aber auch noch eine ziveite, weſentlich andere Be⸗ 
trachtungsweiſe möglich. Sie blickt mehr auf die Anforderungen, 
welche das dem bürgerlichen Rechtsſtreite eigentümliche Mittel 
zur Entſcheidung des Streites ftellt, wenn feine Eigenart tunlichſt 
zur Geltung kommen fol! Das Weſen des Urteils verlangt, 
daß es, ſoweit irgend erreichbar, vom Einfluſſe des bloßen 
Zufalls befreit wird. Es ſoll gerecht und verſtändig ſein! Das 
kann es nur ſein, wenn es von Richtern geſprochen wird, die 
zuverläſſige Kenntnis von den Geſchehniſſen und Verhältniſſen 
erlangt hatten, aus denen der Streit erwachſen war. Das 
Urteil muß innerlich aus den Ereigniſſen, die dem Streite zu- 
grunde liegen, gerechtfertigt erſcheinen. Dieſe Erwägungen 
führen dahin, daß der Prozeß keineswegs dazu beſtimmt iſt, um 
den Parteien Gelegenheit zu geben, im wechſelvollen Kampf⸗ 
ſpiele möglichſt ein günſtiges Urteil zu erringen, ſondern daß 
er ihnen nur das Recht gibt auf ein Urteil über ihren Streit 
von Richtern, denen der Sachverhalt, aus dem der Sreit ent⸗ 
ſtand, klargelegt iſt. Dieſer Sachverhalt gehört der Welt der 
N an. Man kann ihn kennen oder auch nicht kennen, 
6 1 5 kann nicht bald ſo und bald anders ſein. Ihn klarlegen, 
99255 e er zu ermitteln iſt, der Wahrheit gemäß dar⸗ 
it, jede Partei e Erfahrung hat gelehrt, daß es richtig 
Vorgänge ſie ch befinden zu Kae Br . an 
ee U ericht zur Berückſichtigung bei der Beur⸗ 

g unterbreiten will, aber die fie ihm unterbreitet, müſen, 
um Gegenſtand der Beurteilung werden zu können, wahr ſein. 
Da andererſeits auch jede Partei verlangen kann, daß wahre 
tatſächliche Vorgänge, die ſie vorbringt, bei der Entſcheidung, 


ſofern ſie für die Beurteilung von Erheblichkeit find, berückſichtigt 
werden, ſo widerſtreitet es dem vom Prozeſſe verfolgten Zwecke 
ebenſo ſehr, wahre Behauptungen des Gegners zu beſtreiten, wie 
unwahre Behauptungen aufzuſtellen. Der Beweis über tat⸗ 
ſächliche Vorgänge ſollte danach im Prozeſſe nur ein Notbehelf 
für die Fälle ſein, in denen Tatumſtände für die Beurteilung 
in Betracht kommen konnen, über die die Parteien nicht oder 
nicht ausreichend Beſcheid wiſſen. Er iſt aber, wie bekannt, 
in viel weiterem Umfange unentbehrlich, weil ſich nicht alle 
Parteien in ihrem Verhalten von der Rückſicht auf den vom 
Prozeſſe verfolgten Zweck leiten laſſen, ſondern im Gegenteil 
bisweilen ſeinen waren Zweck zu vereiteln ſuchen. Das gleiche 
kann der Anwalt nicht tun. Dafür iſt er ein Organ der Rechts⸗ 
pflege. Er ſoll es doch nicht bloß dem Namen, ſondern der 
Sache nach ſein. Als Organ der Rechtspflege betätigt er ſich 
nicht, wenn er die ihm von ſeiner Partei erteilte Darſtellung 
der tatsächlichen Vorgänge nicht unverändert dem Gerichte 
unterbreitet, ſondern fie zuvor mit Rückſicht auf die Erlangung 
eines für ſeine Partei günſtigen Urteils umgeſtaltet. Denn 
dadurch fördert er nicht, ſondern erſchwert er die Erreichung 
des Zweckes der bürgerlichen Rechtspflege: die Entſcheidung des 
Streites durch ein auf zuverläſſiger Kenntnis des dem Streite 
zugrunde liegenden Sachverhalts beruhendes Urteil. 

Noch ein weiteres Bedenken läßt ſich aus der Stellung 
des Anwalts als eines Organes der Rechtspflege herleiten. 
Für die Unentbehrlichkeit des Rechts des Anwalts, Behauptungen 
des Gegners, welche die Partei ſelbſt als richtig zugibt, be⸗ 
ſtreiten zu dürfen, pflegt angeführt zu werden, daß dies unter 
Umſtänden notwendig werden kann, um dem materiellen Rechte 
zum Siege zu verhelfen, weil die Erfüllung der Wahrheitspflicht 
eine unrichtige Entſcheidung zur Folge haben würde. Man 
denkt dabei hauptſächlich an Fälle, in denen neben der an ſich 
richtigen Behauptung des Gegners weitere Behauptungen vor⸗ 
zubringen wären, die ſich aber nicht beweiſen laſſen. Das Be: 
denkliche iſt nur, daß das angebliche „materielle Recht“, dem 
zum Siege verholfen werden ſoll, ſtets auf ſeiten der eigenen 
Partei des Anwalts angenommen wird, und daß als die 
„unrichtige Entſcheidung“, die abgewendet werden ſoll, das der 
eigenen Partei ungünſtige Urteil angeſehen wird. Die Voraus⸗ 
ſetzung für dieſe Annahmen iſt aber doch wohl, daß die Angaben 
der eigenen Partei, die nicht bewieſen werden können, auch 
wirklich richtig ſind. Welche Gewißheit dafür iſt dem Anwalte 
geboten? Wenn die Angaben ſeiner Partei ſo offenſichtlich 
überzeugend ſind, ſo mögen ſie dem Gerichte zur Entſcheidung 
unterbreitet werden. Sind ſie das nicht, ſo trifft der Anwalt 
ſelbſt die Entſcheidung über ihre Richtigkeit, die nicht ihm, 
ſondern dem Gericht zuſteht. Die von den Gegnern empfohlene 
Art der Behandlung dieſer Fälle läuft alſo in Wahrheit darauf 
hinaus, daß der Anwalt ſich an die Stelle des Richters ſetzt, 
indem er in einem für die Beurteilung der Sache erheblichen 
Punkte dem Gerichte die Entſcheidung vorenthält, weil er aus 
irgendeinem Grunde befürchtet, daß das Gericht die von ihm 
für richtig befundene Entſcheidung nicht treffen wird. Das iſt 
wiederum nicht mit der Stellung vereinbar, die dem Anwalte 
als Organ der Rechtspflege zugewieſen iſt. Er iſt Berater und 
Beiſtand der Partei, er hat ihre Intereſſen wahrzunehmen und 
dafür zu ſorgen, daß alles, was für die Entſcheidung von Be⸗ 
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deutung jein kann, dem Gerichte unterbreitet wird. Aber die 
Entſcheidung ſelbſt iſt ausſchließlich Sache des Gerichts. Ins⸗ 
beſondere muß daran gedacht werden, daß die andere Partei 
das Recht hat, über alle für die Beurteilung in Betracht 
kommenden Punkte, ſoweit ſie nicht unſtreitig ſind, die Ent⸗ 
ſcheidung durch das Gericht zu verlangen, und daß ſie ſich 
nicht ſtatt deſſen mit einer Entſcheidung durch den Gegenanwalt 
abſinden zu laſſen braucht. 

Die Betonung der Seite im Weſen des Prozeſſes, die ihn 
vorwiegend als einen Kampf erſcheinen läßt, der auch An⸗ 
wendung von Kriegsliſten nicht ausſchließt, ſowie ihre Gleich⸗ 
ſtellung mit dem Weſen des Prozeſſes überhaupt, iſt heute wohl 
noch, wenn nicht die allgemein, ſo doch jedenfalls die vorwiegend 
herrſchende Auffaſſung. Sie iſt die hergebrachte, die ältere. 
Es ware intereſſant, zu unterſuchen, wieweit ſie etwa mit 
hiſtoriſchen Reminiszenzen uralter Vergangenheit, mit den engeren 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen, dem geringeren Werte der Zeit, 
dem Überwiegen bureaukratiſcher Behandlung öffentlicher An⸗ 
gelegenheiten in den verfloſſenen Jahrhunderten zuſammenhängt, 
und wieweit eine abweichende Auffaſſung von der Natur des 
bürgerlichen Rechtsſtreits durch die praktiſchen Anforderungen 
und geiſtigen Strömungen der Jetztzeit beeinflußt wird. Endloſe 
Prozeſſe, um nur möglichſt viel zu ſtreiten, Richter, die die 
unſelige Binde der Themis vor den Augen haben und ver⸗ 
ſchlagene „Advokaten“, deren Karikatur wir in alten Annekdoten 
und Schwänken begegnen, paſſen nicht mehr in die heutige Zeit. 
Wir ertragen auch bureaukratiſche Behandlung nicht mehr, die, 
aus Mangel an Verſtändnis für die Sache ſelbſt, ſich begnügt, 
eine Angelegenheit durch äußerliche, bloß formale Mittel zu 
erledigen. Wir wollen die Sache ſelbſt, mit der wir uns zu 
befaſſen haben, erfaſſen, durchſchaueu und begreifen und die 
Aufgabe, die zu erfüllen iſt, auf dem kürzeſten Wege mit den 
einfachſten Mitteln löſen. Intereſſant wäre es auch, zu unter⸗ 
ſuchen, wieweit die jetzt geltende ZPO. von der einen oder 
anderen Anſchauung über das Weſen des Prozeſſes oder ob ſie 
überhaupt von einer beſtimmten Anſchauung darüber beherrſcht 
wird. Doch dieſen reizvollen Fragen und mancher anderen, die 
noch auftaucht, kann ich an dieſer Stelle nicht nachgehen. Ich 
muß mich darauf beſchränken, den gegenwärtigen Stand der 
Frage nach der Wahrheitspflicht des Anwaltes klargelegt und 
den einen oder anderen Geſichtspunkt angedeutet zu haben, der 
vielleicht bei ihrer Behandlung Beachtung verdient. Nur einen 
Punkt muß ich zum Schluß noch erwähnen. 

Es iſt neuerdings gegen die Anerkennung der Wahrheits⸗ 
pflicht des Anwaltes von mehreren Seiten das Bedenken er⸗ 
hoben, daß damit der Anwalt aufhören werde, der Vertrauens⸗ 
mann ſeiner Klientel zu ſein, und daß infolgedeſſen das Publikum 
den Winkeladvokaten in die Arme getrieben werde. Dabei ſcheint 
ein erhebliches Mißverſtändnis obzuwalten. Wenn der Klient 
dem Anwalte fein Herz ausſchüttet, und tatſächliche Vorgänge 
anvertraut, die niemand, alſo auch das Gericht, nicht erfahren 
ſoll, ſo verlangt natürlich ſelbſt der enragierteſte Wahrheits⸗ 
fanatiker nicht, daß der Anwalt trotzdem zum Gerichte läuft und 
dort hinterbringt, was ihm anvertraut iſt. Denn er weiß, was 
im § 300 StGB. ſteht. Um dieſen Fall handelt es ſich bei dem 
Streit um die Wahrheitspflicht alſo gar nicht, ſondern um den 
weſentlich anderen Fall, daß der Klient ſelbſt nicht im ent⸗ 


fernteſten daran denkt, dem Gerichte den Sachverhalt, ſo wie 
er ihn kennt, vorzuenthalten — im Gegenteil, er würde es 
vielleicht mit Entſchiedenheit ablehnen —, daß aber der Anwalt 
aus Rückſichten auf den Prozeß dem Gerichte nicht unverändert 
unterbreitet, was ſein Klient ihm berichtet hat, ſondern in dem 
einen oder anderen Punkte davon abweicht, weil er es für 
zweckmäßiger und deshalb für notwendig erachtet. Das ſind die 
Fälle, in denen es vorkommen kann, daß es für den Anwalt 
unerwünſcht iſt, wenn das Gericht die Partei ſelbſt lädt und 
hört, weil ſich dabei herausſtellen kann, daß die Darſtellung der 
Partei mit der des Anwalts ſich nicht völlig deckt. Man wird 
dann kaum jemals von dem Anwalte hören — was man bei 
der Auffaſſung der Gegner eigentlich erwarten ſollte —, daß er 
die Abweichung aus beſtimmten Gründen für geboten gehalten 
und deshalb vorgenommen habe, ſondern es wird häufiger eine 
andere Erklärung verſucht, z. B. aus einem Mißverſtändniſſe 
oder dergleichen, die aber nicht unter allen Umſtänden über⸗ 
zeugend wirkt. Ich kenne Parteien, die gerade durch ſolche 
Vorgänge in ihrem Vertrauen zum Anwalte erſchüttert werden 
können. Die Befürchtung dagegen, daß die Anwaltſchaft durch 
die Anerkennung ihrer uneingeſchränkten Wahrheitspflicht im 
bürgerlichen Rechtsſtreite das Vertrauen verlieren könnte, ſcheint 
mir wenig begründet zu ſein. 


Zur bayerischen Königsfrage. 
5 
Von Klaus Menner, München. 


Wenn man die neueſten Ausführungen des Rechtsanwalts 
Dr. Bloch I, München, in Nr. 17 der JW. vom 1. Oktober 
1913 S. 901—909 durchlieſt, möchte man zunächſt vielleicht 
glauben, nunmehr ſei unwiderleglich nachgewieſen, daß die 
bayeriſche Doktrin und Praxis in einem jahrzehntelangen ſtaats⸗ 
rechtlichen Irrtum befangen war und daß erſt jetzt durch Bloch 
die Rechtslage völlig geklärt worden ſei. Doch wenn man den 
Deduktionen näher auf den Grund geht, merkt man gar bald 
die Trugſchlüſſe der Beweisführung, den gleißenden Glanz der 
objektiven Irreführung. Wenn Bloch ſchließlich die Erörterungen 
des meiſterhaften Staatsrechtslehrers Max von Seydel und 
derer, die ganz oder wenigſtens teilweiſe deſſen Darlegungen 
folgen, als „konſtruktive Jurisprudenz“ hinſtellen will, 
und wenn jetzt erſt die Forderungen der salus publica erfüllung⸗ 
heiſchend in das Sonnenlicht des Tages treten ſollen, ſo muß 
man ſich über ſolche Außerungen ſehr wundern. Denn gerade 
Bloch iſt es, der ganz neue ſtaatsrechtswiſſenſchaftliche Sätze 
konſtruiert; er verwendet für den neuen, aus den großen 
Umwälzungen um die Wende des 18. und 19. Jahrhunderts 
erſtandenen Bau der modernen deutſchen Verfaſſungen als 
Fundament noch ein Jahrhunderte altes Reichsgrundgeſetz, das 
ſchon 460 Jahre vor Erlaſſung der bayeriſchen Verfaſſung ge⸗ 
geben worden war. 

Bei einer ſolchen Sachlage obliegt meines Erachtens nicht 
uns der Nachweis, daß die nur für die Kurfürſtentümer er⸗ 
laſſene Goldene Bulle Kaiſer Karls IV. von 1356 in Bayern 
heute nicht mehr Gültigkeit habe, ſondern Bloch hat in einer 
vollkommen einwandfreien, zwingenden Weiſe darzutun, daß 
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jenes altehrwürdige Geſetz noch heute für die ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe Bayerns anwendbar it. 

Mit dem letzten Aufſatz hat Bloch meiner Meinung nach 
dieſen Nachweis in keiner Weiſe erbracht. Seine Ausführungen 
mogen vielleicht für das Großherzogtum Baden und die badiſchen 
Vorgänge vom 24. April 1852 und 5. September 1856 von 
Belang ſein; !) für Bayern iſt damit nicht das mindeſte bewieſen. 

Es bedarf wohl keiner eingehenderen Darlegung mehr, 
daß aus den 88 2, 3 des Titels II der bayeriſchen Verfaſſungs⸗ 
urkunde ſich mit Notwendigkeit ergibt, daß der Thronanwärter 
unmittelbar im Zeitpunkt des Wegfalls ſeines Vorgängers 
Monarch wird, gleichgültig, ob er es weiß oder will. Auch 
ohne fein Wiſſen und ohne feinen Willen ſetzt ſich in ihm die nie 
ſterbende Staatsperſönlichkeit fort.“) Es fiel bei Erlaſſung der 
bayeriſchen Verfaſſung vom 26. Mai 1818 niemanden ein, ſeſt⸗ 
zuſetzen, daß der Thronfolger, um die Krone zu erwerben 

gleich der früheren privatrechtlichen hereditatis aditio — 
eine auf den Thronerwerb gerichtete Willenshandlung vor⸗ 
nehmen müſſe. Es ſtand denn auch die geſamte damalige 
Staatsrechtswiſſenſchaft auf dem Standpunkt — wie dies heute 
der Fall iſt —, daß die Monarchenrechte ipso jure ohne 
jeglichen Willensakt dem Nächſtberufenen anfallen. Keine 
Sekunde herrſcherloſe Zeit ſchiebt ſich zwichen den Wegfall des 
vorigen und den Eintritt des nunmehrigen Monarchen. Es 
galt und gilt auch in Bayern das Wort: Rex non moritur‘. 
e roi est mort, vive le roi!“ Freilich find gewiſſe ſymboliſche 
Handlungen in Wirklichkeit üblich, welche bezeugen ſollen, daß 
der Herrſcher Gewordene ſeine Herrſchaftsbefugniſſe auch tat⸗ 
ſächlich ausüben will.“) 

Desgleichen darf ich, um Wiederholungen zu vermeiden, 
bezüglich eines anderen Fundamentalgrundſatzes des bayeriſchen 


1) Vgl. hierher auch Pfiſter, Erwin Joh. Sof, „Geſchichtliche 
Entwicklung des Staats rechts des Großherzogtums Baden und die 
verſchiedenen darauf bezüglichen öffentlichen Rechte“. Neue Auflage. 
Erſter Teil. Mannheim (Bensheimer) 1847, S. 588, 584; Wielandt, 
Frledrich, „Das Staatsrecht des Großherzogtums Baden“ in 
Marquardſens Handbuch des öffentlichen Rechts. 3. Band, 1. Halb⸗ 
band, 3. Abteilung. Freiburg und Leipzig (Mohr) 1895, S. 27, 28; 
Vornhak, Conrad: „Staats: und Verwaltungsrecht des Groß⸗ 
herzogtums Baden“. Hannover (Jänecke) 1908, S. 18 zu 55 Vuch⸗ 
ſtabe e; von Jagemann, Eugen: „Das badiſche Verfaſſungsrecht“ 
in „Die Staatsverfaſſungen des Erdballs“ von Poſener, Paul, 
Charlottenburg 1909, S. 68 ff., hier insbeſondere S. 76; Walz, 
Ernſt: „Das Staatsrecht des Großherzogtums Baden“ in „Das 
öffentliche Recht der Gegenwart“, herausgegeben von Jellinek, Laband, 
Pilolv, Bd. 5, Tübingen (Rohr) 1909, S. 43 mit Fußnote 4, S. 46, 
8 15 a. E. 

529 5 1 aber hierher des nähern meine in den von Dr. Karl Theodor 
Deulſchen⸗ R 195 Dr. Anton Dyrof f herausgegebenen „Annalen des 
Weges e Nr. 9 ff. dieſes Jahres erſcheinende Abhandlung 
Staatsrechtes“ 8 70 unter beſonderer Berückſichtigung des bayeriſchen 
ſiehe auch Wiela 5 Fußnoten 3 ff. und § 8 mit Fußnoten 10 ff. 
München 1904, S u 85 29; Rehm: „Modernes Fürſtenrecht“, 
Staatsrechts“, Leipzig Ser eee a rem 
Staatsrecht“ S. 18. „S. 276 zu 8 91; Bornhak: „Badiſches 

3) Vgl. hierher Conrad Bornhak: iſches S = 

Breslau 1911, S. 191, 6 82, a taatsrech 
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Staatsrechts, daß nämlich der Regent, wenn und ſoweit nicht 
Ausnahmen in der Verfaſſung ſelbſt beftehen, alle monarchiſchen 
Regierungsbefugniſſe in der gleichen Weiſe und auch im gleichen 
Umfange ausüben könne, daß er insbeſondere die Verfaſſung 
und damit auch die Thronfolgeordnung ändern und ſogar die 
Rechte der Krone ſchmälern könne, auf meinen oben erwähnten 
Aufſatz (8 6) hinweiſen. 

Hinſichtlich des von Bloch für die badiſche Regentſchaft 
(1852-— 1856) zuſammengetragenen Materials kann nicht oft 
genug betont werden, daß von dieſen tatſächlich und rechtlich 
ganz verſchiedenen badiſchen Verhältniſſen durchaus nicht ohne 
weiteres auf die bayeriſchen deduziert werden dürfe. Ich konnte 
mich keineswegs überzeugen, daß die Sach⸗ und Rechtslage 
hier wie dort die gleiche iſt. Bloch kann nicht darüber hin⸗ 
wegkommen, daß weder in der badiſchen Verfaſſungsurkunde vom 
54 Aga 1504 noch in dem zum weſentlichen Beſtandteil der 
Verfaſſung erklärten Hausgeſetz vom 4. Oktober 1817) der 
Regentſchaft auch nur mit einer Silbe Erwähnung geſchehen 
ſei. Gerade aus dieſer Verſchiedenheit aber müſſen die 
wichtigſten und ſchwerwiegendſten Folgerungen gezogen werden. 
Weiterhin kann Bloch nicht ernſtlich beſtreiten, daß die Diktion 
in Titel II S8 2, 3 der bayeriſchen Verfaſſungsurkunde grund⸗ 
verſchieden iſt von jener in 8 2 der badiſchen Deklaration vom 
4 Oktober 1817. Ich möchte der Anſchaulichkeit wegen noch⸗ 
mals hervorheben, daß es in 8 3 des bayeriſchen Staatsgrund⸗ 
geſetzes heißt: „Zur Sukzeſſionsfähigkeit wird die recht⸗ 
mäßige Geburt aus einer ebenbürtigen — mit Be⸗ 
willigung des Königs geſchloſſenen Ehe erfordert.“ 
Notwendig iſt alſo 

1. eine rechtmäßige Geburt, 

2. eine ebenbürtige Ehe und 

3, eine mit Bewilligung des Königs geſchloſſene Ehe. 
Ich meine, aus dieſem Wortlaut ergibt ſich, wenn man die 

Worte einigermaßen unbefangen lieſt, unwiderleglich, daß zur 
Sukzeſſionsfähigkeit für den bayeriſchen Königsthron nicht mehr 
und nicht weniger verlangt wird. Wenn in privat⸗ oder 
öffentlich⸗rechtlichen Geſetzen des Deutſchen Reichs eine ähnliche 
Wendung gebraucht iſt, ſo wird überall unbedenklich an⸗ 
genommen, daß eine erſchöpfende, ausſchließliche, keine extenſive 
Auslegung und keine ſonſtige Ergänzung zulaſſende Regelung 
beabſichtigt iſt. Für das bayeriſche Verfaſſungsrecht aber ſollen 
auf einmal ganz andere Interpretationsregeln gelten! Damit 
Bloch recht hätte, müßte es unbedingt etwa heißen: „Zur 
Sukzeſſionsfähigkeit wird beſonders (auch, hauptſächlich uſw.) 
ee erfordert.“) Es iſt daher an der Auslegung Max 
von Seydels,“) daß in Titel II 88 2, 3 der bayeriſchen 
Verfaſſungsurkunde alle Erforderniſſe der Thronfolgefähigkeit 
erſchöpfend aufgezählt ſeien, nicht zu rütteln. 

4) Im badiſchen Regierungsblatt Nr. XXIV S. 94, übrigens 
auch abgedruckt und erläutert bei Glockner, Badiſches Verfaſſungs⸗ 
recht, Karlsruhe 1905, S. 260 ff. 

5) Vgl. hierher auch meine vorgenannte Abhandlung 8 7 mit 
Fußnoten 11 ff. 

6) Max von Seydel, Bayeriſches Staatsrecht, 2. Auflage 
(1896) Bd. 1 S. 198 Abſ. 1 mit den Fußnoten 12, 18. 
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Wenn man wollte, konnte man auch noch darauf hin— 
weiſen, daß es in den 88 9, 11 ganz allgemein ohne jede 
Unterſcheidung heißt, daß die Reichsverweſung nur dann ein⸗ 
tritt, wenn der Monarch für die Verwaltung des Reiches nicht 
ſelbſt Vorſorge getroffen hat oder treffen kann. Im 
erſteren Falle muß alſo der Zeitpunkt der Vorſorge zweifellos 
vor dem Eintritt der Regierungsbehinderung liegen; im letzteren 
Falle aber trifft die Unmöglichkeit, die erforderlichen Maßnahmen 
für die Zukunft zu treffen, zeitlich mit dem Auftreten der 
Regierungsunfähigkeit zuſammen. Freilich iſt damit in keiner 
Weiſe geſagt, daß die Tatſachen, welche es dem Monarchen 
unmöglich machen, die Verwaltung des Landes anzuordnen, 
nicht ſchon vor dem Zeitpunkte liegen können, in dem über⸗ 
haupt die betreffende Perſon das Recht erhält, für die Ver⸗ 
waltung des Staates zu ſorgen. Ja, der Fall wird bei 
88 9, 11 ſogar die Regel bilden, daß der Monarch ſchon im 
erſten Moment ſeiner Herrſchaft für die Verwaltung des Reichs 
nicht ſelbſt Vorſorge treffen kann. 

Es iſt nun, ohne daß Bloch je darauf hingewieſen hätte, 
einzuräumen, daß die erſten Staatsrechtslehrer des bayeriſchen 
Verfaſſungsrechtes Friedrich Chriſtof Schunk (1824) und 
Conrad Cucumus (1825), noch ganz beherrſcht von den 
Ideen der alten Zeit, wo faſt alle ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
privatrechtlich aufgefaßt und behandelt wurden, unter aus⸗ 
drücklicher Anlehnung an Johann Ludwig Klüber (1822) an⸗ 
genommen haben, daß körperliche und geiſtige Gebrechen, die 
den Thronanwärter zur Regierung gänzlich unfähig machen, 
vom Throne völlig ausſchließen. Allein ſchon die nächſten 
ſchärfer unterſcheidenden und den Wortlaut der Verfaſſung 
berückſichtigenden Univerſitätsprofeſſoren E. von Moy (1840) 
und J. von Pözl (1851) und insbeſondere der in der 
Staatsbeamtenpraxis ſtehende von Spies (1848) haben der 
Anſicht Seydels vorgearbeitet und treffend nachgewieſen, daß 
zur Thronfolgefähigkeit für einen bayeriſchen Prinzen nichts 
weiter nötig fei, als was in den SS 2, 3 des Titels II aus⸗ 
drücklich vorgeſchrieben ſei.)) Wenn man von dieſen bayeriſchen 
Schriftſtellern vernimmt, muß man die Behauptung des 
Heidelberger Hochſchullehrers Zöpfl — auf den ſich Bloch ſo 
weſentlich ſtützt — daß nämlich zu jener Zeit (1856) die 
geſamte deutſche Staatsrechtswiſſenſchaft die völlige und 
dauernde Negierumgsunfähigfeit beim Thronanfall für einen 
Thronausſchließungsgrund gehalten habe, ziemlich kühn und 
gewagt bezeichnen. 

An dieſer Stelle möchte ich auch bemerken, daß ich in 
dem wiederholt angeführten Aufſatz (8 7 mit Fußnoten 29 
bis 31) dargelegt habe, daß denen, die an dem Entwurf und 
der Beratung der bayeriſchen Verfaſſung mitgewirkt 
haben, wohl bewußt war, daß auch ein vollig unheilbar (körperlich 
oder geiſtig) Kranker nach bayeriſchem Verfaſſungsrechte auf den 
Thron ſollte gelangen können (vgl. insbeſondere auch Seydel, 
Bayeriſches Staatsrecht 2. Aufl. Bd. 1 S. 227 Fußnote 7). 


7) Vgl. hierher des nähern meine mehrerwähnte Abhandlung, 
§ 7 mit Fußnoten 38 ff., 39 f. und die Erlanger Diſſertation (1909) 
von Guſtav Baumann: „Seit wann ſchließt in Deutſchland 
Regierungsunfähigkeit von der Thronfolge nicht mehr aus?“ S. 43, 
44, 55 bis 59, 67 bis 73. i 


Es iſt wenig konſequent, wenn die Gegner annehmen, 
daß derjenige, der einmal Monarch geworden iſt, dies unter 
allen Umſtänden bleiben kann, auch wenn er nachträglich 
abſolut und perpetuell regierungsunfähig wird. Wenn ſchon 
einmal die völlige und dauernde Regierungsunfähigkeit einen 
Thronausſchließungsgrund bilden ſoll, dann ſollte man doch 
folgerichtig ſagen, daß jede abſolute und perpetuelle Regierungs⸗ 
unfähigkeit, mag ſie vor oder nach dem Thronanfall ein— 
treten, die Thronfähigkeit befeitigt.) Denn theoretiſch läßt 
ſich recht gut denken, daß ein eben 18 Jahre alt gewordener 
Prinz z. B. am 1. Januar auf den Thron gelangt und ſchon 
am 2. Januar in eine unheilbare, Zeit ſeines Lebens dauernde 
Regierungsunfähigkeit verfällt. Weil er nun zufällig einen 
Tag nach ſeiner Thronbeſteigung regierungsunfähig geworden 
iſt, behält er den Thron — vielleicht 50 bis 60 Jahre — 
inne. Wäre er aber ſchon am 1. Januar — alſo 24 Stunden 
zuvor — von jenem ihm feine ganze Regierungsfähigkeit 
vaubenden Leiden heimgefucht worden, ſo wäre er überhaupt 
nicht auf den Thron gekommen. Es haben daher, wenn ſchon 
einmal die Regierungsunfähigkeit vom Thron ausſchließen ſoll, 
diejenigen die Logik weit mehr auf ihrer Seite, welche be⸗ 
haupten, daß es für die Thronausſchließung ganz gleichgültig 
ſei, wann die völlige und dauernde Regierungsunfähigkeit ſich zeigt. 
Man muß aus ähnlichen Erwägungen Max von Seydel s) 
recht geben, wenn er wiederholt betont, daß in der bayeriſchen 
Verfaſſung bei Titel II 88 9, 11 zwiſchen Verhinderungs⸗ 
urſachen, welche ſchon beim Anfall der Krone vorliegen, 
und ſolchen, welche erſt ſpäter eintreten, in keiner Weiſe ein 
Unterſchied gemacht ſei. Wenn aber das Geſetz nicht 
unterſcheidet, darf auch die Auslegung keinen Unter— 
ſchied in dieſes hineintragen. 

Aber nicht nur für das bayeriſche Staatsrecht wird von 
den angeſehenſten Staatsrechtslehrern nachgewieſen, daß die 
Goldene Bulle heutzutage als geltende Rechtsquelle gänzlich 
auszuſcheiden habe, ſondern auch für andere Staatsverfaſſungen, 
welche ausdrückliche, mehr oder weniger eingehende Vorſchriften 
über das Inſtitut der Regentſchaft enthalten, wird dies in 
überzeugender Weiſe dargetan. 

So führt Anſchütz 10 aus, daß früher für den Thron⸗ 
erben auch noch körperliche und geiſtige Fähigkeit gefordert 
wurde, während nach den neueren Verfaſſungen die Re⸗ 
gierung auch im Falle einer ſolchen Unfähigkeit übergehe und 
nur die Ausübung der Regierungsrechte ſtatt durch den 
Monarchen durch einen Regenten erfolge; überall da, wo das 
Inſtitut der Regentſchaft durch die Verfaſſung oder ein Spezial: 
geſetz geordnet ſei (wie in Preußen, Bayern, Sachſen, Württem⸗ 
berg, Heſſen uſw.), ſei die Geltung und Anwendbarkeit 
der Grundſätze der Goldenen Bulle zu verueinen. 


) So mit Recht Bornhak, Badiſches Staats- und Ver⸗ 
waltungsrecht, S. 18 zu 8 5, lit. o: „Dauernde Regierungsunfähigkeit 
ſchließt nicht nur vom Throne aus, ſondern bewirkt auch den 
Verluſt der bereits erworbenen Herrſchaft“ ſiehe auch dort 
S. 20; a. M.: Friedrich Wielandt, S. 27, 28, 30; Walz, S. 46 
§ 15 letzter Abſatz. 

) Baheriſches Staatsrecht, Bd. 1 S. 227 mit Fußnote 8. 

10) Meyer-Anſchütz: Lehrbuch des deutſchen Staatsrechts, 
S. 271 zu § 89, S. 277, 278 mit Fußnote 3 zu 8 92. 
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Ahnlich ſchreibt für das Königreich Sachſen Otto Mayer, 5) 
daß heutigen Tages die Goldene Bulle für Sachſen 
ihre Anwendbarkeit verloren habe; für den Fall der 
Regierungsunfähigkeit des zur Thronfolge Berufenen hätten 
nur bis zur Erlaſſung der ſächſiſchen Verfaſſung die Regeln 
der Aurea Bulla Kap. XXV 5 2 und Kap. VII $ 4 gegolten; 
durch das Inkrafttreten der Verfaſſung aber ſei der Ausſchluß 
von der Thronfolge bei jeder Art von Regierungsunfähigkeit 
ausgeſchloſſen; es trete immer die Reichsverweſung ein. 

In gleichem Sinne äußert ſich Conrad Bornhak !) für 
das derzeit geltende preußiſche Verfaſſungsrecht. Wegen der 
Wichtigkeit der Sache überhaupt und wegen der hochbedeutenden 
Perſönlichkeit dieſes Staatsrechtlehrers ſeien ſeine Hauptſätze im 
Wortlaute hier angeführt: „Man kann zwar nicht behaupten, 
daß die Beſtimmungen der Goldenen Bulle über die Thron⸗ 
folge mit Auflöſung des Reiches ihre Geltung verloren hätten. 
Dagegen nimmt die Verfaſſungsurkunde bei Regelung des Thron- 
folgerechts nur auf das Hausgeſetz, nicht auf die Goldene 
Bulle Bezug. Da die Hausgeſetze eine Ausſchließung 
wegen Regierungsunfähigkeit nicht kennen, ſo kommt 
dieſe für das Thronfolgerecht nicht mehr in Betracht. Dies 
erkennt auch die Verfaſſungsurkunde mittelbar dadurch an, daß 
fie bei dauernder Regierungsunfähigkeit des Königs 
ohne Rückſicht darauf, ob dieſe beim Thronanfall ſchon 
vorhanden war oder ſpäter eingetreten iſt, beſondere 
Vorſorge durch Anordnung einer Regentſchaft traf. ... Die 
meiſten neueren deutſchen Verfaſſungsurkunden ſehen deshalb 
von der Ausſchließung wegen Regierungsunfähigkeit ab.“ Im 
Anſchluß hieran führt Bornhak eine um deswillen intereſſante 
Bemerkung an, weil ſie geeignet erſcheint, anders lautende 
Ausführungen Blochs zu widerlegen: „Wo, wie in Preußen, 
der Regent alle Rechte des Königs auszuüben hat, ergeben 
ſich daraus auch keinerlei ſtaatsrechtliche Schwierigkeiten. 
Anders freilich in Bayern, wo nach dem bisherigen Staats⸗ 
rechte der Regent keine neuen Amter einführen, die beſtehenden 
nur proviſoriſch beſetzen, keine heimgefallenen Lehen verleihen 
und keine Krongüter veräußern dürfe. Abgeſehen davon, daß 
dieſe Beſchränkungen mit dem heutigen ſtaatsrechtlichen Charakter 
der Regentſchaft nicht mehr vereinbar ſind, hat ſich aber auch 
in Bayern herausgeſtellt, daß die Unzuläſſigkeit der Ausſchließung 
des Herrſchers wegen Regierungsunfähigkeit und die Ausſchließung 
des Regenten von gewiſſen Regierungshandlungen zwei mit⸗ 
einander unvereinbare Gegenſätze ſind.“ Daraus folgt nun 
keineswegs, wie Bloch meint, daß die von der bisherigen 
Doktrin und Praxis beliebte Auslegung des Titels II 88 2, 
3, 9, 11 irrig ſei, ſondern daß die Verfaſſung einer Reform 
bedarf nach der Richtung hin, daß ein abſolut und perpetuell 
Aron n e Monarch nicht Zeit ſeines Lebens den 
fn men ſolle. Nur mit einer Verfaſſungsänderung 
ht: Ken Zweck erreichen, nicht aber mit einer viel zu 

Men Verwertung der Goldenen Bulle von 1356. 


11 
hr 8 0 Staatsrecht des Königreichs Sachſen in „Das öffent⸗ 
| er Gegenwart“ (herausgegeben von Jellinek, Laband, 
W 9. Bd. Tübingen 1909, S. 107 
1 f S 0107. 
) Preußiſches Staatsrecht. Breslau (1911), Bd. 1 S. 180; 


8 ® fein badiſches Staats- und Verwaltungsrecht S. 18 zu 
8 5 llt. e. 


Die glänzendſte Widerlegung muß ſich aber Bloch gerade 
durch jenen Schriftſteller gefallen laſſen, auf den er ſich am 
allermeiſten zur Rechtfertigung ſeiner eigenen Behauptungen 
beruft, ich meine den Großherzoglich Badiſchen Hofrat, Uni⸗ 
verſitätsprofeſſor Dr. Heinrich Zöpfl. Dieſer Heidelberger 
Staatsrechtslehrer hat bekanntlich unter anderm auch ein Werk, 
„Grundſätze des gemeinen deutſchen Staatsrechts mit beſonderer 
Rückſicht auf das allgemeine Staatsrecht und auf die neueſten 
Zeitverhältniſſe“ (2 Teile), verfaßt, von dem im Jahre 1863 
— alſo 7 Jahre nach der Erſtattung des von Bloch allzuſehr 
überſchätzten Rechtsgutachtens — die 5. Auflage erſchien (Leipzig 
und Heidelberg bei Winter). Dort heißt es unter Ziffer V 
und VI auf S. 698 (zu 8 250 „Von der geiſtigen und körper⸗ 
lichen Unfähigkeit des Thronerben zur Führung der Regierung 
und deren Rechtsfolgen insbeſondere“) allerdings: „Zur Reichs⸗ 
zeit (wurde) als gemeines Reichsrecht anerkannt, daß eine bei 
einem Anfall der Regierung vorhandene Geiſtesſtörung oder 
Geiſtesſchwäche oder ein weſentlicher körperlicher Mangel den 
Erbprinzen von der Regierungsnachfolge von Rechts wegen aus⸗ 
ſchließt und die Regierung an den nächſtbefähigten Agnaten 
vererbt, daß dagegen bei vorausſichtlich vorübergehender 
Unfähigkeit des Thronfolgers eine Regierungsvormundſchaft 
anzuordnen ſei, einzelne körperliche Mängel und Schwächen 
aber kein Hindernis der Thronfolge und der Selbſtregierung 
ſind. Dies muß auch heutzutage noch als Grundſatz des 
gemeinen deutſchen Staatsrechts anerkannt werden, da 
die Auflöſung des Reiches und die Erwerbung der Souveränität 
in dieſer Beziehung keine Veränderung in dem bis dahin 
gültigen Rechte bewirkt haben.“ Aber dann fährt Zöpfl (in 
Ziffer VII S. 698, 699) in nicht mißzuverſtehender, alle De⸗ 
duktionen Blochs ſchlagend widerlegender Deutlichkeit fort: 
„In mehreren neueren Verfaſſungsgeſetzen — in Fuß⸗ 
note 12 zählt der Heidelberger Univerſitätsprofeſſor dazu 
Bayern, Württemberg, Heſſen, Kurheſſen, Sachſen (vgl. oben 
die gleiche Anſchauung von Otto Mayer), Hannover, Olden⸗ 
burg, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Preußen (vgl. oben die 
übereinſtimmende Anſicht von Conrad Bornhat), Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha — wird dagegen ſogar ein geiſtiges Leiden 
nicht mehr als ein Grund des Ausſchluſſes des Thron⸗ 
erben von der Regierungsnachfolge betrachtet, ſondern 
es tritt, wie bei dem Falle der Minderjährigkeit, nur 
eine Regentſchaft ein. Dieſe Beſtimmung empfahl ſich 
durch die Rückſicht darauf, daß in vielen Fällen ſehr ſchwer 
mit Sicherheit darüber zu urteilen iſt, ob ein Krankheitszuſtand, 
insbeſondere ein geiſtiges Leiden, als ein vorübergehendes und 
heilbares oder als ein unheilbares, oder was als ein weſent⸗ 
licher oder minder weſentlicher Mangel zu betrachten ſei, ſowie 
auch durch die Erwägung, daß unter Umſtänden auch Ver⸗ 
wicklungen in bezug auf die Thronfolge entſtehen könnten, wenn 
nach dem Ausſchluß des leidenden Thronerben demſelben noch 
eine ſukzeſſionsfähige Deſzendenz geboren werden ſollte.“ 

Sehr merkwürdig klingt die im Anſchluß hieran aufgeſtellte 
Behauptung Zöpfls (S. 699 unter Ziffer VIII, daß es dem 
zur Thronfolge nächſtberufenen Agnaten ſelbſtverſtändlich (111) 
das Wörtchen „ſelbſtverſtändlich“ wird in der Regel dann ge⸗ 
braucht, wenn der Nachweis einer Behauptung am aller⸗ 
ſchwierigſten iſt — freiſtehe, anſtatt der ſofortigen Geltend⸗ 
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machung eines Sukzeſſionsrechtes die Regierung vorerſt in der 
Eigenſchaft als Regent zu übernehmen, die Thronbeſteigung 
als Souverän aber bis zu dem Zeitpunkt auszuſetzen, wo 
dieſelbe durch die Intereſſen des Staates unauſſchieblich ge⸗ 
boten wird. Man merkt hier nur zu klar, daß der Wunſch 
der Vater des neuen Rechtsgedankens wurde, daß Zöpfl, um 
es dem damaligen badiſchen Regenten Friedrich (24. April 1852 
bis 5. September 1856) zu ermöglichen, die Großherzogliche 
Würde und den Großherzoglichen Titel anzunehmen, erſt dieſen 
neuen, mehr als ſonderbaren, in der ganzen Staatsrechtsliteratur 
wohl einzig daſtehenden Grundſatz geprägt hat. Die Vorſchriften 
über den Thronanfall find zwingendes Recht; es kann nicht 
dem Belieben des auf den Thron Berufenen überlafjen bleiben, 
ob er Monarch oder nur Regent werden will. Er wird ipso 
lege ohne ſein Zutun Souverän. 

Selbſt Zöpfl alfo, deſſen Rechtsgutachten in fo reichlichem 
Maße von Bloch zur Stützung ſeiner Anſicht verwertet wird, 
erkennt für Bayern, Preußen, Sachſen und alle die anderen 
deutſchen Staaten, welche ausdrückliche Vorſchriften über das 
Inſtitut der Regentſchaft und insbeſondere für den Fall, 
daß der zur Krone Berufene völlig regierungsunfähig ſein ſollte, 
enthalten, in uneingeſchränkter Weiſe an, daß der Betreffende 
nach den Verfaſſungen dieſer Länder von der Thronfolge nicht 
ausgeſchloſſen ſei, daß vielmehr auch ſolchenfalls lediglich die 
Reichsverweſung einzutreten habe. 

Damit dürfte auch die Haltloſigkeit der neueſten Dar⸗ 
legungen Blochs einwandfrei dargetan ſein. Es bleibt ſonach, 
um der in Bayern ſchon ſeit 27 Jahren beſtehenden, ſowohl 
dem ganzen bayeriſchen Volke als insbeſondere dem monarchiſchen 
Prinzipe wenig zuträglichen, chroniſchen Regentſchaft das heiß⸗ 
erwünſchte Ende zu bereiten, nur der Weg einer Verfaſſungs⸗ 
änderung übrig.!) Wie dieſes Ziel im einzelnen zu erreichen 
iſt, iſt Sache des Geſamtſtaatsminiſteriums und der berufenen 
Geſetzgebungsfaktoren. Dringender Wunſch aber wohl des 
ganzen bayeriſchen Volkes iſt es, daß dieſer ſtaatspolitiſch un⸗ 
haltbare Zuſtand möglichſt raſch verſchwinde und daß recht 
bald wieder ein vollregierungsfähiger und moraliſch ver— 
antwortlicher König an der Spitze des zweitgrößten Bundes— 
ſtaates des Deutſchen Reichs ſtehe. 


II. 


Entgegnung und Schlußwork. 
Von Rechtsanwalt Dr. Bloch I, München. 


1. Die Goldene Bulle war unbeſtreitbar zu Beginn des 
19. Jahrhunderts (vgl. u. a. Regierungspatent vom 16. Februar 
1799) noch Staatsgrundgeſetz in Bayern; an dieſem Rechts⸗ 
zuſtand haben auch die großen politiſchen Umwälzungen um die 
Wende des 18. und 19. Jahrhunderts, insbeſondere der Preß⸗ 


13) Vgl insbeſondere meine oben genannte Abhandlung in den 
„Annalen des Deutſchen Reichs“ 8 8, Ziffer II mit Fußnoten 25 ff., 
beſonders Ziffer 3, wo ich den Verſuch gemacht habe, im Anſchluß 
an den Abänderungsvorſchlag der bayeriſchen Staatsregierung, einen 
neuen allen Anforderungen der modernen Zeit entſprechenden und mit 
den erforderlichen Kautelen ausgeſtatteten Vorſchlag zu bringen. 


burger Friedensvertrag, nichts geändert. Zwiſchen 1806 und 
1818 herrſchte in Bayern keineswegs ein Zuſtand der Geſetz⸗ 
loſigkeit. 

2. Von 1623 bis 1818 ſtand in Bayern auf Grund der 
Goldenen Bulle feſt, daß ein unheilbar geiſteskranker Thron⸗ 
anwärter nicht ſukzedieren könne; Kernpunkt des heutigen 
Streites iſt daher lediglich, ob die bayeriſche Ver— 
faſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 bewußt und 
wollend ſich von der bisherigen Rechtsauffaſſung 
losgeſagt hat. 

3. Die bayeriſche Verfaſſungsurkunde, die — von allen 
Seiten zugegeben — viele Lücken und Widerſprüche enthält, 
deutet ſolche Abkehr auch nicht mit einem Worte an, läßt viel⸗ 
mehr aus ihren von mir wiederholt zitierten Beſtimmungen 
eher das Gegenteil folgern. Solange die bayeriſchen 
Staatsratsakten aus den Jahren 1808 bis 1818 noch 
geheimgehalten werden, gibt es für die Auslegung nur 
zwei Wege: 

a) Die Verfaſſungsurkunde bat die Frage der Sukzeſſions⸗ 
fähigkeit (ausnahmsweiſe) erſchöpfend geregelt und 
damit das ältere Recht beſeitigt; oder 

b) die Verfaſſungsurkunde hat die Frage der Sukzeſſions⸗ 
fähigkeit nicht erſchöpfend geregelt, einen durch zwei⸗ 
hundert Jahre lange Übung geheiligten und dem 
Staatswohl dienenden Grundſatz nicht ſtillſchweigend 
beſeitigt, ſondern ihn als ſelbſtverſtändlich und gemein⸗ 
gültig angeſehen und deshalb nicht ausdrücklich in 
die Verfaſſung aufgenommen. 

Zu der Auslegung b) bekannte ſich ſeinerzeit Baden, deſſen 
Verfaſſung nur drei Monate jünger iſt als die bayeriſche und 
ihr oder dem gleichen Vorbild teilweiſe nachgebildet. 

Für die Auffaſſung a) iſt derjenige, der ſie behauptet, 
beweispflichtig, zumal die erſchöpfende Regelung einer Materie 
durch die bayeriſche Verfaſſungsurkunde eine Ausnahme dar⸗ 
ſtellen würde. Dieſen Beweis iſt Seydel und nach ihm 
Menner ſchuldig geblieben. Gegen die Annahme einer 
erſchöpfenden Regelung der Frage der Sukzeſſionsfähigkeit aber 
ſpricht gerade das von Seydel angeführte Beiſpiel des Über⸗ 
ſehens der Thronfolgefähigkeit des nasciturus. 

Aus dem Wort „erfordert“ in Tit. II $ 3 der bayeriſchen 
Verfaſſungsurkunde den Schluß auf eine ſo grundlegende Ver— 
ſchiedenheit zwiſchen den materiell gleichen Beſtimmungen der 
bayeriſchen und badiſchen Verfaſſungsurkunde zu ziehen, wie 
dies Menner unternimmt, kommt auf eine Wortinterpretation 
hinaus, die dem wahren Sinn der Vorſchrift Gewalt antut. 
Und ſchließlich iſt auch und gerade auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts von zwei Auslegungsmöglichkeiten diejenige 
vorzuziehen, welche die vernünftigere und dem Staatswohl 
förderlichere iſt. 

4. Nicht zu unterſchätzen iſt endlich für die ex tunc- 
Auslegung eines alten Geſetzes die gleichaltrige Doktrin; in 
dieſer Beziehung aber ſind nicht nur die Interpreten der 
badiſchen Verfaſſungsurkunde, ſondern auch die Staatsrechts⸗ 
lehrer der zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts, Schunk, 
Cucumus und Klüber, die ich keineswegs überſehen habe, 
wertvolle Zeugen dafür, daß zur Zeit der Geburt der bayeriſchen 
Verfaſſungsurkunde und im darauffolgenden Jahrzehnt die 
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Wiſſenſchaft allgemein den unheilbar geiſteskranken Thronanwärter 
noch von der Thronfolge ausgeſchloſſen hat. Der Wortlaut 
der Verfaſſungsurkunde aber war damals der gleiche wie heute. 

Dem entgegen iſt das Zitat aus Zöpfl, welches das 
von mir verwertete Zöpflſche Gutachten und mich ad ab- 
surdum führen fol, ohne große Beweiskraft, weil Zöͤpfl, 
ohne die bayeriſche Verfaſſungsurkunde hierauf nachzuprüfen, 
feine Auffaſſunz lediglich auf Pözl ſtützt. 


Der dritte Internationale Kongreß für Luftrecht. 

Von Dr. jur. Alex Meyer, Gerichtsaſſeſſor zu Homburg v. d. H. 

(Deutſcher Nationaldelegierter des Comité juridique international 
de l'aviation.) 

Im Anſchluß an den erſten und zweiten Internationalen 
Kongreß für Luftrecht im Jahre 1911 in Paris und 1912 in Genf 
(vgl. JW. 1911, 670 ff.; 1912, 702 ff.) fand der diesjährige 
(dritte) Kongreß in Deutſchland, und zwar in Frankfurt a. M. 
am 25., 26. und 27. September ſtatt. Er wurde am 25. vor⸗ 
mittags in feierlicher Feſtſitzung, an welcher die Spitzen ſämt⸗ 
licher Zivil⸗ und Militärbehörden teilnahmen, eröffnet und durch 
die Vertreter der verſchiedenen Behörden, u. a. auch im Auf⸗ 
trage des Reichskanzlers durch Geh. Regierungsrat Dronke 
vom Reichsjuſtizamt begrüßt. Die öffenkliche Eröffnungeſitzung 
erhielt eine weitere Anziehungskraft dadurch, daß Geheimrat 
Prof. Dr. Zitelmann (Bonn) in äußerſt geiſtvoller Weiſe einen 
einſtündigen wiſſenſchaftlichen Vortrag über die Bedeutung einer 
internationalen Luftfahrtgeſetzgebung hielt. 

Abgeſehen von einigen unweſentlichen Ergänzungsbeſtim⸗ 
mungen betreffend das in Paris und Genf ſeſtgeſtellte öffent⸗ 
liche Recht, welche debattelos angenommen wurden, beſchäftigte 
den diesjährigen Kongreß das Privatrecht der Luftfahrt, und 
zwar einerſeits die privatrechtliche Natur des Luftraums, anderer⸗ 
ſeits die bedeutſame Haftpflichtfrage der Luftfahrer. Zu beiden 
Fragen hatte das Präſidial⸗Komitee in Paris Vorſchläge aus⸗ 
gearbeitet, welche dem Kongreß zur Annahme vorlagen. 

In der Frage nach der privatrechtlichen Natur des 
Luftraums beſchloß der Kongreß gemäß den Vorſchlägen des 
Präſidial⸗Komitees, daß das Eigentumsrecht an Grund und 
Boden zu einem Widerſpruch gegen die Durchfahrt eines Luft⸗ 
fahrzeugs nicht berechtige, ſofern die Durchfahrt nicht mit ob⸗ 
jektiv anerkannten Unzuträglichkeiten für den Grundeigen⸗ 
tümer verbunden ſei, andererſeits ſoll jeder Mißbrauch des 
Durchfahrtsrechts ſchadenserſatzpflichtig machen. Von dem 
Unterzeichneten wurde zur praktischen Durchführung dieſer Grund⸗ 
ſätze vorgeſchlagen, daß der Grundſtückseigentümer bei Vorliegen 
50 beſonderen Intereſſes gegen die Durchfahrt der Luftfahr⸗ 
15 pe die Sperrung des Luftraums bei der zuſtändigen Be⸗ 
he eue hätte, und daß dieſe dann das Überfliegen 
kunntmafüg gente durch eine öff entliche geeignete Be⸗ 
ſcheiden hätte 96 se müfje, wie fie auch darüber zu ent⸗ 
find ge A a Intereſſe begründet ſei. Der Vorſchlag 

jedoch nicht den Beifall der Verſammlung, beſonders des⸗ 
halb nicht, weil in ihm öffentliches Recht und Privatrecht ver⸗ 
miſcht würde. Dies iſt allerdings richtig, jedoch iſt es mir 
nicht klar, wie ohne den von mir gemachten Vorſchlag die von 


dem Kongreß feſtgeſetzten Grundſätze praktiſch durchführbar find; 
denn ohne öffentliche Bekanntmachung können die Luftfahrer 
doch nicht wiſſen, über welchen Grundſtücken fie hinwegfliegen 
dürfen und über welchen ihnen dies verboten iſt. Hier wird 
vielleicht auf einem ſpäteren Kongreß noch eine Klärung eintreten. 

In der Haftpflichtfrage traten ſich drei Meinungen 
gegenüber. Die erſte von Juſtizrat Dr. Niemeyer (Eſſen), 
Senateur Reymond (Paris), und einigen anderen vertretene 
Anſicht ging dahin, die Haftpflicht des Luftfahrers überhaupt 
keinen Sonderbeſtimmungen zu unterſtellen, ſondern auf ihn 
lediglich das allgemeine bürgerliche Recht Anwendung finden zu 
laſſen. Die Folgen hiervon wären dann, daß der Luſtfahrer 
wie jeder andere Schadenſtifter nur dann zu haften hätte, wenn 
ihm ein Verſchulden nachgewieſen würde. Die zweite völlig 
entgegengeſetzte Meinung, welche von der Mehrzahl der fran⸗ 
zöſiſchen Vertreter, insbeſondere dem Profeſſor an der fran⸗ 
zöſiſchen Univerſität de Lapradelle verfochten wurde, ſprach 
ſich für die unbeſchränkte „theorie du risque“ aus, wollte alſo 
den Luftfahrer nicht nur für den durch ſein Verſchulden ent⸗ 
ſtandenen Schaden haften laſſen, ſondern auch für alle zufällig 
durch das Luftfahrzeug verurſachten Schäden, und zwar ſelbſt 
dann, wenn dieſe durch höhere Gewalt entſtanden waren. 

Eine dritte Mittelmeinung, die insbeſondere von Herrn 
Geheimrat Prof. Dr. Meurer (Würzburg) und dem Unter: 
zeichneten vertreten wurde, ſchlug die Annahme einer beſchränkten 
Gefährdungshaftung vor, wie ſie ähnlich im deutſchen Auto⸗ 
mobilgeſetz enthalten iſt. Der Kongreß einigte ſich ſchließlich 
nach langen, lebhaften, zum Teil hochintereſſanten Vorträgen 
der Vertreter der verſchiedenen Anſichten in letzterem Sinne. 

Die geſamten Beſchlüſſe lauten: 


Livre II. Chapitre ler. De la 
propriete du dessus. 


Art. 25. Nul ne peut à 
raison d'un droit de propriete 
s’opposer au passage d'un 
aéronef dans des conditions 
qui ne présentent pour lui 


aucun inconvenient appre- 
ciable. 

Art. 26. Tout abus du 
droit de passage donne 


ouverture contre son auteur 
responsable à une action en 
dommages-interets. 


Chapitre 2. De la röparation 
du dommage cause, par un 
aeronef. 

Art. 27. La reparation du 
dommage cause par un 
acronef, soit aux personnes, 
soit aux biens qui se trou- 
vent à la surface incombe 
au detenteur de Yacronef, 


Buch II. Kapitel 1. Von der 
privatrechtlichen Natur des Luft⸗ 
raumes. 

Art. 25. Niemand kann auf 
Grund eines Eigentumsrechts 
Fahrten von Luftfahrzeugen über 
ſeinen Grundſtücken verbieten, 
ſofern dies derart geſchieht, 
daß die Fahrten nicht mit 
anerkannten Unzuträglichkeiten 
für den Grundeigentümer ver⸗ 
bunden ſind. 

Art. 26. Jeder Mißbrauch 
des Durchfahrtsrechts ver⸗ 
pflichtet den Urheber zum 
Schadenserſatz. 


Kapitel 2. Die Haftpflicht. 


Art. 27. Wird durch ein Luft⸗ 
fahrzeug Perſonen oder Sachen 
auf der Erdoberfläche ein Scha⸗ 
den zugefügt, ſo iſt der Halter 
des Luſtfahrzeuges zum Erſatze 
des Schadeus verpflichtet. Das 
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outre le droit de la personne 
lesee de s’adresser à celui 
qui est responsable d’apres 
le droit commun. 


Art. 28. Le detenteur, tenu 
à la réparation du dommage 
cause, A un recours contre 
l’auteur responsable d’apres 
le droit commun. 


Art. 29. Au cas oü le 
dommage serait dü en tout 
ou en partie au fait de la 
personne lésée, le juge pourra 
prononcer 'exonération totale 
ou partielle du détenteur. 

Art. 30. Le detentrur peut 
opposer l’exception de la 
force majeure. 

Art. 31. Les prescriptions 
de l’artiele 27 ne sont pas 
applicables si, au moment 
de l'accident la personne 
lesée ou la chose endommagee 
etaient transportées par 
laeronef ou encore, si la 
personne lésée était occupée 
elle-méme à la manoeuvre 
de l’appareil. 


Recht der verletzten Perſon, 
denjenigen in Anſpruch zu 
nehmen, welcher nach all⸗ 
gemeinem bürgerlichen Recht 
für den Schaden verantwortlich 
iſt, bleibt unberührt. 

Art. 28. Dem zum Schadens⸗ 
erſatz verpflichteten Halter ſteht 
ein Regreßanſpruch gegen den 
nach allgemeinem bürgerlichen 
Recht verantwortlichen Urheber 
des Schadens zu. 

Art. 29. Iſt der Schaden ganz 
oder teilweiſe auf ein Verhalten 
der verletzten Perſon zurück— 
zuführen, ſo kann das Gericht 
den Halter ganz oder teilweiſe 
von der Erſatzpflicht befreien. 

Art. 30. Der Halter kann die 
Einrede der höheren Gewalt 
geltend machen. 

Art. 31. Die Vorſchriften des 
Art. 27 finden keine Anwendung, 
wenn zur Zeit des Unfalls die 
verletzte Perſon oder die be⸗ 
ſchädigte Sache durch das 
Luftfahrzeug befördert wurde, 
oder wenn der Verletzte bei 
dem Betriebe des Fahrzeugs 
tätig war. 


Bemerkenswert iſt beſonders, daß durch dieſe Beſchlüſſe 
zum erſtenmal der Begriff „Halter“ internationaliſiert worden 


iſt, ein nicht zu unterſchätzendes Ergebnis. 
ins Franzöſiſche 


des Begriffes 


Die Überſetzung 
machte allerdings zunächſt 


Schwierigkeiten; ſchließlich einigte man ſich aber auf das Wort 


„détenteur“. 


Die Verwendung des Begriffes „höhere Gewalt“, wie ſie 
im Art. 30 vorgeſehen iſt, erſcheint für einen künftigen Geſetzes⸗ 


text nicht empfehlenswert; denn dieſer Begriff würde gerade 
bei der Luftfahrt ſtets zu den lebhafteſten Streitigkeiten 
führen. Andererſeits muß man berückſichtigen, daß es in der 
knappen Zeit der zweitätigen Beratungen nicht möglich war, 
ſich auf konkrete Einzelfälle der Haftung feſtzulegen. Man 
wählte deshalb den durchaus angebrachten Weg, im Art. 30 
lediglich das Prinzip zum Ausdruck zu bringen. 

Ferner erſcheint es mir zweifelhaft, ob man, wie dies der 
Kongreß getan hat, die ſpeziellen Haftpflichtregeln nur auf 
Beſchädigungen anwenden ſoll, welche Menſchen oder Sachen 
auf der Erdoberfläche treffen, nicht dagegen bei Beſchädi⸗ 
gungen von Luftfahrzeug zu Luftfahrzeug. 

Ich komme daher für einen zukünftigen Geſetzestext auf 
die bereits dem Kongreß von mir vorgelegte Formulierung der 
Haftpflichtbeſtimmungen zurück, welche lautet: 

„Wird durch den Betrieb eines Luftfahrzeugs ein 
Schaden angerichtet, ſo iſt der Halter des Luftfahrzeugs 
verpflichtet, ihn zu erſetzen. 


Die Erſatzpflicht iſt ausgeſchloſſen, wenn die Be⸗ 
ſchädigung weder durch das Verhalten des Halters oder 
einer von ihm zu einer Verrichtung beſtellten Perſon in 
Ausführung dieſer Verrichtung noch durch fehlerhafte 
Beſchaffenheit des Fahrzeugs oder Verſagen ſeiner Ver⸗ 
richtungen verurſacht worden iſt.“ 

Dieſe Formulierung ſtimmt materiell im weſentlichen mit 
den Kongreßbeſchlüſſen überein, hebt dagegen im Gegenſatz zu 
dem Wortlaut dieſer Beſchlüſſe diejenigen Fälle hervor, in 
denen der Halter nicht haftet, woraus ſich naturgemäß ergibt, 
daß er alſo in allen andern Fällen haftet. Hinzuzufügen wäre 
dann, ähnlich wie im Automobilgeſetz, in einem weiteren Artikel, 
daß in Fällen, in denen das Fahrzeug ohne Wiſſen und Willen 
des Fahrzeughalters von einem andern in Betrieb geſetzt iſt, 
dieſer an Stelle des Halters haften muß, und weiterhin, wie 
dies ja auch ſchon der Kongreß ausgeſprochen hat, daß bei 
mitwirkendem Verſchulden des Verletzten eine Verteilung ein⸗ 
treten kann, und daß die verſchärfte Haftpflicht keine Anwendung 
findet, wenn zur Zeit des Unfalles der Verletzte oder die be⸗ 
ſchädigte Sache durch das Fahrzeug beſördert wurde oder der 
Verletzte beim Betriebe des Fahrzeugs tätig war. Zu erwägen 
wäre auch, ob nicht eine Beſchränkung der Haftpflicht auf eine 
Höchſtſumme zu erſtreben ſei, und zwar mit Rückſicht auf eine 
ſachgemäße Verſicherung. Die Frage wurde auf dem Kongreß 
nicht mehr erörtert. Dagegen ſtellten die deutſche und öſter⸗ 
reichiſche Gruppe, von der Erwägung ausgehend, daß eine Ver⸗ 
ſicherungsorganiſation der Luftfahrer gegen ihre Haftpflicht 
eine Vorausſetzung für die Anwendung der ſtrengeren Haft⸗ 
pflichtbeſtimmungen bilden müſſe, den Antrag, daß dieſe Frage der 
Verſicherungsorganiſation von dem Präſidialkomitee für den 
nächſten Kongreß vorbereitet und dieſem vorgelegt werde. Der 
Kongreß beſchloß demgemäß. 

Zieht man das Ergebnis des Kongreſſes, ſo muß man 
meines Erachtens ſagen, daß nicht nur ſeine Sitzungen Anlaß 
zu anregenden Erörterungen über das ſchwierige Gebiet des 
Privatrechts der Luftfahrt gegeben haben, ſondern auch die 
Beſchlüſſe ſelbſt tragen, indem ſie ſowohl die Intereſſen der 
Luftfahrt wie auch der Allgemeinheit berückſichtigen, allen 
praktiſchen Anforderungen Rechnung. Sie können daher einer 
künftigen Luftgeſetzgebung ſehr wohl dienlich ſein. Damit hätte 
aber der Kongreß ſeinen weſentlichſten Zweck erreicht. 


Die Umfrage der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen 
Vereinigung und ihre Folgen. 
Von Rechtsanwalt Schenck, Hagen i. W. 


Die Umfrage der Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Vereinigung hat 
den Meinungsaustauſch über die Einführung von Zulaſſungs⸗ 
beſchränkungen wieder aufleben laſſen. Nicht nur die Fach⸗ 
preſſe, auch die Tagespreſſe hat das Intereſſe der Rechtspflege 
an der Löſung dieſer Frage erkannt und ſich mit dem Problem 
beſchäftigt. Die verſchiedenſten Gründe und Gegengründe ſind 
erörtert worden. Man wird wohl annehmen dürfen, daß die 
Gegner jeder Beſchränkung ihre Einwendungen ſämtlich vor⸗ 
gebracht haben. Sehr vielſeitig ſind die Einwürfe nicht und 
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auch nicht durchſchlagend. Nur gewiſſe Bedenken ſind vor⸗ 
handen. Dieſe aber ſind gegen die vorhandenen Mißſtände 
abzuwägen und dann wird man prüfen müſſen, welches Übel 
das kleinere iſt. 

Erfreulich iſt zunächſt feftzuftellen, daß durchgehend auch 
von Gegnern des numerus die vorhandene Überfüllung und 
eine dadurch hervorgerufene Notlage anerkannt werden. Nur 
in der Frankfurter Zeitung wird die Überfüllung bezweifelt 
unter Berufung auf das Gutachten von Friedländer für den 
Würzburger Anwaltstag. In der Täglichen Rundſchau vom 
11. Juli wird die Überfüllung als relativer Begriff bezeichnet, 
aber immerhin zugegeben, daß die Einkommensverhältniſſe 
vielfach unbefriedigend ſind. Verneint wird die Überfüllung 
von Fuchs in der Voſſiſchen Zeitung vom 19. Juli. Fuchs 
prägt die wunderbare Formel: „der Tiefſtand des Einkommens 
beruht im weſentlichen nicht darauf, daß zuviel Anwälte ſind, 
ſondern darauf, daß die Sachen zu ungleich verteilt ſind.“ 
Das iſt falſch. Eine Ungleichheit in der Verteilung hat ſchon 
immer beſtanden. Aber früher reichten auch die geringeren 
Einkommen zu einem ſtandesmäßigen Lebensunterhalt. Erſt 
nachdem die Zahl der Anwälte übermäßig wurde, ſank der 
Durchſchnitt für die Geſamtheit und viele Anwälte fanden 
keinen genügenden Geſchäftskreis. Auch nach Einführung des 
numerus wird eine Ungleichheit beſtehen, aber das Durch⸗ 
ſchnittseinkommen des einzelnen wird erhöht. Dieſe Möglichkeit 
gibt ſelbſt Fuchs zu und damit ſind ſeine Erörterungen eigent⸗ 
lich unweſentlich. 


Was fagen die Gegner jeder Anderung? 

a) „Die freie Advokatur iſt eine Errungenſchaft aus der 
Großzeit des Liberalismus, eine Errungenſchaft wie Zivilehe, 
Freizügigkeit, Selbſtverwaltung uſw.“ (Frankfurter und Voſſiſche 
Zeitung). Ich kann nicht finden, daß die Intereſſen des 
Anwaltſtandes und der Rechtspflege mit der Politik irgend 
etwas zu tun haben. Wenn eine Errungenſchaft nicht mehr 
für veränderte Verhältniſſe paßt, ſo muß ſie eben geändert und 
angepaßt werden. Das iſt der rechte Fortſchritt. 

p) Das „freie Spiel der Kräfte“ wird gehindert. Auch 
das ift ein regelmäßig wiederkehrendes Schlagwort. Was 
frommt die Freiheit des Spiels, wenn der Spieler zu viele 
ſind und ſie aus Not unfair ſpielen? Und was beſagt die 
Redensart? Selbſt nach Einführung des reinen numerus wird 
unter den vorhandenen Anwälten das freie Spiel der Kräfte 
ftattfinden, erſt recht bei Feſtſetzung der Höchſtziffer. Der 
Tüchtigſte wird immer bis zur Grenze ſeiner Fahigkeit be⸗ 
ſchäftigt fein, während andere zurückſtehen. 

7 „Die Erhaltung der Tüchtigkeit der Anwaltſchaft iſt ge⸗ 
fährdet, wenn der blinde Zufall entſcheidet, ob auch der rechte 
e REM Zeit am rechten Ort zur Ausübung des 
gi FIR Ne JW. 1913, 807. Ich habe über die 
1 5 68 it die behauptete Kauſalität vergebens tief nach⸗ 
Wer entscheidet A Poſitives mit der Redensart anzufangen. 
1 6 5 enn jetzt, ob alle drei Bedingungen erfüllt 
ul: Doch erſt nach Jahren der Nachweis der Befähigung 
in der Praxis und nicht ein Examen, eine Behörde oder ein 
Menſch. Sobald der Referendar ſeine Zeit gekommen ſieht, 
manchmal auch ſpäter, ſteigt er ins Examen. Wenn er befteht, 


wird er gleich Anwalt, ſonſt erſt ſpäter. Manchmal ſieht er 
ſich im Juſtizdienſt um, manchmal nicht. Dann läßt ſich der 
Einzelne da nieder, wo er geboren iſt, eine Frau gefunden hat, 
Bekannte oder Verwandte hat, in einer ihm wegen der Größe 
oder Lage paſſenden Stadt uſw. uſw. Ob er gerade der rechte 
Mann iſt, der bei 30 oder mehr vorhandenen Anwälten fehlt, 
ob er gerade zur richtigen Zeit kommt, ob er nicht beſſer einen 
anderen Ort gewählt hätte, wer will es wiſſen und entſcheiden! 

c) Eine Wartezeit, ſei es, daß eine ſolche eingeführt iſt 
oder der numerus eine ſolche bis zum Aufrücken bedingt, zer⸗ 
mürbt, vergreiſt, depraviert angeblich die Anwaltſchaft. Das 
iſt einfach nicht zu glauben. Mit demſelben Recht könnte man 
dieſe Behauptung über den Nichterſtand aufſtellen. Emige 
Jahre praktiſcher Erfahrung können nur nützen. Wer rechtzeitig 
mit 26 Jahren das Examen beſteht, wird durch eine Wartezeit 
nicht verdorben oder ein Greis. Sehr viele Referendare be⸗ 
ſtehen in höherem Lebensalter das Examen und kommen friſch 
und arbeitsfreudig in den Beruf. Die Wartezeit iſt nur ein 
Anſporn, auf der Univerſität oder während der Vorbereitung 
nicht viel Zeit zu verſäumen. 

d) Die Freiheit der Advokatur iſt in Gefahr. „Der Begriff 
der freien Advokatur erſchöpft ſich eben nicht in 1. der Aus⸗ 
ſchließung ſtaatlicher Bevormundung und behördlicher Willkür, 
ſondern umfaßt auch 2 die Freiheit des einzelnen Anwärters, ſich 
nach erfolgter Beweisführung über ſeine Eignung ohne weitere 
Hinderniſſe als Anwalt niederlaſſen zu können.“ JW. 1913, 814. 
Es ſoll das als richtig unterſtellt werden. Welche Freiheit iſt 
die wichtigere? Doch offenbar die erſtgenannte. Bleibt die 
bisherige Standesverfaſſung beſtehen, ſo bleibt die Unabhängig⸗ 
keit des Anwaltſtandes eben gewahrt. Die Zulaſſung allerdings 
wird erſchwert. 

e) „Die Einführung einer Höchſtziffer an einem beſtimmten 
Tag enthält eine Ungerechtigkeit gegen den jungen Nachwuchs.“ 
Eine Härte liegt in der Einführung, keine Ungerechtigkeit. Der 
Nachwuchs hat ſeit Jahren gewußt, daß die Juriſtenberufe 
überfüllt ſind. Jeder Anwärter konnte und kann ſich noch 
anderweitig umſehen. Welches Intereſſe iſt wichtiger? Ich 
ſage, daß aus allgemeinem Intereſſe, dem Intereſſe der Rechts⸗ 
pflege und Standesintereſſe das Wohl der vorhandenen Anwalt⸗ 
ſchaft dem des jungen Nachwuchſes vorgeht. Andernfalls ſchädigt 
das Wohlwollen für den Nachwuchs die erſtgenannten Intereſſen 
und ſpäter den Nachwuchs ſelbſt, ihn einer noch ſtets ſich ver⸗ 
ſchärfenden Notlage mit ausliefernd. 


Welche Abhilfe ſchlagen die Gegner des numerus vor! 


Eine Anzahl der Gegner will überhaupt nichts tun, ſondern 
das freie Spiel der Kräfte walten laſſen. Das iſt angeſichts 
der Anerkennung des Übelſtandes entweder Prinzipienreiterei 
oder ein durch politiſche Anſchauungen getrübter Standpunkt. 
Andere wollen die Wirkungen der neuen Prüfungsordnung ab⸗ 
warten. (Holſte im Hann. Courier.) In der JW. wird mehrfach 
ein uumerus clausus der Referendare vorgeſchlagen. Eben⸗ 
daſelbſt findet ſich ſchon S. 809 die ſehr richtige Bemerkung: 
„Maßnahmen, welche darauf abzielen, Hochſtzahlen für Re⸗ 
ferendare einzuführen, konnen bei einem Beſtand von rund 
11 000 Aſſeſſoren und Referendaren allein in Preußen an der 
Notwendigkeit und Dringlichkeit einer Reform der Vorſchriften 
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über die Zulaſſung zur Anwaltſchaft nichts mehr ändern.“ 
Ganz neu iſt der Vorſchlag Bielſchowski IW. 1913, 807 ff. 
Der Kandidat ſoll fünf Orte nennen, ſich zur Ausübung der 
Anwaltſchaft an jedem Orte bereit erklären, über die Zulaſſung 
und den Ort derſelben entſcheidet die Justizverwaltung. Dieſer 
Vorſchlag nimmt die Freizügigkeit ganz, er ſteht in dieſer 
Wirkung noch hinter der Höchſtziffer zurück. Es wird erhofft, 
mit dieſem Vorſchlag die Verhältniſſe in den Großſtädten einer 
Geſundung zuzuführen. Die Kandidaten brauchen nur ſtets 
fünf Großſtädte zu nennen und die ganze Wirkung der Be⸗ 
ſtimmung tft vernichtet. Beſonders von den prinzipiellen Ver⸗ 
fechtern der freien Advokatur und des freien Spiels der Kräfte 
wird mit Eifer von einer Erweiterung des Tätigkeitsfeldes der 
Anwaltſchaft geredet. Auch das iſt eine Redensart, ſolange 
nicht beſtimmte Vorſchläge und Ausſichten gemacht werden. Sie 
bezeugt übrigens einen bewunderungswürdigen Optimismus. 
Die Verſperrung von Sondergerichten, die Veröffentlichungen 
mancher Richter, die allgemeinen Klagen über hohe Prozeß⸗ 
koſten, Einziehungsämter, Preßartikel uſw. uſw. ſind Zeichen der 
Zeit, die auch gewertet ſein wollen. 


Was ſoll nun geſchehen! 

Die Erkenntnis eines Übelftandes zieht die Pflicht nach 
ſich, Abhilfe zu ſchaffen. Der Staat hat den Anwaltszwang 
eingeführt. Daraus erwächſt ihm die Pflicht, für zuverläſſige 
Anwälte zu ſorgen, die ihren Berufsaufgaben gewachſen ſind, 
die Intereſſen der Volksgenoſſen nach beſtem Wiſſen wahrnehmen 
und nicht auf das eigene Intereſſe zu denken durch Not ge⸗ 
zwungen find. Es heißt von zwei Übeln das kleinere wählen. 
Entweder man läßt die Dinge laufen zum Schaden der Rechts- 
pflege und der Anwaltſchaft oder man entſcheidet ſich für Ab⸗ 
hilfe und nimmt einige Härten in den Kauf. Es bleibt nichts 
übrig, als die Zulaſſung zu beſchränken. Eine geſchloſſene 
Ziffer für das einzelne Gericht erweckt die größten Bedenken. 
Eine Wartezeit gibt keine ſichere Ausſicht auf endgültige 
Beſſerung. Abhilfe bringt ſicher die Höchſtziffer. Dabei werden 
Freizügigkeit und Unabhängigkeit gewahrt. Die Höchſtziffer ift 
auch durchführbar. Die heutige Zahl der Anwälte iſt ſicher 
genügend. Warum alſo ſich den Kopf zerbrechen „nach der 
aus inneren Gründen rechten Zahl“. Auf 50 kommt es bei 
12000 nicht an. Da Freizügigkeit gewährleiſtet, kann auch 
freies Spiel der Kräfte walten. 

Die ſtaatsrechtliche Stellung der in der Liſte eingetragenen 
Bewerber mag nicht gleich klar ſein. Es wird zu entſcheiden 
ſein, ob ſie im Staatsdienſt bleiben können oder etwa Urlaub 
nehmen müſſen, ob ſie im Staatsdienſt oder bei einem Anwalt, 
einer Kommune, Bank, Handelskammer uſw. beſchäftigt fein 
können oder müſſen uſw. Das iſt eine ſpätere Sorge und eine 
Frage, bei der die Juſtizverwaltung erſt ſich entſcheiden muß. 
Für die deutſche Anwaltſchaft handelt es ſich zunächſt um die 
Erkenntnis, ob Anderungen überhaupt notwendig ſind, und in 
welcher Richtung ſie zum Wohl des Standes zu ſuchen ſind. 
Bejaht iſt die Notwendigkeit ſchon von der Majorität. Das 
nächſte wird ſein, nun für einen beſtimmten Weg die Majorität 
zu ermitteln. Hoffentlich nimmt der Deutſche Anwaltverein 
die Löſung dieſer Frage unverzüglich in Angriff. 


Vom Reichsgericht.“ 

Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Bitter, Juſtizrat Dr. Schall und 
Juſtizrat Zenetti. 

J. Reichsrecht. 

Bürgerliches Geſetzbuch. 

1. § 54 BGB. Zum Begriff des nichtrechtsfähigen 
Vereins.] 

Der BerR. hat die Klage gegen H., in Übereinſtimmung 
mit dem LG., abgewieſen, weil H. eine Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts (88 705 ff. BGB.) ſei und deshalb der paſſiven 
Parteifähigkeit ermangele. Dieſe Geſellſchaft, ſo führt der Ber. 
aus, nähere ſich zwar in ihrer Ausgeſtaltung ſehr einem nicht: 
rechtsfähigen Verein im Sinne des § 54 BGB., der nach 
§ 50 ZPO. wirkſam verklagt werden dürfe, erfülle aber doch 
nicht vollſtändig die begrifflichen Vorausſetzungen eines ſolchen 
Vereins. Es iſt jedoch im Gegenſatze zu dieſer Auffaſſung des 
Bert. als dargetan zu erachten, daß H. die Natur eines nicht- 
rechtsfähigen Vereins hat. Der erkennende Senat hat in ſeinem 
Urteile vom 25. Oktober 1910 (RG. 74, 371 ff.), in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem grundlegenden Urteil des VI. ZS. des RG. 
vom 2. Februar 1905 (RG. 60 S. 94, 99), den Begriff des nicht⸗ 
rechtsfähigen Vereins dahin beſtimmt: er ſei eine dauernde Ber: 
bindung einer größeren Anzahl von Perſonen zur Erreichung 
eines ihnen gemeinſamen Zweckes, die ſich eine die weſentlichen 
Merkmale körperſchaftlicher Organiſation enthaltende Geſtaltung 
gegeben hat, einen Geſamtnamen führt und bei der ein Wechſel 
im Mitgliederbeſtande ſtattfindet, und zwar nicht vermöge be⸗ 
ſonderen Ausnahmerechts, ſondern naturgemäß infolge des Weſens 
der Verbindung. Daß alle dieſe Merkmale für die hier fragliche Ver⸗ 
bindung zutreffen, ergibt ſich aus den übereinſtimmenden Angaben 
der Parteien und dem Inhalte der Satzung der Beklagten. (Wird 
näher ausgeführt.) Der BerR. vermißt das eine weſentliche Merkmal, 
daß die Verbindung eine dauernde ſein muß. Dieſes Merkmal 
iſt jedoch in ausreichendem Maße gegeben. Zwar ſoll nach dem 
§ 1 der Satzung die Verbindung ſpäteſtens am 31. Dezember 1910 
ihr Ende erreichen, alſo nicht viel länger als 10 Jahre dauern 
können; die Vereinigung auf eine ſolche Zeit wird aber im 
geſchäftlichen Verkehr ſchon als eine dauernde angeſehen. Die 
beabſichtigte Dauer der Verbindung ergibt ſich auch ſchon aus 
ihrem in $ 1 angegebenen Zweck. Dieſer iſt auf Gelderwerb 
gerichtet und läßt ſich nach der Natur der Sache hier nur 
durch lange Zeit fortgeſetzten Betrieb erreichen. Daß ein folder 
in Ausſicht genommen war, iſt ſchon daraus zu entnehmen, daß 
die Beklagte für die erfahrungsmäßig oft viele Monate bean⸗ 
ſpruchenden Tiefbohrungen wertvolle Bohrmaſchinen, Werkzeuge 
und andere Materialien anſchaffen mußte, auch beſondere „Beamte“ 
anſtellte. Die Satzung bezeichnet zwar die Verbindung mehr⸗ 
fach als eine „Geſellſchaft“, und es mag auch ſein, daß die 
Gründer beabſichtigt haben, eine bürgerliche Geſellſchaft zu 
gründen, und daß ſie auch angenommen haben, dieſe Abſicht 
ſei durch die Faſſung der Satzung erreicht worden. Die recht⸗ 
liche Natur einer Perſonenvereinigung beſtimmt ſich aber 
lediglich nach dem objektiven Inhalte der ſachlichen Vorſchriften, 
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die nach der Satzung für ihr Beſtehen, die Rechte und 
Pflichten der Beteiligten ſowie die Art und die Formen der 
Geſchäfsführung maßgebend ſind. Dieſe Vorſchriſten ſchließen 
hier die Annahme einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts aus. 
Zwar hat in dem Vorprozeß, den der jetzige Kläger gegen das 
Mitglied Otto S. des Vorſtandes von H. geführt hat, der 
J. 3S. des RG. in feinem Urteil vom 17. März 26. Mai 1906 
(J 420/05) angenommen, die jetzt verklagte H. ſei eine Geſellſchaft 
des bürgerlichen Rechts, nicht aber ein nichtrechtsfähiger Verein, 
auch deshalb, weil die Perſonenvereinigung nicht eine dauernde 
ſei. An dieſes Urteil iſt aber, da es unter anderen Parteien, 
nämlich gegen einen anderen Bellagten ergangen iſt, der er⸗ 
kennende Senat bei ſeiner jetz'gen Entſcheidung formell nicht 
gebunden. Auch durch die ſachliche Begründung jenes Urteils 
ſieht ſich der Senat nicht gehindert, im Gegenſatze zum erſten 
Senat das Vorhandenſein einer Geſellſchaft des bürgerlichen 
Rechts hier zu verneinen. Denn der erſte Senat hat ſich in 
einem ſpäteren, am 20. Oktober 1906 ergangenen Urteile 
(Seuff A. 62, 129) im Gegenſatze zu feiner früheren Auffaſſung 
der inzwiſchen ergangenen, oben angeführten Entſcheidung des 
VI. S. hinſichtlich der Beſtimmung der gegenſeitigen Grenzen 
der Begriffe einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts und eines 
nichtrechtsfähigen Vereins in vollem Umfang angeſchloſſen. 
Für die grundſätzliche Frage, ob eine Verbindung nur vorüber⸗ 
gehender oder ob ſie dauernder Art iſt, kann die konkrete Zahl 
der Jahre, für die im einzelnen Fall die Verbindung eingegangen 
iſt, für ſich allein genommen, nicht von entſcheidender Be⸗ 
deutung fein. D. c. H., U. v. 6. Juni 13, 129/13 VII. — 
Celle. [K.] 

2. 8 254 BGB. Unter welchen Vorausſetzungen iſt der 
Verletzte verpflichtet, die Folgen der Verletzung durch eine ärztliche 
Operation beſeitigen zu laſſen ?] 

Die Reviſion des Beklagten beſchwert ſich darüber, das BG. 
habe den Einwand des Beklagten übergangen, daß der Kläger 
den von ihm geltend gemachten Schaden nicht oder doch zum 
größten Teile nicht erlitten haben würde, wenn er ſich den un⸗ 
brauchbar gewordenen kleinen Finger der rechten Hand ganz 
oder doch zum Teil operativ hätte entfernen laſſen, weil dadurch 
feine Erwerbs unfähigkeit ganz oder wenigſtens teilweiſe gehoben 
worden wäre. Das BG. hat jedoch dieſen Einwand völlig u: 
gewürdigt gelaſſen, ja ihn in den Entſcheidungsgründen über⸗ 
haupt nicht erwähnt. Das Vorbringen des Beklagten konnte 
aber jedenfalls nicht ohne weiteres als unerheblich unberückſichtigt 
gelaſſen werden. Dies erhellt aus folgendem: Der VI. 38. 
des RG. hat ſich in feinem Urteile vom 13. Februar 1905 
RE. 60, 147) zunächſt in bezug auf die Frage, welche Rechts⸗ 
ſolgen es habe, wenn ſich der bei einem Betriebsunfalle an 
W Geſundheit Geſchädigte weigere, ſich in einer geſchloſſenen 
m 1 955 behandeln zu laſſen, obwohl dies nach ärztlicher 
dab ung Ausſicht auf Heilung oder weſentliche Beſſerung biete, 

ahn ausgeſprochen: es genüge zur Begründung des Einwandes 
aus 8 254 BGB., wenn derjenige, welcher für die Folgen 
eines von einem andern erlittenen Unfalls aufzukommen habe, 
dartue, daß es ein Mittel gegeben habe, das nach den Er⸗ 
gebniſſen der mediziniſchen Wiſſenſchaft eine Heilung oder doch 
eine weſentliche Beſſerung des Leidens herbeizuführen geeignet 
ſei, daß dem Verletzten dieſes Mittel auch bekannt geworden 


und ſeine Anwendung für ihn möglich geweſen ſei. Sei dies 
feſtgeſtellt, fo ſei es Sache des Verletzten, die Gründe dar⸗ 
zulegen, die ihn von der Anwendung des Mittels abgehalten 
hätten. Die Erheblichkeit dieſer Gründe habe dann das Gericht 
danach zu prüfen, wie ſich ein verſtändiger Menſch, der auch 
den Intereſſen des Schadenserſatzpflichtigen in billiger Weiſe 
Rechnung trage, verhalten, ob alſo auch ein ſolcher ſich von 
dem Gebrauche des Mittels abhalten laſſen würde. Dabei ſei 
davon auszugehen, daß ein ſolcher Menſch das Mittel jedenfalls 
dann anwenden würde, wenn es weder eine Steigerung der 
Gefahr für ſein Leben noch beſonders heftige körperliche Schmerzen 
mit ſich bringe und auf Koſten eines anderen angewandt werden 
könne (vgl. a. a. O. S. 151 und 152). Den hier aus⸗ 
geſprochenen Satz hat dann derſelbe Senat in dem Urteile vom 
24. Oktober 1907 (JW. 07, 7400) insbeſondere auch auf in 
Frage kommende Operationen grundſätzlich für anwendbar 
erklärt, indem er die dortige Ausführung des BG. gebilligt 
hat: ein operativer Eingriff könne dem Verletzten dann zu⸗ 
gemutet werden, wenn er den Erfolg gewährleiſte, ſoweit eine 
ſolche Gewähr nach ärztlicher Anſchauung überhaupt beſtehen 
könne, und wenn der Verletzte zu der Überzeugung gelangen 
müſſe, daß ein ſolcher Eingriff gefahrlos ſei. Er hat ſelbſt 
noch hinzugefügt: es ſeien die Verhältniſſe des einzelnen Falles 
zu würdigen, wobei es hauptſächlich auf die Beſchaffenheit des 
Leidens, die Schwere und Gefährlichkeit der Operation, die 
mehr oder minder ſichere Ausſicht auf Erfolg ankommen werde, 
aber möglicherweiſe auch noch andere, beſondere Umſtände in 
Betracht kämen. Die hier ausgeſprochenen Leitſätze bedürfen 
jedoch noch einer Ergänzung und näheren Umgrenzung. Der 
Anwendung des § 254 Abſ. 2 BGB. auf den körperlich Ver⸗ 
letzten, von dem der Schadenserſatzpflichtige behauptet, daß er 
imſtande geweſen ſei, durch eine Operation ſeine durch die Ver⸗ 
letzung eingebüßte oder verminderte Erwerbsfähigkeit wieder⸗ 
zuerlangen, ſteht an ſich das grundſätzlich anzuerkennende Recht 
des Verletzten entgegen, frei, nach eigenem Ermeſſen darüber 
zu beſtimmen, ob er ſich einem Eingriffe in die äußere Un⸗ 
verſehrtheit feines Körpers, als der ſich auch die Operation 
darſtellt, unterwerfen will oder nicht. In der Rechtswiſſenſchaft 
iſt in der Zeit vor Eintritt der Geltung des BGB. hieraus 
ſogar die Meinung abgeleitet worden, es könne niemals einem 
Verletzten zum Verſchulden gereichen, wenn er mit Rückſicht auf 
ſein freies Recht zur Beſtimmung über die Unverſehrtheit ſeines 
Körpers es ablehne, ſich, um den Umfang der Schadenserſatzpflicht 
eines andern zu mindern, einer Operation zu unterziehen. Da⸗ 
neben hat auch die Rückſicht darauf mitgeſprochen, daß ſelbſt 
bei regelmäßig ungefährlichen Operationen aus irgendeinem un— 
vorhergeſehenen Umſtande ſich die ſchwerſten Nachteile ergeben 
und ſogar der Tod eintreten oder daß der regelmäßig zu er⸗ 
wartende Erfolg dennoch ausbleiben könne, und daß es deshalb 
ungerechtfertigt ſei, dem Verletzten durch Verweigerung des 
vollen Erſatzes des von ihm erlittenen Schadens zuzumuten, 
ſich aus Rückſicht auf den Schadenserſatzpflichtigen einer unter 
gewöhnlichen Verhältniſſen gefahrloſen und ſicher wirkenden 
Operation zu unterwerfen. Mit Recht haben indeſſen in neuerer 
Zeit und namentlich unter der Herrſchaft des BGB. Wiſſen⸗ 
ſchaft und Rechtſprechung dieſe einſeitige, lediglich die Rechts⸗ 
lage des Verletzten berückſichtigende Auffaſſung verlaſſen. Jenes 
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freie Selbſtbeſtimmungsrecht des Verletzten über feinen Körper 
muß ſeine Grenzen finden, wo ſich ſeine Ausübung lediglich 
als Eigenfinn oder als rückſichtsloſe, ſelbſtſüchtige Ausnutzung 
der Haftung des Schadenserſatzpflichtigen darſtellt. Es darf 
nicht dazu gebraucht werden, um dem Verletzten, deſſen Erwerbs⸗ 
fähigkeit durch eine gefahrloſe und ohne nennenswerte Schmerzen 
auszuführende Operation wiederhergeſtellt werden würde, die 
Mittel zur Führung eines arbeitsloſen Lebens zu ſichern. Das 
gebietet die Rückſicht auf Treu und Glauben, eines Grund⸗ 
ſatzes, unter dem auch die Ausübung des Rechts auf Erſatz 
eines erlittenen Schadens ſteht. Es kann dabei ganz davon 
abgeſehen werden, zu erörtern, ob die ſog. Rentenſucht, wie 
neuerdings gelehrt wird, in vielen Fällen ſelbſt als eine Krank⸗ 
heit, als ſog. Rentenhyſterie, zu betrachten iſt. Vielmehr kann 
nur die objektive Lage des einzelnen Falles entſcheidend ſein. 
Daraus ergeben ſich folgende Forderungen, die an die Be⸗ 
gründung des Einwandes zu ſtellen ſind, der Verletzte habe es 
unterlaſſen, durch eine Operation ſeine Erwerbsfähigkeit ganz 
oder teilweiſe wiederherſtellen zu laſſen: Zunächſt muß die 
Operation nach dem Gutachten von Sachverſtändigen gefahrlos 
ſein, und zwar in dem Sinne, wie überhaupt nach dem jeweiligen 
Stande der ärztlichen Wiſſenſchaft von einer Gefahrloſigkeit 
geſprochen werden kann, d. h. ſoweit nicht unvorherſehbare Um⸗ 
ſtände eine Gefahr bedingen. Damit ſcheiden alle Operationen 
aus, die im Gegenſatze zu der bloßen örtlichen Unempfindlich⸗ 
machung nur in der Chloroformnarkoſe vorgenommen werden 
können, weil bei ſolchen die Möglichkeit eines tödlichen Aus⸗ 
ganges mit Sicherheit trotz ſorgfältigſter vorheriger Unter⸗ 
ſuchung der Körperbeſchaffenheit des Leidenden im voraus nicht 
auszuſchließen iſt, wie dies auch der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
verſicherungsamtes entſpricht. (Vgl. Handbuch der Unfall⸗ 
verſicherung, Anm. 4 zu § 23. GewllVerſch.) Die Operation 
darf ferner nicht mit nennenswerten Schmerzen verknüpft ſein, 
weil dem Verletzten, der überhaupt nur durch eine von dem 
Schadenserſatzpflichtigen zu vertretende Tatſache in die Lage 
gebracht worden iſt, ſich beſonderen Maßnahmen zur Wieder⸗ 
herſtellung ſeiner Erwerbsfähigkeit zu unterwerfen, nach Treu 
und Glauben nicht zugemutet werden kann, zu dieſem Behufe 
auch noch beträchtliche Schmerzen auf ſich zu nehmen. Sodann 
muß die Ausführung der Operation eine beträchtliche Beſſerung 
der Leiſtungsfähigkeit des Verletzten nach dem Gutachten von 
Sachverſtändigen mit Sicherheit erwarten laſſen, alſo entweder 
eine völlige Wiederherſtellung oder wenigſtens eine ſehr erhebliche 
Steigerung ſeiner Erwerbsfähigkeit. Endlich muß der Schadens⸗ 
erſatzpflichtige dem Verletzten zu erkennen gegeben haben, ent⸗ 
weder er ſei bereit, die Operation auf feine Koſten an ge- 
eigneter Stelle und durch ſachkundige Perſonen zu erwirken 
oder die Koſten für eine ſolche vorzuſchießen, die dann der Ver⸗ 
letzte ſelbſt zu erwirken hat. Denn da lediglich der Verletzer 
oder der ſonſt für die Folgen der Verletzung Haftbare ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig iſt, iſt der Verletzte, der im übrigen, ſoweit 
möglich, geheilt iſt, nicht gehalten, nur um den Umfang der 
Erſatzpflicht des Haftbaren zu mindern, auch noch irgendwie 
erhebliche Mittel aus ſeinem Vermögen zur Durchführung 
einer Operation aufzuwenden. Nicht ſelten wird freilich die 
Sachlage die ſein, daß der Verletzte, ſchon um ſich von einem 
für ihn ſelbſt unerträglichen körperlichen Zuſtande zu befreien, 


aus eigenem Antriebe zu einer Operation ſchreitet, deren Koſten 
er dann zunächſt dem operierenden Arzte gegenüber zu über⸗ 
nehmen hat. Fälle ſolcher Art kommen hier nicht in Frage. 
Aus dem ſoeben erörterten Grunde trifft aber auch ohne weiteres 
in dem unerwarteten Falle des Mißlingens der Operation 
und der Entſtehung eines neuen Schadens durch deren Vor: 
nahme die Haftung hierfür den Schadenserſatzpflichtigen, weil 
auch dieſer Schaden dann in urſächlichem Zuſammenhange mit 
der von ihm verſchuldeten oder ſonſt zu vertretenden Verletzung 
ſteht. Die Übernahme dieſer Haftung durch ihn folgt von ſelbſt 
aus dem Weſen der Aufforderung des Schadenserſatzpflichtigen 
an den Verletzten, ſich zur Wiedererlangung oder weſentlichen 
Erhöhung ſeiner Erwerbsfähigkeit einer beſtimmten Operation 
zu unterziehen. Weigert ſich einem dieſen Anforderungen ent⸗ 
ſprechenden Verlangen des Schadenserſatzpflichtigen gegenüber 
der Verletzte, ſich auf die ihm angeſonnene Operation einzulaſſen, 
fo erwächſt jenem hieraus allerdings nunmehr ein rechts—⸗ 
vernichtender Einwand gegen den Schadenserſatzanſpruch in⸗ 
ſoweit, als anzunehmen iſt, daß infolge der Ausführung der 
Operation die Erwerbsfähigkeit des Verletzten geſteigert oder 
völlig wiederhergeſtellt worden wäre, und es iſt dann deſſen 
Sache, im Wege der Replik die beſonderen Gründe darzulegen 
die ihn davon abgehalten haben, ſich der Operation zu unter⸗ 
werfen, wie dies bereits in dem erwähnten Urteile des VI. ZS. 
des RG. vom 13. Februar 1905 (RG. 60, 151 ff.) ausgeführt 
iſt. In den etwa ſchwebenden Rechtsſtreit der Parteien ge⸗ 
hören die Verhandlungen zwiſchen ihnen über die verlangte 
Operation an ſich nicht hinein. Selbſtverſtändlich kann aber 
eine während des Laufes des Rechtsſtreits von dem Schadens⸗ 
erſatzpflichtigen an den Verletzten gerichtete Aufforderung des 
vorher bezeichneten Inhalts und deren ungerechtfertigte Ab⸗ 
lehnung noch in dem Rechtsſtreite ſelbſt, ſoweit nach den Vor⸗ 
ſchriften der Prozeßordnung neue Anführungen tatſächlichen In⸗ 
halts noch ſtatthaft ſind, zur Geltendmachung jenes Einwandes 
verwertet werden. Bis aber hiernach ein ſolcher Einwand dem 
Schadenserſatzpflichtigen wirklich erwachſen iſt, erſcheint der 
an ſich gegebene Schadenserſatzanſpruch des Verletzten nach 
Maßgabe der ſonſtigen Sachlage in vollem Umfange be⸗ 
gründet. S. c. H., U. v. 30. Mai 13, 30/13 III. — Düſſel⸗ 
dorf. [S.] 

3. 88 305, 278 BGB. Vertrag zwiſchen dem Kranken⸗ 
hausunternehmer und dem Kranken, der zur Vornahme einer 
Operation als „zahlungsfähige Privatperſon“ in eine beſondere 
Pflegeklaſſe des Krankenhauſes aufgenommen wird.] 

Daß zwiſchen dem Kranken, der zur Vornahme einer 
Operation als „zahlungsfähige Privatperſon“ in eine beſondere 
Pflegeklaſſe eines Krankenhauſes aufgenommen wird, und dem 
Krankenhausunternehmer, auch wenn dieſer als juriſtiſche Perſon 
des öffentlichen Rechts das Krankenhaus im allgemeinen zur 
Erfüllung einer öffentlich⸗ rechtlichen Verpflichtung hält, ein 
bürgerlich⸗rechtliches Vertragsverhältnis begründet wird, hat der 
erkennende Senat bereits in dem in NE. 64, 231 abgedruckten 
Urteile ausgeſprochen. An dieſer Auffaſſung hat der Senat 
auch in anderen Entſcheidungen feſtgehalten (vgl. Urteile vom 
8. Februar 1907, III 255/1906 und vom 24. November 1911, 
III 643/1910); er iſt davon in der Sache III 256/1906 ledig⸗ 
lich mit Rückſicht auf landesrechtliche Beſtimmungen abgegangen, 
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ſie liegt aber wiederum dem Urteile III 554/1912 vom 22. April 
1913 zugrunde. Auch der VI. 3 S. des NG. teilt dieſe Anſicht 
offenbar; er hat die Entſtehung eines Vertragsverhältniſſes in 
NG. 59, 197 bloß deshalb verneint, weil es ſich um die be⸗ 
ſonderen öffentlich ⸗rechtlichen Beziehungen zwiſchen der Invaliditäts⸗ 
verſicherungsanſtalt und dem Verſicherten handelte. Ebenſo 
wird ein Vertragsverhältnis angenommen vom KONG. in 
OVG. 45, 155. Derſelben Meinung ift Hellwig „Die Stellung 
des Arztes im bürgerlichen Rechtsleben“ S. 30, 86; vgl. auch 
Rapmund⸗Dietrich, Arztliche Rechts⸗ und Geſetzeskunde Bd. 1 
S. 483 und Zitelmann in Grobers Werke „Das Deutſche 
Krankenhaus“ S. 915. Von der in RG. 64, 231 aus⸗ 
geſprochenen Anſicht abzugehen, findet der Senat keinen Anlaß. 
Der von der Reviſion in Bezug genommene Aufſatz von Kieſel 
(Preuß. Verwaltungsblatt Jahrg. 34 Nr. 11) bringt für die 
gegenteilige Meinung im weſentlichen nur ſogenannte Billigkeits⸗ 
erwägungen. Kieſel meint, die Unterſcheidung in der Geſtaltung 
der Haftpflicht, je nachdem die Aufnahme auf Grund der öffentlich⸗ 
rechtlichen Fürſorge oder auf Grund Vertrags mit einer 
zahlungspflichtigen Partei erfolge, verletze das ſoziale Empfinden. 
Allein die Verſchiedenheit der Haftung beruht auf dem Geſetze; 
mit jener Erwägung kann das Beſtehen eines Vertrages nicht 
widerlegt werden. Ob die Gemeinden durch den Betrieb eines 
Krankenhauſes einen Gewinn erzielen oder erzielen wollen, oder 
ob durch die Zahlungen des in die beſondere Verpflegungs⸗ 
klaſſe Aufgenommenen die ihm gewährten Leiſtungen des Unter⸗ 
nehmers völlig aufgewogen werden, iſt für die Vertragsfrage 
gleichgültig. Der Umſtand, daß das ſtädtiſche Krankenhaus 
einer gemeinnützigen Beſtrebung dient, hindert nicht, daß die 
Stadt als Unternehmerin über die zu gewährenden Leiſtungen 
Verträge abſchließt (vgl. OLG. 45, 155). Ob die Krankenhaus⸗ 
gebühren öffentliche Abgaben ſind, kann dahingeſtellt bleiben, 
das Weſen dieſer Gebühren iſt für die Frage, ob ein Vertrag 
geſchloſſen iſt, nicht ſchlechthin entſcheidend, ebenſowenig iſt es 
der Umſtand, daß ſie im Wege des Verwaltungszwangs⸗ 
verfahrens beitreibbar find (vgl. Begründung zu § 74 des Ent⸗ 
wurfs zum Kommunalabgabengeſetz — 8 90 des Geſetzes vom 
14. Juli 1893). Dieſer Umſtand ergibt noch nicht, daß es ſich 
um ſtaatsrechtliche und nicht etwa um privatrechtliche Gebühren 
handelt. Auch die öffentlich⸗vechtliche Körperſchaft, die zur Er 
füllung einer mit Rückſicht auf das Gemeinwohl ihr obliegenden 
öffentlich⸗rechtlichen Verpflichtung ein Krankenhaus einrichtet und 
für die Erfüllung dieſer Verpflichtung im allgemeinen Gebühren 
als öffentliche Abgaben im ſtaatsrechtlichen Sinne erhebt, kann 
im Einzelfalle dieſelben Leiſtungen auf Grund einer bürgerlich— 
rechtlichen Verpflichtung gegen eine vertragsmäßige Gegenleiſtung 
gewähren. Daß dieſe Gegenleiſtung von vornherein und all— 
gemein der Höhe nach gleichmäßig beſtimmt iſt, ſteht der An⸗ 
nahme eines Vertragswillens nicht entgegen. Das Vorhanden⸗ 
ee ſolchen Vertragswillens hat das BG. hier ohne 
ip agg für dieſen Willen ſpricht besonders, daß 
E e ingeſeſſener der Stadt St. war, die mit der 
Reihe de em Betriebe des Krankenhauſes doch in erſter 

eihe der Fürſorgepflicht gegenüber den Ortsangehörigen dienen 
wil ai ferner, daß er nicht zu den Sätzen der unterſten 
Verpflegungsklaſſe aufgenommen iſt. Die Beklagte hat ihm 
nicht bloß das gewährt, was ſie gewähren will und muß, um 


der öffentlichen Verpflichtung zu genügen; lediglich um dieſer 
Verpflichtung willen wird ſie niemals jemanden in eine der 
höheren Verpflegungsklaſſen aufnehmen. Der von der Reviſion 
angeführte Aufſatz von Cormann (Preuß. Verwaltungsblatt 1913 
S. 394) beſchäftigt ſich mit der Frage, inwieweit die Erhebung 
öffentlicher Abgaben für die Deckung der Koſten kommunaler 
„gewerblicher Unternehmungen“ zuläſſig iſt. Zur Beantwortung 
der Frage wird eine Unterſuchung über den Unterſchied zwiſchen 
gewerblicher Unternehmung und öffentlicher Anſtalt vor⸗ 
genommen und als Merkmal für den Gewerbebetrieb hin⸗ 
geſtellt, daß das Rechtsverhältnis durch Vertrag begründet 
wird. Dabei wird ausgeführt, daß ein Vertragsverhältnis 
grundſätzlich ausgeſchloſſen iſt, wenn es für den einen Teil an 
der Vertragsfreiheit fehlt. Auf derſelben Grundlage iſt vom 
RG. in den Entſcheidungen VI 583/1908 und III 271/1910 
(J W. 10, 63e; 11, 95832) das Beſtehen eines Vertragswillens 
und folglich Vertragsverhältniſſes verneint bei den Beziehungen 
zwiſchen der Stadtgemeinde und den zur Benutzung des ſtädtiſchen 
Schlachthauſes Verpflichteten. Von ſolchem Benutzungs⸗ 
zwange kann bei dem Krankenhauſe im gegebenen Falle nicht 
die Rede ſein. Ohne Rechtsverſtoß hat das BG. angenommen, 
daß ein Verſchulden das ſchadenbringende Verbleiben des 
Tampons in der Wunde verurſacht hat. Mag dies Verſchulden 
den Arzt Dr. J. oder die Krankenſchweſter oder einen ſonſtigen 
bei der Operation mitwirkenden Angeftellten treffen, fie alle 
find Erfüllungsgehilfen der Beklagten in Anſehung ihrer Ver⸗ 
bindlichkeit aus dem Vertrage mit dem Kläger (NG. 59, 22), 
und für ihr Verſchulden haftet die Beklagte nach 8 278 BGB. 
(Es folgen Ausführungen über das Vorliegen des Verſchuldens.) 
St. o. N., U. v. 9. Juli 13, 148/13 III. — Stettin. [K. 

4. Der Sicherheitszeſſionar, der dem Zedenten die Mit⸗ 
teilung zugehen läßt, er werde die Grundſtücke erſtehen, iſt ver⸗ 
pflichtet, bei der Zwangsverſteigerung darauf zu bieten.] 

Die Reviſion mußte Erfolg haben. — Die allgemeine 
Frage, ob ein Zeſſionar, dem ſicherheitshalber Hypotheken über⸗ 
eignet find, ſchlechthin ſchon auf Grund des durch die Sicherungs⸗ 
zeſſion begründeten Treuverhältniſſes dem Zedenten gegenüber 
verpflichtet iſt, bei einer etwaigen Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks die Hypotheken zur Verhütung ihres Ausfalls aus⸗ 
zubieten, ſofern jene noch innerhalb des Grundſtückswertes ſtehen, 
bedarf vorliegend keiner Entſcheidung. Denn hier fällt noch die 
beſondere Tatſache ins Gewicht, daß die Beklagte auf die beiden 
Grundſtücke, auf denen die ihr von der Klägerin zur Sicherheit 
für die Verbindlichkeiten ihres Ehemanns übereigneten Hypotheken 
hafteten, trotz des Umſtandes nicht geboten hat, daß ſie der 
Klägerin die Mitteilung hatte zugehen laſſen (dies als richtig 
vorausgeſetzt), daß fie die Grundſtücke erſtehen werde. Gab 
nämlich die Beklagte der Klägerin gegenüber eine ſolche Er⸗ 
klärung ab, dann wurde ſie hiermit unzweifelhaft verpflichtet, 
das Intereſſe der Genannten auf die angegebene Weiſe auch 
wirklich wahrzunehmen, und ſie iſt der Klägerin haftbar ge⸗ 
worden, wenn ſie trotz ihrer Erklärung ohne dringende Gründe, 
oder ohne ihre Erklärung zuvor gehörig widerrufen zu haben, 
zum Schutze der Klägerin nichts tat. Alles das folgt ſchon 
aus den hier anwendbaren Grundſätzen von Treu und Glauben 
(vgl. RG. 76, 347; JW. 11, 70), ohne daß es darauf an: 


kommt, ob auf Grund der in Frage ſtehenden Erklärung auch 
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eine vertragliche Bindung der Beklagten zuſtande gekommen iſt. 
Die Beklagte mußte ſich vor Augen halten, daß die Klägerin 
im Vertrauen auf die ihr gemachte Mitteilung veranlaßt ſein 
konnte, von allen eigenen Schritten zur Rettung ihrer Hypotheken 
Abſtand zu nehmen, und daß die Klägerin mithin, falls auch 
ſie, die Beklagte, völlig untätig blieb, der Gefahr eines Ausfalls 
der Hypotheken ganz offenſichtlich ausgeſetzt wurde. Tatſächlich 
ſteht nun aber feſt, daß die Beklagte ein wirkſames Gebot auf 
die Grundſtücke überhaupt nicht abgegeben hat, während ander⸗ 
ſeits nichts dafür vorliegt, daß ſie die Klägerin auf ihre Sinnes⸗ 
änderung zuvor hingewieſen hätte. Das BG. hat im Gegen⸗ 
ſatze zu den diesſeits vertretenen Auffaſſungen auch den er⸗ 
örterten Umſtand, daß die Beklagte der Klägerin die wieder⸗ 
gegebene Mitteilung gemacht hatte, für völlig unerheblich er⸗ 
achtet, indem es davon ausging, die Beklagte habe durch die 
Mitteilung nur ihre damalige Abſicht kundgetan, dagegen keine 
Verpflichtung übernommen. Bei dieſer Auffaſſung iſt das 
Gericht jedoch der Sachlage keineswegs gerecht geworden. Es 
hat nur die Tatſache der Mitteilung an ſich berückſichtigt, 
während es erforderlich war, ſie in ihrem Zuſammenhange mit 
dem geſamten Sachverhältniſſe zu bewerten. Die Entſcheidung 
in der Sache ſelbſt iſt demgemäß nicht haltbar. S. c. A.⸗G. f. B., 
U. v. 2. Juli 13, 98/13 V. — Berlin. [S.] 

5. 88 414, 419 BGB. Begriff der kumulativen Schuld⸗ 
übernahme. 

Die Reviſion hat überſehen, daß es einen feſtſtehenden 
Begriff der „kumulativen Schuldübernahme“ überhaupt nicht 
gibt. Das Geſetz behandelt in den SS 414 ff. als Sonder⸗ 
nachfolge in eine Schuld (Motive Bd. II S. 142 ff) nur die 
fog. befreiende (privative) Schuldübernahme, und nebenbei im 
8 419 einen Fall der ſog. kumulativen, der aber, wie bereits 
erwähnt, im vorliegenden Fall nicht in Betracht kommt. In 
der Rechtswiſſenſchaft und Rechtſprechung wird außerhalb der 
Fälle der Rechtsnachfolge (fog. translativen Schuldübernahme) 
entweder mit Rückſicht auf den geſetzlichen Sprachgebrauch der 
Gebrauch des Ausdrucks „Schuldübernahme“ überhaupt ver⸗ 
worfen oder mit Zuſätzen, wie „beſtärkend“, „akzeſſoriſch“, 
„kumulativ“ für den Hinzutritt neuer Verbindlichkeiten zu bereits 
beſtehenden in verſchiedenem Umfang verwendet. Man verſteht 
darunter im engſten Sinne die Übernahme ſelbſtändiger neuer 
Geſamtſchuldverbindlichkeiten von gleichem Inhalt wie die be⸗ 
ſtehende, aber auch in weiterem Sinne die Übernahme bürg⸗ 
ſchaftsähnlicher Verpflichtungen für eine beſtehende Schuld, ins⸗ 
beſondere ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaften (vgl. u. a. Ortmann, 
Vorbem. zum 5. Abſchn. des 2. Buches Ziff. 2; v. Staudinger 
daſ. Ziff. 1, 2, 4; Planck daſ. Ziff. 2; RG. 51, 120; 59, 232; 
64, 318; 71, 113; 78, 37; Gruchots Beitr. 50, 946; 53, 419 
54, 149; 3BlFG. 9, 790 JW. 11 S. 58122, 4436). Die 
ſog. Erfüllungsübernahme (BGB. 88 329, 415 Abſ. 3, Motive 
zum I. Entwurf Bd. II S. 147, Prot. Bd. 1 S. 426, Bd. II 
S. 474) wird zwar in der Regel davon unterſchieden, es kann 
aber nicht gerade als abwegig bezeichnet werden, wenn man 
unbeſchadet der beſtehenden Unterſchiede ſie im weiteren Sinne 
der kumulativen Schuldübernahme zuzählt (vgl. RG. 65 
S. 164, 166 ff.). Die Verwandtſchaft mit den verſchiedenen 
Arten der Schuldübernahme ergibt ſich ſchon daraus, daß ſie 
ſowohl im erſten Entwurf des BGB. ($ 318) im ganzen Um: 


fang als auch im geltenden Geſetzbuch (§ 415) zum Teil im 
Abſchnitt von der Schuldübernahme abgehandelt iſt, obwohl 
dort im weſentlichen nur von der eigentlichen (befreienden) 
Schuldübernahme die Rede iſt. Man kann hiernach der Reviſion 
zugeben, daß das Ergebnis, zu dem ſchließlich der Ber R. ges 
langt iſt, ſich nur als eine zwiſchen Bruno S. und der neuen 
offenen Handelsgeſellſchaft vereinbarte Erfüllungsübernahme dar⸗ 
ſtellt, man iſt aber deshalb nicht berechtigt, dem Ber R. den 
Vorwurf eines Rechtsirrtums zu machen, weil er nicht dieſen 
Ausdruck, ſondern den der kumulativen Schuldübernahme ge⸗ 
wählt hat. Von einem Rechtsirrtum könnte nur inſofern die 
Rede ſein, als der BerR. nicht ohne weiteres, unter Berufung 
auf die Vermutung der 88 329, 415 Abſ. 3 BGB., das Vor⸗ 
handenſein eines unmittelbaren Rechts der Klägerin verneint 
hat. Der BerR. hat ſich dabei anſcheinend an den Worten im 
8 329: „ohne die Schuld zu übernehmen“ geſtoßen, die mit 
der „Übernahme der Hypothekenſchulden“ im 8 3 des Gefell- 
ſchaftsvertrages, wie von der Reviſion behauptet wird, nicht in 
Einklang zu bringen ſind. Der Widerſpruch beſteht indeſſen 
keineswegs, denn die Schuldübernahme im § 329 BGB. iſt 
die eigentliche (befreiende) des Geſetzes, und dieſe Bedeutung 
hatte nach der bereits erwähnten, zugunſten der Klägerin ge⸗ 
troffenen Feſtſtellung des Ber R. die Übernahme im 8 8 des 
Geſellſchaftsvertrages nicht. Wenn hiernach der BerR. irrtüm⸗ 
lich von der Vermutung des § 329 BGB. keinen Gebrauch 
gemacht hat, ſo kann ſich doch am allerwenigſten die Klägerin, 
zu deren Gunſten dieſer Irrtum gereicht, darüber beſchweren. 
Die Klägerin hat demnach auch keinerlei Grund zur Beſchwerde 
darüber, daß der Bert. die fog. kumulative Schuldübernahme 
vom Standpunkt des 8 328 BGB., eines Vertrages zugunſten 
Dritter, geprüft hat. Da ſie einen Vertrag mit der offenen 
Handelsgeſellſchaft nicht geſchloſſen hatte, konnte ſie ein Recht 
aus der von ihr behaupteten kumulativen Schuldübernahme nur 
auf Grund des 5 328 BGB. in Anſpruch nehmen. Nach 
dieſer Vorſchrift aber iſt entſcheidend der Wille der Vertrag⸗ 
ſchließenden, und ob dieſer Wille vorhanden war, iſt eine Tat⸗ 
frage, die lediglich von dem BerR. zu entſcheiden war und in 
der Reviſionsinſtanz nicht nachzuprüfen iſt (vgl. Motive Bd. II 
S. 269, 148; RG. 65 S. 167, 168; auch JW. 10, 2841). 
A. S. c. Z., U. v. 21. Juni 13, 114/13 V. — Naum⸗ 
burg. S.) 

6. 8 426 BGB., $ 17 KraſtfahrzgG. 
pflicht bei Geſamtſchuldverhältniſſen.] 

Am 21. Mai 1910 fand in Charlottenburg ein Zuſammen⸗ 
ſtoß zwiſchen einer Kraftfahrzeugdroſchke und einem Privat⸗ 
Kraftfahrzeug ſtatt. Jene gehörte der Beklagten und wurde 
von dem Chauffeur N. geführt; darin ſaß eine Frau K. Das 
andere Fahrzeug gehörte dem Arthur C. und wurde von ſeinem 
Chauffeur E. geführt. Infolge des Zuſammenſtoßes wurde 
Frau K. aus der Droſchke geſchleudert und dadurch verletzt. 
Sie hat auf Grund des KraftfahrzgG. und des BGB. von C. 
und E. Erſatz der Heilungskoſten und der Aufwendungen für 
vermehrte Bedürfniſſe und ein Schmerzensgeld gefordert, ſowie 
die Feſtſtellung begehrt, daß die Genannten ihr allen durch den 
Unfall entſtandenen und noch entſtehenden Schaden zu erſetzen 
haben. Durch Teilurteil ſind C. und E. auch verurteilt worden, 
ihr einen beſtimmten Betrag an Heilungskoſten zu zahlen und 


lusgleichungs⸗ 
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ihr allen weiteren aus dem Unfall entſtandenen und noch ent⸗ 
ſtehenden Schaden zu erſetzen; dieſes Urteil iſt rechtskräftig. 
C. und E. behaupten, ſowohl nach dem Kraftfahrzg®. wie nach 
dem BGB. einen Ausgleichungsanſpruch gegen die Beklagte 
zu haben; ſie haben dieſen Anſpruch an die Klägerin abgetreten, 
die beantragt hat, feſtzuſtellen, daß die Beklagte verpflichtet iſt, 
ihr die Hälfte derjenigen Beträge zu erſtatten, die C. und E. 
der Frau K. infolge des Unfalles zu zahlen haben. Das LG. 
hat dieſem Antrag, wiewohl nur bezüglich eines Drittels der 
bezeichneten Beträge, entſprochen, das KG. aber auf die Be⸗ 
rufung der Beklagten die Klage im vollen Umfange abgewieſen. 
Hiergegen hat die Klägerin Reviſion eingelegt mit dem Antrag, 
das BU. aufzuheben und die Berufung der Beklagten zurück⸗ 
zuweiſen. Dieſe hat beantragt, die Reviſion zurückzuweiſen. 
Das BG. geht davon aus, daß unter der im § 17 Abſ. 1 
Kraftfahrzg®. vorausgeſetzten Haftung der beteiligte Fahrzeug⸗ 
halter „kraft Geſetzes“ eine ſolche ex lege im Gegenſatz zu 
einer aus einem Vertrage entſpringenden gemeint ſei; die 
Fahrzeughalter müßten alſo ſtets, ſei es aus Nebengeſetzen, 
wie z. B. dem Kraftfahrzg®. ſelbſt oder außervertraglich nach 
88 823 ff. BGB. haften, wenn anders ein Rückgriff nach 817 
jenes Geſetzes gegeben fein ſolle. C. und E,, die Rechts⸗ 
vorgänger der Klägerin, ſeien nach 8 7 bzw. 8 18 Kraft⸗ 
fahrzgG. der Frau K. zum Schadenserſatz verpflichtet; dagegen 
ſei im Verhältnis zwiſchen dieſer und der Beklagten das Kraft- 
fahrzgG. nach deſſen 8 81 überhaupt nicht anwendbar, und es 
könnte — abgeſehen von einer Haftung aus dem Beförderungs⸗ 
vertrag — nur eine Haftung aus unerlaubter Handlung in 
Frage kommen; ein Verſchulden (8 823 BGB.) treffe aber die 
Beklagte nicht, auch könne eine Haftung aus 8 831 BGB. 
nicht Platz greifen, weil die Beklagte den ihr in dieſer Vor⸗ 
ſchrift nachgelaſſenen Entlaſtungsbeweis geführt habe. Damit 
entfalle die Anwendbarkeit des § 17 Kraftfahrzgch. Aber auch 
eine Ausgleichungspflicht nach 8 426 BOB. treffe die Beklagte 
nicht, weil es an einem Gemeinſchaftsverhältnis zwiſchen ihr 
einerſeits und C. und E. andererſeits fehle; es liege lediglich 
ein unechtes Geſamtſchuldverhältnis vor, bei dem ein Rückgriff 
gemäß jener Geſetzesbeſtimmung nicht gegeben ſei. Nach Anſicht 
der Reviſion iſt auch bei einem ſolchen Sachverhalt § 17 Kraft⸗ 
fahrzgG. auf die beteiligten Fahrzeughalter anwendbar; ſie rügt 
eine zu enge Auffaſſung der Worte „kraft Geſetzes“. Auch 
dieſer Angriff geht fehl. Sollen jene Worte überhaupt eine 
Bedeutung haben, ſo kann es nur die einer Einſchränkung 
gegenüber einer anderweiten Haftung ſein, und als ſolche kann 
uk die Haftung aus Vertrag in Betracht kommen. Hiergegen 
läßt ſich auch die Bemerkung in der Begründung des Entwurfs 
Ge Abſ. 1 (etzt 5 17 Abſ. 1) nicht verwerten, daß deſſen 
Platz enen wie ſich aus ihrer Faſſung ergebe, auch dann 
Vorſchriſte ſollen, wenn die Haftpflicht auf die allgemeinen 
Damit it 10 15 bürgerlichen Rechts geſtützt werde. 
au Be ; 5 x unmittelbar vorhergehende Bemerkung zeigt, 
Bein daß 91 ir Beſtimmungen ſich nicht bloß auf den Fall 
Keſonbeben Vorſch Haftpflicht der Kraftfahrzeughalter nach den 
daß Ng fee 11 5 des Entwurfs begründet iſt, ſondern 
Ae 1 5 iche Verpflichtung zum Schadenserſatz die 

nwen * eit der Beſtimmung rechtfertigt. Wenn geltend ge⸗ 
macht wird, auch die Haftung auf Grund eines Vertrages ſei 


eine Haftung kraſt Geſetzes, ſo kann dies nur in dem Sinne 
für richtig erachtet werden, daß überhaupt jede Rechtspflicht im 
letzten Grunde auf dem Geſetz beruht, auch eine Vertragspflicht 
deswegen, weil nach dem Geſetz zu beurteilen iſt, ob eine ſolche 
Verpflichtung entſtanden iſt. In dieſem Sinne können aber die 
Worte „kraft Geſetzes“ nicht gedeutet werden; denn dann würden 
ſie jeder Bedeutung entbehren, und 8 17 würde auch nicht 
anders auszulegen ſein, wenn ſie weggelaſſen worden wären. 
In die Haftung kraft Geſetzes die Haftung kraft Vertrages ein⸗ 
zuſchließen, widerſpricht auch dem Sprachgebrauch, der beide 
Haftungsarten einander gegenüberſtellt (vgl. z. B. 8 832 BGB.). 
Hiernach hat das BG. mit Recht angenommen, daß den Rechts⸗ 
vorgängern der Klägerin ein Ausgleichungsanſpruch nach 8 17 
KraftfahrzgG. nicht entſtanden iſt. Dagegen muß der Reviſion 
darin beigetreten werden, daß das BG., indem es den Rechts⸗ 
vorgängern der Klägerin einen ſolchen Anſpruch auch nach 
88 421, 426 BGB. verſagt hat, dieſe Vorſchriften verletzt hat. 
Zur Annahme eines Geſamtſchuldverhältniſſes im Sinne von 
8 421 bedarf es nicht eines gemeinſchaftlichen oder gleichen 
Entſtehungsgrundes, auch wenn der eine nur aus unerlaubter 
Handlung oder nur kraft beſonderer geſetzlichen Beſtimmung 
und der andere nur auf Grund eines Vertrages auf Schadens⸗ 
erſatz haftet, kann ein Geſamtſchuldverhältnis vorliegen; er⸗ 
forderlich iſt nur, daß ſie nicht ohne jeden inneren Zuſammen⸗ 
hang Schuldner geworden ſind (vgl. das Urteil des II. 38S. 
des RG. in RG. 79, 288 ff. und die Urteile des erkennenden 
Senats vom 10. März 1913, Rep. VI. 540/12 und vom 3. Mai 
1913, Rep. 61/13). Ein folder Zuſammenhang ift hier ges 
geben, weil die beiderſeitigen Schuldgründe nur formell ver⸗ 
ſchieden ſind, materiell aber demſelben Tatbeſtand — dem 
Zuſammenſtoß der beiden Fahrzeuge entſpringen und daher 
zuſammen gehören. Der Annahme eines Geſamtſchuldverhältniſſes 
im Sinne von § 421 BGB. kann auch nicht mit dem BG. 
entgegengehalten werden, daß die von den Zedenten der Klägerin 
der Frau K. geſchuldeten Leistungen nicht dieſelben ſeien wie die 
von der Beklagten der Frau K. geſchuldeten. Soweit der eine 
Halter für einen weiteren Schaden oder für denſelben Schaden, 
aber in größerem Umfange haftet als der andere, liegt aller⸗ 
dings kein Geſamtſchuldverhältnis vor, aber nur wegen jenes 
Schadens und dieſes Mehr. Wenn daher, wie das BG. an⸗ 
nimmt, die Zedenten der Klägerin zwar nach 8 847 BGB. 
haften, da ſie eine unerlaubte Handlung begangen haben ſollen, 
die Beklagte aber der Frau K. zum Erſatz des immateriellen 
Schadens nicht verpflichtet iſt, ſo kann dies nicht dazu führen, 
die Ausgleichungspflicht überhaupt zu verneinen, ſondern nur 
dazu, ſie auf den Vermögensſchaden zu beſchränken. Und aus 
jenem Grunde iſt es ebenfalls unerheblich, wenn, wie das BG. 
zur Begründung ſeiner abweichenden Anſicht ausführt, die 
Leiſtungen der Schuldner in letzterer Beziehung inſoweit ver⸗ 
ſchiedene feien, als die Zedenten der Klägerin nach dem 8 198 
KraftfahrzgGG. nur bis zum Betrage von 50 000 & in Anſpruch 
genommen werden können, während die Beklagte aus dem Be⸗ 
förderungsvertrag unbegrenzt haftet. Würde der Fall umgekehrt 
liegen, nämlich ſo, daß C. und E. unbegrenzt und die Beklagte 
— nach dem KraftfahrzgG. — nur beſchränkt haftete, jo wurde 
das einfach dazu führen, die Ausgleichungspflicht der Beklagten 
auf höchſtens 50 000 % zu beſchränken, ſo daß C. und E. 
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wegen des von ihnen gezahlten Mehr betrages eine Ausgleichung 
von der Beklagten nicht fordern könnten. Hier aber, wo die 
Haftung der Beklagten — abgeſehen vom Schmerzensgeld — 
eine umfänglichere iſt, als die der Zedenten der Klägerin 
(nach dem KraftfahrzgG.), bedarf es einer ſolchen Einſchränkung 
überhaupt nicht: alles das, was letztere der Frau K. zu erſetzen 
haben, hat — abgeſehen vom Schmerzensgeld — grundſätzlich 
auch die Beklagte der Frau K. zu erſetzen, und deswegen, weil 
die Beklagte den Vermögensſchaden unbegrenzt zu erſetzen hat, 
die Zedenten der Klägerin dazu aber nur bis zum Betrage 
von 50 000 &. verpflichtet find, find die beiderſeitigen Leiſtungen 
inſoweit nicht verſchieden. Übrigens überſieht das BG. an 
dieſer Stelle, daß E. der Frau K. auch nach $ 823 BGB., 
alſo ohne die Beſchränkung des § 121 KraftfahrzgG. und daher 
in Anſehung des Vermögensſchadens in gleichem Umfang wie 
die Beklagte haftet, und die Ausführungen im BU. laſſen es 
mindeſtens zweifelhaft erſcheinen, ob dies nicht auch bezüglich 
des C. zutrifft. S. N. V. c. P. M G., U. v. 12 Juli 13, 
175/13 VI. — Berlin. [S.] 

7. 88 467, 351 BGB. Die Weiterverwaltung einer 
unbeweglichen Sache bis zum Austrag des Wandlungsprozeſſes 
it kein Wandlungsverzicht.] 

Die Reviſion war für begründet zu erachten. Der Berg. 
hat überſehen, daß der Wandlungsverzicht ebenſo wie die Be⸗ 
ſtätigung den Willen zu verzichten bzw. zu beſtätigen voraus⸗ 
ſetzt und daß der Annahme eines ſolchen Willens die Ver⸗ 
wahrung, d. h. die Erklärung, nicht zu wollen, und die Auf⸗ 
rechthaltung des erſten Prozeſſes entgegenſteht (ogl. die Urteile 
des erkennenden Senats V 449/11 in JW. 12, 6812 und das 
Urteil vom 9. März 1912 V 369/11). Allerdings hat die 
Rechtſprechung angenommen, daß ein nachträgliches, der Wand⸗ 
lungserklärung widerſprechendes Verhalten, alſo z. B. ein mit 
Wertminderung und Verſchlechterung der beweglichen Sache, um 
die es ſich dabei handelte, verbundener fortgeſetzter Gebrauch als 
Verzicht auf die Wandlung aufzufaſſen ſei, ebenſo in der Regel 
ein Weiterverkauf der Sache (vgl. GruchotsBeitr. 48, 796; 
RG. 39, 170; 59, 99; 43, 36; 54, 80; JW. 09, 685). Hier 
aber handelt es ſich um eine unbewegliche Sache, wo die Weiter⸗ 
verwaltung bis zum Austrag des Wandlungsprozeſſes, wie der 
Kläger nicht ohne Grund geltend gemacht hat, im eigenen 
Intereſſe des Beklagten liegt, die Vorausſetzungen eines Ver⸗ 
luſtes des Wandlungsrechts (SS 467, 351 BGB.) von dem 
Beklagten nicht einmal behauptet ſind. Als Grund für die 
Anſtellung der neuen Klage hat der Kläger angegeben, daß er 
den Fall der rechtskräftigen Abweiſung der Wandlungsklage ins 
Auge gefaßt habe, nachdem das LG. die Argliſt des Beklagten 
verneint und der Prozeß ſich in die Länge gezogen habe; bis 
dahin habe er den Anſpruch gehabt, das Grundſtück ordnungs⸗ 
mäßig, in mangelfreiem Zuſtande zu erhalten und zu nutzen. 
Auch die Reviſion hat geltend gemacht, daß man ſogar in dem⸗ 
ſelben Prozeſſe die zweite Klage als eventuelle mit der erſten 
hätte verbinden können. Dieſe Ausführungen können nicht ohne 
weiteres als widerſinnig bezeichnet werden. Iſt die zweite Klage, 
nach Erhebung und ungeachtet der Aufrechterhaltung der Wand- 
lungsklage, unzuläffig oder unbegründet, fo iſt, wie der Kläger 
ganz mit Recht hervorgehoben hat, dieſe zweite Klage abzu⸗ 
weiſen; ein Widerſpruch, der zur Annahme einer Beſtätigung 


oder eines Verzichts auf die Wandlung zwänge, iſt darin nicht 
enthalten. K. c. M., U. v. 9. Juli 13, 67/13 V. — Breslau. S.] 

8. 88 538, 254 BGB. Iſt der Mieter wegen Mangel⸗ 
haftigkeit der Mietſache berechtigt, den Mietvertrag friſtlos zu 
kündigen, ſo iſt er nicht verpflichtet, ſeinerſeits den Mangel 
tunlichſt zu beſeitigen, um ſeinen Schadenserſatzanſpruch gegen 
Einwendungen aus § 254 BGB. zu ſchützen.] 

BU. und Reviſion gehen übereinſtimmend davon aus, daß 
auf ein Rechtsverhältnis, wie das vorliegende, zunächſt grund⸗ 
ſätzlich der § 254 BGB., wonach der Beſchädigte verpflichtet 
iſt, den Schaden tunlichſt zu mindern, anwendbar ſei, jenes 
mit der weiteren Annahme, daß auch nach der Lage der tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe ſeine Anwendung geboten ſei, dieſe, in⸗ 
dem ſie gerade wegen der beſonderen Umſtände des Falles 
eine ſolche für ausgeſchloſſen erachtet. Dieſe Anſchauung iſt 
rechtsirrtümlich und nur inſoweit iſt der Reviſion beizutreten, 
als ſie die Anwendbarkeit des § 254 auf den vorliegenden Fall 
letzten Endes leugnet, während ihr nur in dieſem Ergebniſſe 
und nur aus völlig von den ihrigen verſchiedenen Gründen 
beizupflichten iſt. Dies erhellt aus folgendem: Wegen der 
Übelſtände, welche die Ableitung der Gaſe und Dämpfe durch 
die vorhandenen drei ruſſiſchen Rohre in der von dem BG. 
feſtgeſtellten Weiſe zur Folge hatte, war der Klägerin durch die 
Verfügung des Polizeipräſidenten vom 22. Juli 1908 bei Strafe 
die Abſtellung der Gefährdung der Anwohner durch Verbreitung 
von Gaſen und Dämpfen aufgegeben worden. Sie verlangte 
deshalb durch Schreiben vom 1. Auguſt 1908 vom Beklagten 
Abhilfe durch Herſtellung eines 30 m hohen Ventilationsrohres. 
Da der Beklagte dies ablehnte, ein ſolches Rohr als ein Unding 
bezeichnete, das in keiner Weiſe geeignet ſein würde, den Übel⸗ 
ſtand zu beſeitigen, deſſen Grund in ungenügender Herſtellung 
der Schmelzanlage liege, und er ſich nur bereit erklärte, die zur 
Anlage der Schmelze etwa noch erforderlichen Einrichtungen auf 
Rechnung der Klägerin zum Selbſtkoſtenpreiſe herſtellen zu laſſen, 
ſo forderten ihn die Prozeß bevollmächtigten der Klägerin in 
ihrem Namen und Auftrage durch Schreiben vom 25. Auguſt 
1908 auf, binnen zwei Wochen die vermieteten Räume ſo her⸗ 
zurichten, daß fie zum Betriebe einer Metall- und Zinkſchmelzerei 
geeignet ſeien. Sie fügten hinzu: nach fruchtloſem Ablaufe der 
Friſt werde die Klägerin das Mietverhältnis gemäß § 542 
BGB. ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen, doch 
ſolle durch dieſe erneute Kündigung die bereits früher aus⸗ 
geſprochene Kündigung nicht zurückgenommen werden. Weiter 
bemerkten die Prozeßbevollmächtigten der Klägerin in dem 
Schreiben vom 25. Auguſt: die neue Kündigung werde auf alle 
Fälle ausgeſprochen, damit das Mietverhältnis auch dann 
erlöſche, wenn etwa das Gericht die früher ausgeſprochene 
Kündigung als unbegründet anſehen ſollte. Dementſprechend 
hatte die Klägerin bereits im März 1908 Klage auf Feft- 
ſtellung erhoben, daß ſie berechtigt ſei, das Miet— 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu 
kündigen, ein Antrag, den ſie am 10. Januar 1910 dahin 
änderte, feſtzuſtellen, daß infolge ihrer vorzeitigen Kündigung 
der Mietvertrag ſein Ende erreicht habe. Das Ziel, das die 
Klägerin, ſeitdem ſich der Beklagte geweigert hatte, die geeigneten 
Vorkehrungen zur Ermöglichung eines unbeanſtandeten Betriebes 
der Metalle und Zinkſchmelzerei zu treffen, verfolgte und das 
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ſie dem Beklagten außerhalb und innerhalb des Rechtsſtreites 
kundgegeben hatte, war demnach die Aufhebung des Miet: 
verhältniſſes durch Kündigung ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt. Das KG. erkannte auch am 27. Juni 
1910 nach dem abgeänderten Antrage, jedoch nur wegen der 
Nichtgewährung des Ventilationsrohres, und das RG. wies 
durch Urteil vom 26. Mai 1911 die Reviſion des Beklagten 
zurück. Die Klägerin räumte jedoch die gemieteten Räume 
erſt Ende Dezember oder Anfang Januar 1911, nach⸗ 
dem der Beklagte wegen Nichtzahlung des Mietzinſes am 
1. Juli und dann am 1. Oktober 1910 ſeinerſeits das Miet⸗ 
verhältnis gekündigt und Klage auf Räumung erhoben, die 
Klägerin aber Abweiſung dieſer Klage beantragt hatte. War 
hiernach aber das von der Klägerin verfolgte rechtliche Ziel die 
Aufhebung des Mietverhältniſſes durch Kündigung ohne 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt gemäß 8 542 BGB., fo war 
ſie nicht verpflichtet, lediglich mit Rückſicht darauf, daß ſie 
ſpäter daneben Schadenserſatzanſprüche gegen den Beklagten 
wegen Nichterfüllung gemäß 8 538 BGB. erheben wollte, für 
die Zeit, während deren ſie dann noch tatſächlich bis zu der 
in angemeſſener Friſt erfolgenden wirklichen Kündigung die ge⸗ 
mieteten Räume innehatte, ihrerſeits Veranſtaltungen zu treffen, 
damit der ihr aus der Nichtgewährung eines geeigneten Venti⸗ 
lationsrohres durch den Beklagten erwachſende Schade nach 
Möglichkeit gemindert würde. Dabei kann in dieſer Hin⸗ 
ſicht auch nicht entſcheidend ins Gewicht fallen, daß die Klägerin 
— wenn dies nicht, wofür kein Anhalt vorliegt, in der Abſicht 
geſchah, das Mietverhältnis fortzuſetzen und lediglich 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gemäß 8 538 zu verlangen, 
die Abſicht der Kündigung alſo aufgegeben wurde — eben 
noch längere Zeit im Beſitze der Räume blieb, was erſichtlich 
darin ſeinen Grund hatte, daß ſie erſt die gerichtliche, womög⸗ 
lich die rechtskräftige Entſcheidung über die Frage ihres 
Kündigungsrechts abzuwarten wünſchte. Denn entnahm die 
Klägerin aus der teilweiſen Nichtgewährung des Gebrauchs der 
gemieteten Sache gemäß 8 542 BGB. das Recht, das Miet⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, 
es alſo durch ihre einſeitige Willenserklärung aufzuheben, 
und ſtand ihr dieſes Recht nach der Sachlage auch wirklich zu, 
ſo war es mit dieſem ihrem aus der Mangelhaftigkeit der 
Mietſache entſpringenden Rechte unvereinbar, daß ſie auf der 
andern Seite hätte verpflichtet ſein können, um das ihr nach 
8 538 zuſtehende Nebenrecht auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung bis zur Vertragsaufhebung gegen Einwendungen des 
Vermieters aus § 254 Abſ. 2 BGB. zu ſchützen, ihrerſeits 
nach Möglichkeit den Mangel zu beſeitigen, in welchem die 
1 Nichtgewährung des Gebrauchs beſtand. Das Recht 
feige en nad) $ 542, das Mietverhältnis durch ſeine ein⸗ 
af deß Nichter für die Zukunft aufzuheben, beruht eben 
betet be a der Vorleiſtungspflicht des Ver⸗ 
Mietſache die ah auf die Gewährung des Gebrauchs der 
Mieter beſtimntte 0 den fruchtloſen Ablauf der ihm vom 
it. Das Geſeg f Friſt zur Abhilfe noch beſonders feſtgeſtellt 
n onnte daher dem Mieter nicht gleichwohl aus 
. Grunde die Verpflichtung auferlegen wollen, ſeiner⸗ 
ſeits den Mangel, aus dem gerade dieſes Recht entſprang, zu 
heben oder wenigſtens zur Hebung beizutragen. Denn dann 


würde er gehalten ſein, trotz jenes ſeines Rechts ſelbſt einen 
Zuſtand herzuſtellen, der dieſem Rechte wenigſtens für die Zu⸗ 
kunft gerade den Boden entzöge. Inſoweit wird daher 
ſelbſt für den ihm daneben zuſtehenden Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung gemäß 5 538 BGB. (vgl. Urteil 
des erkennenden Senats vom 27. November 1906 in RG. 64, 
381) die Anwendung des 8 254 Abſ. 2 ausgeſchloſſen. 
Allein anderſeits iſt folgendes zu beachten: Wenn auch für den 
Mieter, der wegen Nichtgewährung des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs der gemieteten Sache dem Vermieter eine Friſt zur 
Abhilfe beſtimmt hat, nach deren fruchtloſen Ablaufe keine Ver⸗ 
pflichtung beſteht, das Mietverhältnis zu kündigen, ſo darf 
er doch den Vermieter darüber, ob er wirklich kündigen werde 
oder nicht, nicht unverhältnismäßig lange im Zweifel laſſen, 
wenn er nicht gegen Treu und Glauben verſtoßen will. (Vgl. 
Mittelſtein, die Miete, 3. Aufl., § 36 Nr. 8 S. 257 a. a. O. 
und Niendorff, Miete, 9. Aufl. S. 156.) Noch weniger iſt 
ein ſolches Verhalten zuläſſig, wenn der Mieter demnächſt wegen 
Nichterfüllung des Mietvertrages durch den Vermieter gegen 
dieſen Schadenserſatzanſprüche gemäß 5 538 BGB. zu er⸗ 
heben gedenkt. Vielmehr wird er, wenn er nach Ablauf der 
Abhilfsfriſt des § 542 nicht ſogleich die Kündigung, etwa 
unter freiwilliger Einhaltung einer beſtimmten Kündigungs⸗ 
friſt, an deren Beobachtung auch ihm ſelbſt gelegen ſein kann 
— f. hierüber Mittelſtein in Seuff Bl. 1911 S. 504 — 506 
und die Miete, 8 36 Nr. 8 S. 257, und Schöller in Gruchots⸗ 
Beitr. Bd. 46 S. 273 Anm. 68 —, ausſpricht, ſich doch in 
angemeſſener kurzer Friſt darüber ſchlüſſig zu machen haben, 
ob er von dem Kündigungsrechte Gebrauch machen will. Ver⸗ 
zögert er feine Entſcheidung über dieſe Friſt hinaus und kündigt 
er dann doch noch, ſo kann er Schadenserſatzanſprüche wegen 
Nichterfüllung gemäß § 538 nur inſoweit erheben, als ihm 
ſolche auch bei rechtzeitiger Erklärung der Kündigung für 
die ihm bis dahin erwachſenen Schäden erwachſen wären. 
Darüber hinausgehende ihm zuzubilligen verbietet die Rück⸗ 
ſicht auf Treu und Glauben. Entſchuldigt wird insbeſondere 
die Verzögerung auch nicht dadurch, daß der Mieter, wie es 
hier der Fall iſt, erſt eine gerichtliche, womöglich rechtskräftige 
Entſcheidung über ſein Recht zur friſtloſen Kündigung des 
Mietverhältniſſes zu erlangen wünſcht. Denn wer von dem 
einſchneidenden Rechte aus 8 542 Gebrauch machen will und 
demnächſt auch wirklich Gebrauch macht, tut dies auf ſeine 
Gefahr; dem Gegner darf aus dem Auffchube der Entſcheidung 
kein Nachteil erwachſen. Nach dieſen Grundſätzen hätte der 
Schadenserſatzanſpruch der Klägerin beurteilt werden müſſen. 
B. C. K., U. v. 6. Juni 13, 18/13 III. — Berlin. 1 

9. 8 552 Satz 2 BOB. Früherer Einzug des neuen 
Mieters in die leerſtehende Wohnung bildet keine „anderweite 
Verwertung“ des Gebrauchs. 

Der vom 1. Oktober 1909 ab als Oberförſter von S. nach 
M. verſetzte Kläger hatte ſeine bisherige Wohnung in S. auf 
den 1. Januar 1910 als den nächſten zuläſſigen Termin ge⸗ 
kündigt und den von ihm an den Vermieter bezahlten Miet⸗ 
zins bis zu dieſem Tage vom Beklagten erſetzt erhalten. Die 
Wohnung war von Frau K. ab 1. Januar 1910 gemietet, 
aber ſchon am 15. Dezember 1909 bezogen. Auf Monitum 
der Oberrechnungskammer und enktſprechende Aufforderung der 
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Regierung hat der Kläger den Mietzins ab 15. Dezember 1909 
bis 1. Januar 1910 im Betrage von 34 % 82 & unter Vor⸗ 
behalt an den Beklagten zurückbezahlt und fordert nunmehr 
Erſtattung dieſes Betrages. Die Inſtanzen haben die Klage 
zugeſprochen, indem ſie den vom Kläger behaupteten, vom Be⸗ 
klagten ausdrücklich zugeſtandenen, jedoch bereits durch die erſt⸗ 
inſtanzliche Beweisaufnahme als nicht vorhanden nachgewieſenen 
Sachverhalt zugrunde legen, der Kläger ſelbſt, nicht der 
Vermieter, habe die Frau K. am 15. Dezember in die Wohnung 
einziehen laſſen. Der BerR. hat den in der II. Inſtanz erfolgten 
Widerruf des beklagtiſchen Geſtändniſſes für unzuläſſig erachtet, 
da der beklagtiſche Prozeß bevollmächtigte I. Inſtanz trotz des 
offenfichtlichen Ergebniſſes der Beweisaufnahme, alſo ohne 
irgendeinen Irrtum, das Geſtändnis durch ſeine Schlußerklärung, 
„er habe ſeinen früheren Ausführungen nichts hinzuzufügen“, 
beſtätigt habe. In dieſer von der Reviſion hauptſächlich an⸗ 
gegriffenen Rechtsanſchauung des BerR. kann ein Rechtsirrtum 
nicht gefunden werden. Es kommt nicht darauf an, ob der 
Beklagte in I. Inſtanz fein zuvoriges Geſtändnis nach ſtatt⸗ 
gehabter Beweisaufnahme noch beſonders beſtätigte, ſondern 
darauf, daß er es, wie unzweifelhaft und unbeſtritten iſt, 
trotz der klaren Beweiſe nicht widerrief. Der Grund des Be⸗ 
harrens des Beklagten auf dem Geſtändnis iſt erſichtlich. Der 
Beklagte hatte nämlich nach dem erſtinſtanzlichen Tatbeſtande 
klar erkannt, daß der dem von den Parteien erörterten Urteil 
des RG. 52, 286/287 untergebene Sachverhalt ein dem 
Kläger günſtigerer war, als der vom Kläger hier behauptete. 
Denn jenes Urteil hatte den Fall zu entſcheiden, daß der Ver⸗ 
mieter den früheren Einzug eines neuen Mieters geſtattet hatte, 
ohne daß der Mieter, der verſetzte Beamte, von dieſem 
Einzug etwas wußte, und hatte die Zinserſtattungspflicht 
des Fiskus verneint, weil der Mieter inſoweit einen 
Rückforderungsanſpruch gegen den Vermieter habe. 
Demgegenüber betonte der Beklagte in I. Inſtanz, daß hier der 
Kläger ſelbſt, wie er behaupte und der Beklagte zugeſtehe, 
über die Wohnung ab 15. Dezember 1909 bis 1. Januar 
1910 verfügt habe. Dieſe zutreffende Erkenntnis, daß die 
behauptete und zugeſtandene Sachlage dem Kläger ungün- 
ſtiger iſt als die in Wahrheit vorhandene Sachlage, hat den 
Beklagten veranlaßt, ſein Geſtändnis nicht nur nicht zu wider⸗ 
rufen, ſondern durch ſeine Schlußerklärung deutlich genug ſogar 
noch zu wiederholen und zu beſtätigen. Die von der Reviſion 
materiell zur Nachprüfung geſtellte Erſtattungspflicht des Be⸗ 
klagten iſt ſowohl nach dem wirklichen als nach dem behaupteten 
und zugeſtandenen Sachverhalt gegeben. Die Wohnung war 
vom Kläger ab 1. Oktober 1909 aufgegeben und von ihm in 
keiner Weiſe mehr benutzbar noch verwertbar. Dem Vermieter 
gelang es, die Wohnung vom 1. Januar 1910 an Frau K. zu 
vermieten, und zwar hatte Frau K., die bis 1. April 1910 
ſowohl dieſe ihre neue als ihre bisherige anderweite Wohnung 
bezahlen mußte, nicht etwa zur Bedingung dieſes ihres Miet⸗ 
vertrages gemacht, daß ſie Schon am 15. Dezember 1909 ein⸗ 
ziehen dürfe; und fie wäre nicht ſchon am 15. Dezember 1909 
eingezogen, wenn ſie für die Zeit bis 1. Januar 1910 irgend 
etwas hätte zahlen ſollen. Nur weil die Wohnung vom Kläger 
endgültig aufgegeben war und leer ſtand, hatte der Vermieter 
der Frau K. den früheren Einzug ohne Wiſſen und Zuſtimmung 


des Klägers geſtattet. Irgendein Vorteil im Sinne des 
8552 Satz 2 BGB. war dem Vermieter dadurch nicht erwachſen. 
Und falls in dieſer Geſtattung eine Vertragswidrigkeit des Ver⸗ 
mieters gegen den Kläger erblickt werden könnte, ſo hätte der 
Vermieter den Zuſtand herzuſtellen, der ohne dieſe ſeine Ge⸗ 
ſtattung eingetreten wäre, 8 249 BGB. Befragte aber der 
Vermieter den Kläger um ſeine Zuſtimmung und verweigerte 
der Kläger dieſelbe, ſo blieb die Wohnung eben leer und un⸗ 
benützt, ohne daß der Kläger von der Mietzinsſchuld befreit 
wurde. Irdendein Schade iſt alſo dem Kläger nicht erwachſen; 
er hat keinen Rückforderungsanſpruch gegen den Vermieter. 
Genau dieſelbe Rechtsfolge ergibt ſich, wenn der Kläger ſelbſt 
es war, der die Frau K. am 15. Dezember 1909 einziehen ließ. 
Der ohne dieſe ſeine Erlaubnis beſtehende Zuſtand begründete 
gerade die Mietzinsſchuld des Klägers und die Erſtattungspflicht 
des Beklagten. Und die Möglichkeit, die Wohnung für dieſe 
14 Tage irgendwie derart zu verwerten, daß der Kläger von 
ſeiner Mietzinsſchuld frei würde, lag überhaupt nicht vor. Die 
der Frau K. vom Kläger erteilte Erlaubnis konnte alſo auch 
nicht bewirken und hat nicht bewirkt, daß ein ſonſt mögliches 
Freiwerden des Klägers von der Mietzinsſchuld vereitelt wurde. 
Wiederum liegt weder poſitiver Schade noch die Zerſtörung 
einer Ausſicht auf Rechtserwerb vor. Pr. F. C. K., U. v. 
27. Juni 13, 162/13 III. — Caſſel. S.] 

10. Zum Begriff des Pachtvertrags.] 

Der Abſ. 2 der Tarifſtelle 48 zu I PrStempft®. vom 
30. Juni 1909 beſtimmt: „Betrifft das Mietverhältnis Räume, 
die für gewerbliche oder berufliche Zwecke beſtimmt ſind, ſo 
bleiben 50 vom Hundert der nach dem vorſtehenden Abſatze zu 
berechnenden Stempelabgabe unerhoben.“ Dieſe von der 
Klägerin in Anſpruch genommene Steuerermäßigung erſtreckt 
ſich nach dem klaren Wortlaute der Vorſchrift nur auf 
Mietverträge, nicht auch auf Pachtverträge. Das iſt vom 
erkennenden Senat unter näherer Begründung bereits mehrfach 
anerkannt worden, zuletzt im Urteil vom 26. November 1912 
(VII 356/12), das zum Abdruck im 81. Bande der amtlichen 
Sammlung beſtimmt iſt und auf das hier verwieſen wird. Von 
dem eingenommenen Standpunkt abzugehen, hat der Senat 
auch bei der durch die Reviſion angeregten wiederholten 
Prüfung der Frage keinen Anlaß gefunden. Die Entſcheidung 
des Rechtsſtreits hängt hiernach davon ab, ob der Vertrag 
vom 16. Januar 1906 als ein Mietvertrag oder als ein Pacht⸗ 
vertrag anzuſehen iſt. In dem vorbezeichneten Urteil, das 
einen dem jetzigen Streitfall ſehr ähnlichen Fall betraf, hat der 
Senat ausgeführt, daß die entgeltliche Uberlaſſung von Räumen 
zum Betrieb einer Gaſt⸗ oder Kaffeewirtſchaft ein Verpachten 
darſtelle, wenn die für das Verweilen der Gäſte beſtimmten 
Räume, alſo die Haupträume, nicht nur baulich, ſondern auch 
hinſichtlich der ſonſtigen erforderlichen Ausſtattung bei der 
Überlaffung im weſentlichen ſchon derart eingerichtet find, 
daß der Betrieb in ihnen beginnen kann. Fehlt es an einer 
ſolchen Einrichtung, ſo kommen die Räume bei der Überlaſſung 
nur als Gegenſtand eines Mietvertrages in Betracht. Der 
Annahme eines Pachtvertrages ſteht es nicht entgegen, wenn 
die Einrichtung der Haupträume nicht eine vollſtändige iſt, 
vielmehr noch der Ergänzung durch den Übernehmer bedarf, 
und wenn die Nebenräume, die nur mittelbar eine Quelle der 
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zu erzielenden Erträge ſind, z. B. Küchen, Keller und ſonſtige 
Wirtſchaftsräume, der inneren Einrichtung noch völlig ermangeln. 
Auch auf das Wertverhältnis der vom Überlaſſer mitgegebenen 
Einrichtung zu der vom Übernehmer zu beſchaffenden kommt 
es hierbei nicht ausſchlaggebend an. Es macht endlich auch 
keinen Unterſchied, ob ein ſchon beſtehendes, in den Räumen 
betriebenes Unternehmen zum Weiterbetrieb überlaſſen wird 
oder ob der Übernehmer dieſen wirtſchaftlichen Organismus 
erſt durch eigene Tätigkeit und aus eigenen Mitteln zu ſchaffen 
hat. Dieſen Grundſätzen entſpricht es, wenn im vorliegenden 
Fall der BerR. den geſchloſſenen Vertrag als einen Pacht⸗ 
vertrag anſieht. Denn die Klägerin hat die zum Wirſchafts⸗ 
betrieb überlaſſenen Räume durch Um- und Ausbau zu ſolchen 
gemacht, wie ſie zum Betrieb geeignet waren, und ſie hat auch 
die Haupträume mit der zur Aufnahme von Gäſten erforder⸗ 
lichen Einrichtung, außer mit Tiſchen und Stühlen, aus⸗ 
geſtattet. Damit hat ſie die Räume ſelbſt zu einer zur Er⸗ 
zielung von Ertragsfrüchten beſtimmten und geeigneten Sache 
umgeftaltet und fie dann dem Übernehmer zum Gebrauch und 
zum Fruchtgenuß überlaſſen. Die im 8 581 beſtimmten 
Merkmale des Pachtvertrages ſind hiernach erfüllt. Daran 
kann auch der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand nichts 
ändern, daß das zum Geſchäftsbetrieb erforderliche Eß⸗, Trink⸗ 
und Küchengeſchirr vom Pächter zu beſchaffen war. Der 
Reviſion war hiernach der Erfolg zu verſagen. St. F. e. Pr. F., 
U. v. 10. Juni 13, 111/13 VII. — Caſſel. S.] 

11. 8635 BGB. Recht des Werkbeſtellers auf Schadenserſatz.] 

Der Ber. ſiellt das Vorhandenſein einer Reihe von 
Mängeln des Dampfers auf Grund des Gutachtens des Sach⸗ 
verſtändigen F. feſt, von denen, wie die Reviſionsbegründung 
ſelbſt zugibt, auch unbedenklich richtig iſt, ein Teil die Gebrauchs⸗ 
fähigkeit des Schiffes beeinträchtigt. Zu dieſen erheblichen 
Mängeln gehören diejenigen der Schleppvorrichtung, der Steuer⸗ 
einrichtung, der Kippvorrichtung am Schornſtein, und vor allem 
der Riß in der Grundplatte der Dampfmaſchine. Die Beklagte 
hat daher die ihr nach S 633 BGB. obliegende Verpflichtung, 
das Schiff ſo herzuſtellen, daß es nicht mit Fehlern behaftet 
iſt, die ſeine Tauglichkeit zu dem nach dem Vertrage voraus⸗ 
geſetzten Gebrauche erheblich mindern, verletzt. Zur Beſeitigung 
des Mangels hatte der Kläger nach § 634 BGB. der Be⸗ 
klagten eine Friſt mit der Erklärung zu ſetzen, daß er dieſe 
nach Ablauf der Friſt ablehne. Dieſer Friſtſetzung war hier 
der Kläger anerkannten Rechtens dadurch überhoben, daß die 
Beklagte die Beſeitigung der Mängel weigerte. Infolgedeſſen 
kann der Kläger wegen der genannten erheblichen Mängel — 
ob auch wegen der zahlreichen unerheblichen, kann dahingeſtellt 
bleiben —, an Stelle der Wandelung oder Minderung nach 
wi a und zwar nach § 635 BGB., wegen Nichterfüllung 
: 1 Schadenserſatz, ohne den Nachweis eines Ver⸗ 
0 1 den führen zu müſſen, dann fordern, wenn 
mäßigkeit A a A Unternehmerin für die Güte und Vertrags⸗ 
beruft ſich Mr bee Garantie übernommen hat. Mit Recht 
nee 0 ſeine Annahme der BerR. auf die Ent⸗ 
ſagt e 52, 355 und 58, 180. Wenn letztere be⸗ 

1 zerzug eines Werkunternehmers in der Beſeitigung 
von Mängeln nicht ohne weiteres einen Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung der Vertragsverpflichtung in ihrer 
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Totalität begründe, ſo beſchränkt ſie dieſen Ausſpruch aus⸗ 
drücklich auf die Erfüllung eines Werkvertrages, hinſichtlich der 
nicht feſtſtand, ob der zu beſeitigende Mangel auf einem von 
dem Unternehmer zu vertretenden Umſtande beruhte, bejaht 
aber ſolche Schadenserſatzverpflichtung ausdrücklich für den Fall 
des Vorliegens der Vorausſetzungen des 8 635 BGB., alſo 
für den Fall, daß der Unternehmer für den Mangel, ſei es, 
weil er dieſen aus Vorſatz oder Fahrläſſigkeit verſchuldet, ſei 
es, weil er für die Ordnungsmäßigkeit ſeiner Leiſtung eine 
Garantie übernommen hat, einzuſtehen hat. Die Weigerung 
der Beklagten, die Mängel zu beſeitigen, berechtigen daher den 
Kläger, der auf ein zum vertragsmäßigen Gebrauche tüchtiges 
Werk bei der Garantieübernahme der Beklagten für die 
Tüchtigkeit des verwendeten Materials und der geleifteten 
Arbeit einen Anſpruch hat, die Beſeitigung der Mängel durch 
Dritte vornehmen zu laſſen, verpflichtet ihn aber nicht zu deren 
Heranziehung. Die vorhandenen Mängel mindern daher infolge 
der Weigerung der Beklagten, ſie zu beſeitigen, die Tauglichkeit 
des Schiffes zu dem vertraglichen Gebrauche auf die Dauer 
und berechtigen den Kläger gegenüber der Beklagten, die die 
vertragsmäßige Herſtellung des Schiffes durch Weigerung der 
Ausbeſſerung der Mängel ablehnt, zur Ablehnung des in ſeiner 
Brauchbarkeit und Tauglichkeit auf die Dauer geminderten 
Schiffes und damit zum Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
der Vertragsverpflichtung in ihrer Totalität. Zwar iſt im 
vorliegenden Falle, wie die Reviſion an ſich mit Recht be⸗ 
merkt, der Garantie eine ihre Vorausſetzungen und auch die 
Art ihrer Erfüllung betreffende Einſchränkung gegeben. Die 
Beklagte ſoll nur für die Güte ihrer Arbeit auf ein Jahr vom 
Tage der Lieferung ab gerechnet in der Art haften, daß ſie 
während dieſer Zeit alle etwa hervortretende Mängel und 
Schäden an den von ihr gelieferten Maſchinen, Materialien 
und Arbeiten, die erweislich ihren Urſprung in fehlerhaftem 
Material oder mangelhafter Ausführung haben, mit möglichſter 
Beſchleunigung und koſtenfrei zu beſeitigen hat, und ſoll jede 
weitere, insbeſondere jede indirekte Haftung der Beklagten aus⸗ 
geſchloſſen ſein. Es ſind hier aber nach dem ſchon hinſichtlich 
der Mängel Bemerkten die Vorausſetzungen dieſer Garantie 
gegeben; die Mängel zu beſeitigen hat die Beklagte nach den 
Feſtſtellungen des BerR. in ſchuldhafter Weiſe abgelehnt. Bei 
dieſer Sachlage verliert die der Garantie beigefügte Einſchränkung 
im Sinne des Vertrages jede Bedeutung. Beklagte würde dem 
Vertragswillen geradezu entgegen und argliſtig handeln, wenn 
ſie, ungeachtet ihrer Weigerung, die Fehler des Schiffes zu be⸗ 
ſeitigen, die Einſchränkung der Garantie für ſich geltend machen 
wollte. Eine Pflicht des Beſtellers, ſeinerſeits die Nachbeſſerung 
vorzunehmen oder durch einen anderen Unternehmer vornehmen 
zu laſſen, läßt ſich nicht begründen. Beklagte iſt hiernach trotz 
der Einſchränkung ihrer Garantie infolge ihrer Weigerung der 
Nachbeſſerung ſchadenserſatzpflichtig, und zwar hat ſie den 
vollen Schaden, der in der dauernd gewordenen Fehlerhaftigkeit 
des Schiffes ſeine Urſache findet, zu erſetzen, alſo Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zu leiſten. P. c. M., U. v. 1. Juli 13, 
138/13 VII. — Berlin. S.] 

12. 8 652 BGB. Mäklervertrag.] 

Das BG. erachtet für erwieſen, daß zwar die Verhand⸗ 
lungen, welche der Beklagte im Oktober 1910 mit B. auf Ver⸗ 
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anlaſſung des Klägers wegen des Verkaufes des Gutes Karlshof 
angeknüpft hatte, noch im Herbſt 1910 geſcheitert waren, daß 
aber im Frühjahr 1911 der Kläger von neuem tätig geworden 
iſt, um B. zum Ankaufe des Gutes zu veranlaſſen, und daß 
auch dieſe ſeine Tätigkeit für den Abſchluß des Kaufvertrages 
von urſächlicher Bedeutung war, wenngleich der Abſchluß haupt⸗ 
ſächlich durch einen anderen Mäkler, L., herbeigeführt worden 
ſei. Das BG. erachtet aber den Klageanſpruch nicht für be⸗ 
gründet, weil nicht nachgewieſen ſei, daß der Beklagte bei dem 
Abſchluß des Kaufvertrages von der Vermittlertätigkeit des 
Klägers Kenntnis gehabt habe. Zwar habe der Zeuge K. be⸗ 
kundet, daß am 12. Mai 1911, als er mit dem Kläger Karlshof 
beſichtigte, in dem Geſpräch zwiſchen ihm, dem Zeugen, und den 
Parteien erwähnt worden ſei, daß Kläger damals noch mit B. 
in Verbindung geſtanden habe, um ihn zum Ankaufe von Karlshof 
zu bewegen, und ſei unter Eidesbeweis geſtellt, daß der Kläger 
noch am 3. Juni 1911 dem Beklagten geſagt habe, er hoffe, 
daß B. jetzt Karlshof kaufen werde, er, Kläger, werde dafür 
tätig ſein. Ob dieſe Tatſachen genügen würden, die Kenntnis 
des Beklagten von der Vermittlertätigkeit des Klägers zu er⸗ 
weiſen, wenn der Verkauf des Gutes, wie zunächſt von dem 
Beklagten angegeben, bereits am 7. Juni 1911 ſtattgefunden 
hätte, läßt das BG. dahingeſtellt. Jedenfalls genügten ſie nicht 
nach der der Entſcheidung zugrunde zu legenden ſchließlichen 
Angabe des Klägers, daß der Vertragsſchluß erſt am 10. Juli 
1911 erfolgt ſei. Dem Vertragsſchluß ſeien mehrfach Beſichti⸗ 
gungen des Gutes durch B. vorausgegangen, bei denen nicht 
der Kläger, ſondern L. als Vermittler anweſend geweſen ſei. 
Kläger habe nicht behauptet, daß nach dem 3. Juni irgend⸗ 
welche Umſtände zur Kenntnis des Beklagten gelangt ſeien, die 
auf eine Vermittlertätigkeit des Klägers ſchließen laſſen könnten. 
Hiernach ſeien die Anführungen des Klägers nicht geeignet, die 
Angabe des Beklagten zu widerlegen, daß ihm beim Abſchluſſe 
des Kaufvertrages nicht bewußt geweſen ſei, daß der Kläger 
eine Vermittlertätigkeit aufgewendet habe, und daß er an⸗ 
genommen habe, das Kaufgeſchäft ſei lediglich von L., dem er 
anſtandslos Proviſion gezahlt habe, vermittelt. Die Reviſion 
rügt, daß das BG. den Grundſatz, daß der Auftraggeber beim 
Abſchluß des Vertrages von der vorausgegangenen Vermittler⸗ 
tätigkeit des Mäklers Kenntnis gehabt haben müſſe, wenn der 
Proviſionsanſpruch begründet ſein ſoll, unrichtig angewendet 
habe. Dieſe Rüge iſt begründet. Allerdings kann der Aus⸗ 
führung der Reviſion nicht beigetreten werden, daß zur Bes 
gründung des Klageanſpruchs ſchon die Kenntnis des Beklagten 
davon, daß Kläger den B. als Käufer nachgewieſen habe, 
genügte. Denn das BG. hat für erwieſen erachtet, daß die 
Verhandlungen, welche der Beklagte mit B. infolge des Nach⸗ 
weiſes durch den Kläger im Oktober 1910 angeknüpft hatte, 
geſcheitert waren. Es hat damit verneint, daß zwiſchen jener 
Nachweistätigkeit des Klägers und dem Zuſtandekommen des 
Kaufabſchluſſes im Juli 1911 ein urſächlicher Zuſammenhang 
beſtehe. Aber das BU. beruht auf einer Verletzung des 8 652 
BGB., indem es für die Entſtehung des Anſpruches auf den 
dem Kläger verſprochenen Mäklerlohn nicht nur verlangt, daß 
die Vermittlertätigkeit des Klägers für den Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrages von urſächlicher Bedeutung geweſen ſei, und daß dem 
Beklagten bekannt geweſen ſei, daß der Kläger für den Abſchluß 


des Kaufvertrages tätig geweſen ſei, ſondern weiter auch, daß 
der Beklagte ſich bei dem Abſchluß des Kaufvertrages bewußt 
geweſen ſei, daß die Tätigkeit des Klägers für den Abſchluß 
des Vertrages von urſächlicher Bedeutung ſei. Von dieſer letzten 
Vorausſetzung kann der Anſpruch auf den Mällerlohn nicht 
abhängig gemacht werden. Die Frage des urſächlichen Zu: 
ſammenhanges iſt nicht nur vielfach tatſächlich zweifelhaft, 
ſondern birgt auch eine Reihe rechtlicher Schwierigkeiten. Wollte 
man den Anſpruch des Mäklers auf den Mäklerlohn davon 
abhängig machen, ob der Auftraggeber ſeiner Tätigkeit eine 
urſächliche Bedeutung für den Kaufabſchluß beilegt, ob er dieſer 
Bedeutung ſich bewußt iſt, ſo würde das Maß der Sorgfalt 
und der Einſicht, mit der der Auftraggeber die Tätigkeit des 
Mäklers würdigt, ja ſogar die Auffaſſung des Auftraggebers 
von dem Weſen des urſächlichen Zuſammenhanges darüber ent⸗ 
ſcheiden, ob dem Mäkler der verſprochene Lohn zufällt oder nicht. 
Der Mäkler würde, wenn er nicht bei dem Vertragsſchluß ſelbſt 
mitwirkt, vielmehr ein ſpäter, vielleicht in letzter Stunde, ein⸗ 
tretender anderer Mäkler den Enderfolg herbeiführt, vielfach des 
verdienten Lohnes verluſtiggehen. Die Annahme, daß der 
Auftraggeber ſich auch der Kauſalität der ihm bekannt ge⸗ 
wordenen Tätigkeit des Mäklers bewußt geweſen ſein müſſe, 
läßt ſich weder aus der unmittelbaren Vorſchrift des Geſetzes 
noch aus den Erwägungen herleiten, mit denen das RG. den 
Rechtsſatz begründet hat, daß der Auftraggeber zur Zahlung 
des Mäklerlohnes nur dann verpflichtet ſei, wenn er beim Ab⸗ 
ſchluß des Geſchäftes Kenntnis von der Vermittlertätigkeit des 
Mäklers hatte. In der Tat wird allen jenen Erwägungen 
durch die Auffaſſung genügend Rechnung getragen, daß der 
Proviſionsanſpruch des Mäklers bei dem Vorhandenſein der 
ſonſtigen, objektiven Vorausſetzungen ſchon dann begründet iſt, 
wenn nur der Auftraggeber beim Abſchluß des Geſchäftes über⸗ 
haupt davon Kenntnis hat, daß der Mäkler für dieſen Abſchluß 
tätig war, daß er ſich um ihn bemüht hat. Der Auftraggeber 
kann in einem ſolchen Falle nach Treu und Glauben nicht mit 
dem Einwande gehört werden, daß er der ihm bekannt ge: 
wordenen Tätigkeit des Mäklers keine urſächliche Bedeutung 
beigemeſſen habe, und daß er, wenn er ſich dieſer Urſächlichkeit 
bewußt geworden wäre, den Vertrag nicht abgeſchloſſen haben 
würde. Die Kenntnis von einer auf den Abſchluß des Ver— 
trags gerichteten Tätigkeit des Mäklers ſetzt den Auftraggeber 
in die Lage, mit der Möglichkeit einer berechtigten Mäklerlohn⸗ 
forderung zu rechnen, und hierauf bei dem Abſchluſſe des Ver⸗ 
trages, insbeſondere bei der Preisbeſtimmung Rückſicht zu nehmen. 
Unterläßt er es, bei dem Geſchäftsabſchluß dieſer Möglichkeit 
Rechnung zu tragen, fo kann dies nicht dem Mäkler zum Nach- 
teil gereichen, der Auftraggeber handelt dann auf eigene Gefahr. 
G. C. S., U. v. 1. Juli 13, 156/13 III. — Marienwerder. [S.] 

13. Begriff der ſür beſtimmte Zeit eingegangenen Geſell⸗ 
ſchaft.] 

Die Parteien haben ſich zu einem Preis- und Konditions⸗ 
kartell zuſammengeſchloſſen, ohne eine Handelsgeſellſchaft zu 
gründen. Daß auf den Verband die Vorſchriften über die 
bürgerlichrechtliche Geſellſchaft, insbeſondere der von der 
Kündigung handelnde § 723 BGB., angewandt find, iſt 
unbedenklich und entſpricht der Rechtſprechung des RG. Für 
die Hauptſtreitfrage des Prozeſſes, ob der Beklagte jeder⸗ 
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zeit ohne Einhaltung einer Friſt kündigen durfte, kommt es 
gemäß dieſer Geſetzesvorſchrift darauf an, ob der Vertrag auf 
unbeſtimmte oder auf beſtimmte Zeit eingegangen war. Nach 
8 9 des Vertrags ſollte das Verhältnis zunächſt bis zum 
1. April 1914 dauern und jeweils von drei zu drei Jahren 
verlängert werden, mit der Maßgabe jedoch, daß jedes Mitglied 
das Recht hatte, nach einer Kündigungserklarung, die zwei 
Monate vor einem der bezeichneten Termine abgegeben ſein 
mußte, aus dem Verbande auszuſcheiden. Dieſe Partei⸗ 
vereinbarung iſt klar und bedarf nicht der Auslegung. Streit 
herrſcht aber über die Auslegung des Geſetzes, inſofern beſtritten 
iſt, was das Geſetz unter einer für eine beſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangenen Geſellſchaft verſteht. Die Annahme des OL G., es 
liege eine Geſellſchaft mit beſtimmter Dauer vor, iſt von der 
Reviſion des Beklagten bekämpft worden. Die Reviſion hat 
hierzu im weſentlichen folgendes ausgeführt: Auch wenn ein 
Geſellſchaftsvertrag zwiſchen mehr als zwei Perſonen geſchloſſen 
werde, begründe er ein einheitliches Vertragsverhältnis, deſſen 
Dauer ausſchließlich davon abhänge, was darüber für die All⸗ 
gemeinheit der Geſellſchafter im Vertrage feſtgeſetzt ſei. Das 
Ausſcheiden eines Geſellſchafters bei Fortſetzung der Geſellſchaft 
unter den übrigen berühre immer nur die Auseinanderſetzung 
und ändere niemals etwas an der Vertragsdauer. Ob und in 
welcher Weiſe der einzelne ſein Ausſcheiden aus dem Vertrags⸗ 
nexus bewirken konne, fei daher unerheblich. Ein Geſellſchafts⸗ 
vertrag ſei auf beſtimmte Zeit geſchloſſen, wenn er nach dem 
Willen der Vertragſchließenden zu einem beſtimmten, ſei es 
kalendermäßig, ſei es anderweit feſtſtehenden oder feſtſtellbaren 
Zeitpunkt ſein Ende erreiche. Nur auf die von vornherein 
gewollte Vertragsdauer komme es an; wie lange eine Geſell⸗ 
ſchaft tatſächlich dauere, ſei bei der Möglichkeit ſtillſchweigender 
Verlängerung des Vertrags 8 724 Satz 2 BGB.) immer 
ungewiß. Danach könne es bei einer auf feſte Zeit geſchloſſenen 
Geſellſchaft eine Kündigung überhaupt nicht geben. Eine 
Willenserklärung zur Herbeiführung der Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft ſei überflüſſig. Der Vertrag ende mit dem Ablauf der 
feſtbeſtimmten Zeit, falls er nicht ſtillſchweigend für beſtimmte 
oder unbeſtimmte Zeit fortgeſetzt werde. Allerdings könne in 
einem Geſellſchaftsvertrage angeordnet werden, daß die Geſell⸗ 
ſchaft zunächſt bis zu einem beſtimmten Tage dauere und, wenn 
ſie nicht von einem oder auch mehreren Geſellſchaftern eine 
gewiſſe Zeit vor dieſem Termine „gekündigt“ werde, bis zu 
einem beſtimmten ſpäteren Tage als erneuert gelten ſolle. Auch 
in dieſem Falle liege eine Geſellſchaft mit beſtimmter Dauer 
vor. Dieſe ſei dann nur alternativ beſtimmt: je nach dem 
Eintritt der Bedingung, daß die Kündigung erfolge, ſolle die 
Geſellſchaſt an dem erſten oder an dem ſpäteren Tage endigen. 
zn natürlich auch, daß durch die Kündigung zu dem 
Geil der Kündigende ausſcheide und das Vertrags⸗ 
ſchaftern 125 zum letzten Termin unter den übrigen Geſell⸗ 
beſtimmter a . 1 
ſelbſt aufhöre ee an welchem das Vertragsverhällnis von 
erklärung epd 5 ne daß es einer hierauf abzielenden Willens 
f „müſſe aber im Vertrag angegeben fein, wenn 
En Geſellſchaft als für beftimmte Zeit eingegangen gelten ſolle. 
Im Streitfall fehle es an ſolchem Endtermin. Zwar ſei jedes 
einzelne Mitglied in der Lage, die Beendigung des Vertrags⸗ 


verhältniſſes für ſeine Perſon in beſtimmten Zeitabſtänden und 
zu beſtimmten Terminen durch rechtsgeſchäftliche Erklärung zu 
bewirken. Allein von ſelbſt endige das Vertrags verhältnis 
niemals, ſolange auch nur zwei Mitglieder vorhanden ſeien, die 
es unterließen, zu dem nach dem Vertrage zuläſſigen Termin 
friſtgerecht zu kündigen. Dieſe Rechtsauffaſſung der Reviſton 
iſt praktiſch außerordentlich bedenklich. Welche Mißſtände ſie 
zur Folge haben würde, bedarf kaum der Ausführung. Be⸗ 
ſtimmungen, wie ſie hier getroffen ſind, kommen in Kartell⸗ 
verträgen häufig vor. Es iſt eine ganz gewöhnliche Klauſel, 
daß der Verband zunächſt für eine Reihe von Jahren gelten 
und unter denjenigen Mitgliedern, die nicht mit dem Ablauf 
der Zeit infolge von Kündigung ausſcheiden, wiederum mit 
Kündigungsrecht auf jeweilige ſpätere Termine fortgeſetzt werden 
ſoll. Müßte eine ſolche Klauſel dem Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 3 
des 8 723 BOB. unterſtellt werden und ſtände es den einzelnen 
Mitgliedern frei, nach Belieben friſtlos zu kündigen, ſo wären 
nach 8 139 BGB. dieſe ganzen Verträge nichtig. Ein Kartell, 
aus welchem jeder jederzeit austreten kann, vermag ſeinen Zweck 
nicht zu erfüllen; es kann nicht zweifelhaft ſein, daß die Kon⸗ 
trahenten, wenn ſie das Fehlen jeder Bindung gekannt hätten, 
den Vertrag nicht geſchloſſen haben würden. Die Härte einer 
ſolchen Behandlungsweiſe wäre um ſo weniger zu begreifen, als 
die Klauſel überall da nicht beanſtandet werden ſoll, wo bei 
der Aufeinanderfolge von Terminen von vornherein ein letzter 
Termin vorgeſehen iſt. Dieſe auffallenden und unbefriedigenden 
Ergebniſſe müſſen davor warnen, der Rechtsanſicht der Reviſion 
ohne zwingende Not zuzuſtimmen. An einer Nötigung hierzu 
fehlt es durchaus. Was dafür geltend gemacht iſt, ſind lediglich 
Wortgründe, die dem Sinne der Beſtimmungen nicht gerecht 
werden. Allenfalls mag der Nevifion zugegeben werden, daß 
der Wortlaut des Geſetzes auf den erſten Blick für ihre 
Meinung ſpricht. Wenn es im erſten Satze des 8 723 BGB. 
heißt: iſt „die Geſellſchaft“ nicht für eine beſtimmte Zeit ein⸗ 
gegangen — ſo verleitet dies zu der Folgerung, daß die Dauer 
der ganzen Geſellſchaft als ſolcher das Entſcheidende ſei. Daß 
ferner eine Geſellſchaft „für eine beſtimmte Zeit eingegangen“ 
iſt, ſcheint nur bei einem feſten Endtermin, nicht bei bloßer 
Kündigungsmöglichkeit auf einen Termin, geſagt werden zu 
können. Demgegenüber iſt aber der Grundgedanke ins Auge 
zu ſaſſen, den das Geſetz mit den Kündigungsbeſtimmungen des 
§ 723 verfolgt. Dieſer Gedanke kann nur derſelbe ſein, der 
den Vorſchriften des § 724 zugrunde liegt: Der einzelne Geſell⸗ 
ſchafter ſoll davor geſchützt werden, ſich auf zu lange Zeit hinaus 


zu binden. Daher iſt es den Geſellſchaftern geſtattet, durch 
Bezugnahme auf den Kalender oder auf ein irgendwie feſt⸗ 
ſtellbares Ereignis einen Endigungstermin feſtzuſetzen. Eine 


ſolche Feſtſetzung ſoll maßgebend ſein, vorausgeſetzt, daß nicht 
wichtige Gründe eine vorzeitige Löſung erfordern (Abſ. 1 Satz 2 
Abſ. 3). Schweigt der Vertrag über einen Endtermin, ſo iſt 
dies vielleicht aus der Meinung heraus geſchehen, daß das 
Verhältnis einſeitig überhaupt nicht aufgelöft werden dlürfe. 
Solchem Begehren tritt das Geſetz, das eine Bindung auf 
unbeſchränkte Zeit nicht will, durch die Vorſchrift entgegen, daß, 
wenn die Geſellſchafter die Dauer nicht ſelbſt beſchränkt haben, 
einem jeden von Rechts wegen die ſofortige Kündigung zuſteht 
(Abſ. 1 Satz 1, Abſ. 3). Schließlich iſt möglich, daß der 
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Vertrag zwar keinen Endtermin, aber eine Kündigungsfriſt vor⸗ 
ſieht. Gegen die Gefahr, daß die Länge dieſer Friſt eine 
unzuläſſige Bindung bewirkt, wird, wie in dem erſten Fall, 
durch ein Recht vorzeitiger Auflöſung aus wichtigem Grunde 
Abhilfe geſchaffen. Faßt man dies zuſammen, ſo ergibt ſich 
als Begriffsmerkmal für eine auf beſtimmte Zeit eingegangene 
Geſellſchaft, daß der einzelne Geſellſchafter nach einer im Ver⸗ 
trage getroffenen Anordnung nur auf beſchränkte Dauer an das 
Geſellſchaftsverhältnis gebunden ſein darf. Die Beſchränkung 
muß im Vertrage ſelbſt angeordnet ſein; die tatſächliche Dauer 
der Geſellſchaft ſpielt keine Rolle. Dagegen kommt es nicht 
darauf an, ob, wenn dies zutrifft, über die Zeit der Gebunden⸗ 
heit des einzelnen hinaus noch eine Fortdauer der Geſellſchaft 
als ſolcher ſtattfinden kann. Ebenfo ift gleichgültig, ob die 
Vertragsanordnung, die die Bindung der Geſellſchafter beſchränkt, 
in der Setzung eines feſten Endtermins oder in der Einräumung 
des Rechts beſteht, auf einen beſtimmten Termin zu kündigen. 
Nur dann iſt die Geſellſchaft in unzuläſſiger Weiſe auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit geſchloſſen, wenn dem einzelnen das Recht der 
Kündigung auf ungewiſſe Zeit genommen, wenn er alſo auf 
unabſehbare Dauer an die Geſellſchaft gefeſſelt iſt. In dem 
hier gegebenen Fall waren die Brauereibeſitzer nur auf drei 
Jahre und, wenn ſie nach Ablauf dieſer Periode freiwillig bei 
dem Kartell ausharrten, wiederum nur auf die gleiche Zeit 
gebunden. Der Kartellvertrag war daher auf beſtimmte Dauer 
eingegangen und konnte vor Ablauf der Friſt nur bei Vorhandenſein 
eines wichtigen Grundes gekündigt werden. G. c. A.⸗G. A. u. Gen., 
U. v. 17. Juni 13, 167/13 II. — Augsburg. [S.] 

14. 88 765 Abſ. 2, 777 BGB. Verbürgung für eine 
beſtimmte Zeit.] 

Die Klägerin hatte dem Kaufmann H. einen laufenden 
Kredit eröffnet. In der Urkunde vom 16. November 1911 ver⸗ 
bürgte ſich der Beklagte für alle Forderungen, die ihr „aus 
dem gewährten Kredit gegen Herrn H., ſowie aus von dieſem 
ausgeſtellten, girierten oder akzeptierten Wechſeln entſtanden ſind 
oder entſtehen werden, ſelbſtſchuldneriſch in Höhe von 10 000 % 
für die Zeit bis 15. Februar 1912”. Die Klägerin fordert 
von ihm dieſen Betrag auf Grund von 4 Wechſeln über je 
2500 ¼, die von ihr am 29. November 1911 ausgeſtellt, von 
H. akzeptiert und am 15. Februar 1912 fällig geworden waren. 
Die Vorinſtanzen haben nach dem Klagantrag erkannt. Die 
Reviſion des Beklagten iſt zurückgewieſen worden mit folgender 
Begründung: Der Streit der Parteien betrifft die Auslegung 
der in der Urkunde enthaltenen Zeitbeſtimmung und deren Ein⸗ 
wirkung auf die Haftung des Beklagten. Die Verbürgung für 
eine beſtimmte Zeit kann bedeuten: entweder, daß der Kreis der 
Forderungen, auf die ſich die Bürgſchaft beziehen ſoll, nach 
ihrer Entſtehungszeit beſchränkt ſein ſoll, oder daß die Bürg⸗ 
ſchaftsverpflichtung ſelbſt zeitlich beſchränkt ſein ſoll, ſo daß der 
Bürge innerhalb der Friſt in Anſpruch genommen werden muß. 
Weder für die eine noch für die andere Bedeutung ſpricht eine 
Vermutung, wenn auch bei Übernahme der Bürgſchaft für 
künftige Verbindlichkeiten, insbeſondere bei Übernahme einer 
Kreditbürgſchaft die erſtere Bedeutung am nächſten liegt (vgl. 
das Urteil des erkennenden Senats vom 1. März 1906, 
RG. 63, 11 ff.); es iſt vielmehr durch freie Auslegung zu er⸗ 
mitteln, in welcher Abſicht die Haftung zeitlich begrenzt worden 


iſt. Das LG. hat nun keineswegs, wie das BG. annimmt, 
eine Feſtſtellung in dieſer Beziehung getroffen; es hat viel⸗ 
mehr die Auslegung des Beklagten als richtig unterſtellt, 
daß durch den Zuſatz „bis 15. Februar 1912“ eine zeitliche 
Beſchränkung der Bürgſchaftsverpflichtung ſelbſt beabſichtigt 
geweſen ſei, aber auch bei dieſer Unterſtellung die Haftung des 
Beklagten aus der Bürgſchaft nicht für erloſchen erachtet, weil 
8 777 BGB. auf Verbindlichkeiten, die — wie hier — zur 
Zeit der Übernahme der Bürgſchaft noch nicht beſtanden haben, 
wenigſtens entſprechend anwendbar ſei, und die Klägerin 
gemäß dem zweiten Satze des Abſ. 1 dieſer Beſtimmung dem 
Beklagten bereits am 15. Februar 1912 die Anzeige gemacht 
habe, daß ſie ihn in Anſpruch nehme. Dieſer Auffaſſung iſt 
auch das BG. beigetreten und es hat hiermit die Zurückweiſung 
der Berufung begründet; das angefochtene Urteil iſt daher 
dahin aufzufaſſen, daß es mit dem LG. zugunſten des Beklagten 
unterſtellt, die Bürgſchaftsverpflichtung ſelbſt habe zeitlich be⸗ 
ſchränkt ſein ſollen. Die Reviſion wendet ſich lediglich gegen 
die Annahme des BG., daß § 777 BGB. auch auf die Ber: 
bürgung für ſolche Verbindlichkeiten entſprechend anwendbar ſei, 
die erſt nach Übernahme der Bürgſchaft entſtanden ſind. Dem 
ſtehe nicht bloß der klare Wortlaut dieſer geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmung entgegen, ſondern auch ihre Entſtehungsgeſchichte. 
Dem Rechtsmittel kann Erfolg nicht zuteil werden. Zwar iſt 
es dem Reviſionsgericht verſagt, ſelbſt an die Auslegung der 
Bürgſchaftsurkunde heranzutreten und zu prüfen, ob nicht der 
Standpunkt der Klägerin der richtige iſt, wonach durch die in 
der Bürgſchaftsurkunde enthaltene Zeitbeſtimmung nur der Kreis 
der Forderungen, auf die ſich die Bürgſchaft beziehen ſollte, 
nach ihrer Entſtehungszeit habe beſchränkt ſein ſollen, ſo daß 
die Frage nach der Anwendbarkeit des 8 777 ganz auszu⸗ 
ſcheiden hätte. Denn, wenn auch, wie die Reviſionsbeklagte 
mit Recht hervorhebt, ſehr gewichtige Umſtände, ſo beſonders 
die Kürze der Zeit zwiſchen dem Tage der Ausſtellung der Ur⸗ 
kunde und dem Endpunkt der darin beſtimmten Friſt, für dieſe 
Auffaſſung ſprechen, ſo daß es für die Vorinſtanzen nahegelegen 
hätte, ſich dafür zu entſcheiden, ſo würde es ſich doch nach der 
gegebenen Sachlage inſoweit um eine tatſächliche Feſtſtellung 
handeln, die von dem Neviſionsgericht nicht getroffen werden 
kann. Allein die — auch vom RGRKom. zu 8 777 Bem. 1, 
Enneccerus, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts 6./8. Auflage 
Bd. 12 8 415 Abſchnitt V bei und in Anm. 11, Staudinger 
7./8. Auflage zu 8 777 Bem. 3 geteilte — Anſicht der Vor: 
inſtanzen, daß auch auf die Bürgſchaft für künftige Ver⸗ 
bindlichkeiten, ſoweit bei ihr — was regelmäßig nicht der Fall 
iſt — überhaupt die Bürgſchaftsverpflichtung ſelbſt zeitlich be⸗ 
grenzt iſt, die Vorſchrift in § 777 entſprechend Anwendung 
leidet, kann nicht für rechtsirrtümlich erachtet werden. Einer 
ſolchen Anwendung ſteht nicht, wie die Reviſion meint, der 
Wortlaut des 8 777 entgegen; er bezieht ſich allerdings nur 
auf Bürgſchaften Tür eine beſtehende Verbindlichkeit; das 
findet aber ſeine Erklärung in der Entſtehungsgeſchichte dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung. (Wird näher ausgeführt.) F. c. L., 
U. v. 12. Juni 13, 105/13 VI. — Dresden. [K.] 

15. 5823 BGB. Adäquater urſächlicher Zuſammenhang.] 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. Der BerR. 
ſtellt feſt, daß der Fahrſtuhl dadurch plötzlich in die Tiefe ge⸗ 
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riſſen worden iſt, daß die an der Antriebswindenwelle befeſtigte 
Seiltrommelnabe zerbrochen ift: dadurch konnte ſich die Seil⸗ 
trommel unabhängig von der Welle bewegen und das Seil ab⸗ 
wickeln, ohne Widerſtand in der Antriebswinde zu finden; 
dieſer Bruch der Nabe hätte ſich auch bei vorſichtigſter Prüfung 
der Fahrſtuhleinrichtung nicht feſtſtellen laſſen; auch hat die 
Fangeinrichtung bei geſtrafftem Seil nicht in Wirkſamkeit treten 
können, ſo daß der Umſtand, daß fie ſich nicht im ordnungs⸗ 
mäßigen Zuſtande befunden hat, für den Unfall nicht kauſal 
geweſen iſt. Wenn inſoweit nach den Feſtſtellungen des BerR. 
der Beklagte für den Unfall nicht verantwortlich gemacht werden 
kann, ſo erblickt das BG. ein Verſchulden des Beklagten darin, 
daß er den Fahrſtuhl nicht ſo lange außer Betrieb geſetzt hat, 
als zwei andere Mängel der Anlage, nämlich das Laugen des 
Seils und die Lockerung des Steuerungsriegels, beſeitigt waren. 
Der Beklagte rügt die Verletzung der Normen über den adä⸗ 
quaten urſächlichen Zuſammenhang; habe der Riegel nicht die 
Zweckbeſtimmung gehabt, den Abſturz des Fahrſtuhls zu ver⸗ 
hindern, ſo ſei der Umſtand, daß ein ordnungsmäßiger Riegel 
den Unfall abgewendet haben würde, ein außerhalb der Kauſal⸗ 
kette liegendes zufälliges Moment, und vom Standpunkte der 
erforderlichen Sorgfalt aus ſei der Beklagte zur Beſeitigung 
des Mangels nicht verpflichtet geweſen. Der Reviſionsangriff 
geht fehl. Nach der Feſtſtellung des BerR. dient der Riegel 
dazu, ein gefahrloſes Betreten des Fahrſtuhls zu ermöglichen, 
in dem die Wirkſamkeit der Antriebswinde ausgeſchaltet und 
der Fahrſtuhl ganz ohne Rückſicht auf das Tragſeil von dem 
Riegel in den beiden Krampen gehalten wurde; die Riegel⸗ 
einrichtung war, wie dem Beklagten bekannt war, infolge 
Laugens des Seils und Lockerung des Riegels derart ſchadhaft, 
daß ſie ſeit 14 Tagen nicht benutzt werden konnte. Hierin 
erblickt der BerR. einen derart gefährlichen Zuſtand, daß der 
Beklagte durch Belaſſung des Fahrſtuhls im Betriebe gegen 
den § 27 der Oberpräſidial⸗Polizeiverordnung vom 27. Februar 
1900, ein Schutzgeſetz im Sinne des 8 823 Abſ. 2 BGB., 
ſchuldhaft verſtoßen hat. Die Unterlaſſung des Beklagten iſt 
auch kauſal zu dem Unfall geweſen. Wäre der Fahrſtuhl bis 
zur Wiederherſtellung des Riegels außer Betrieb geweſen, fo 
hätte ſich der Unfall nicht ereignen konnen. Denn wie der 
Ber. ausdrücklich feſtſtellt, hätte der Riegel in ordnungs⸗ 
mäßigem Zuſtande tatſächlich den Fahrſtuhl zwiſchen den 
Krampen feſtgehalten, ſo daß er beim Beladen nicht hätte 
herabſtürzen können, auch wenn das Seil zu dieſer Zeit geriſſen 
Ehe ſich infolge Bruchs der Seiltrommelnabe abgewickelt hätte. 
. c. M., U. v. 8. Juli 13, 221/13 III. — Naumburg. S.] 
16. 88 826, 125 BGB. Wann verſtößt die Berufung 
au) die Nichtigkeit eines Vertrags wegen Formmangels gegen 
die guten Sitten 2] 
aa ar Keuter: Es mag zuzugeben ſein, daß unter 
8 826 105 — ers gearteten Umſtänden die Anwendung des 
Verhalten i auch dann möglich it, wenn das ſittenwidrige 
ü in Zuſammenhang mit einem ohne Beobachtung der 
geſetzlich vorgeſchriebenen 3 0 s 
(vgl. RG. 72, 342 n Form abgeſchloſſenen Vertrag ſteht 
N e 34). Hierbei iſt aber zu beachten, daß die bloße 
ichterfüllung eines wegen Verletzung der vorgeſchriebenen Form 
der Rechtsgültigkeit ene 
Rechtsgültigkeit entbehrenden Vertrages niemals ohne 
weiteres als ein Verſtoß gegen 8 826 BGB. angeſehen werden 


kann. Denn ſonſt würde auf einem Umwege das geſetzgeberiſche 
Gebot, das für beſtimmte Verträge und Vereinbarungen die 
Beobachtung einer beſtimmten Form verlangt, vielfach geradezu 
bedeutungslos gemacht werden. Wie demnach das RG. in 
ſtändiger Rechtſprechung „Formvorſchriften gegenüber die Be⸗ 
rufung auf Treu und Glauben“ verſagt hat (RG. 52, 1 ins⸗ 
beſondere 5), ſo kann auch ein „ſittenwidriges“ Verhalten nicht 
ſchon darin erblickt werden, daß eine Partei einen Vertrag nicht 
erfüllt, der wegen Mangels der vorgeſchriebenen Form ohnehin 
nicht bindend iſt, alſo irgendeine rechtliche Verpflichtung nicht 
erzeugt. Anders kann die Sache dann liegen, wenn eine Partei 
lediglich, um den Vertragsgegner in Sicherheit zu wiegen und 
über ihre wirkliche Abſicht zu täuſchen, einen der geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Form entbehrenden Vertrag, auf deſſen Erfüllung, 
wie ſie weiß, der Vertragsgegner vertraut, von vornherein mit 
dem Hintergedanken eingegangen iſt, dieſen keinesfalls zu er⸗ 
füllen, ſich vielmehr demnächſt auf die mangelnde Form zu be⸗ 
rufen, und wenn ſie gar zu dieſem Zwecke den Vertragsgegner 
von dem Abſchluß eines formgerechten Vertrages abgehalten 


hat. W. c. H., U. v. 22. Mai 13, Bea e 
Dresden. [K.] 

17. 8 843 BGB. Grundſätze für die Berechnung des 
Schadens.] 


Der Ehemann der Klägerin hat im Juli 1905 in ſeiner 
chirurgiſchen Klinik bei dem zurzeit 67 jährigen Beklagten, der 
damals infolge einer durch Altersveränderung hervorgerufenen 
Vergrößerung der Vorſteherdrüſe an Harnverhaltung litt, ohne 
deſſen Einwilligung auf operativem Wege die Vorſteher⸗ 
drüſe entfernt; bei der Operation iſt die Maſtdarmwand ver⸗ 
letzt worden, ſo daß eine Blaſenmaſtdarmfiſtel entſtand. Die 
Folge hiervon iſt, daß der Beklagte ſehr häufig den Urin durch 
den Maſtdarm entleeren muß. Mit der Vorklage beanſprucht 
die Klägerin ein reſtliches Honorar für ärztliche Bemühungen 
von 209 . Der Beklagte hat neben dem Antrag auf Klag⸗ 
abweiſung Widerklage auf Erſatz des ihm durch die widerrecht⸗ 
liche Operation zugefügten Vermögensſchadens erhoben und 
dieſer Anſpruch iſt rechtskräftig dem Grunde nach für gerecht⸗ 
fertigt erklärt worden mit der Begründung, daß die dem Be⸗ 
klagten zugefügte Körperverletzung mangels ſeiner Zu⸗ 
ſtimmung zur Operation den klägeriſchen Ehemann zum 
Schadenserſatz verpflichte. Das BG. hat auf Grund der 
Zeugenausſagen der Inhaber der Verlagsbuchhandlung V. in 
H. feſtgeſtellt, daß der Beklagte, der Ende 1909 bei dieſer 
Firma gearbeitet hat, von der Firma mit einem feſten, von 
3600 bis 6000 s ſich ſteigernden Jahresgehalt als Redakteur 
angeſtellt worden wäre, wenn er nicht durch ſeinen alle Viertel⸗ 
ſtunden wiederkehrenden Zwang zum Austreten in ſeiner Tätigkeit 
erheblich geſtört worden wäre, und wenn nicht die Urin⸗ 
abſonderungen in der Kleidung des Beklagten den Aufenthalt 
anderer in feiner Nähe zu einem unangenehmen gemacht hätten. 
Auf Grund deſſen hat das BG. angenommen, daß dem Be⸗ 
klagten infolge ſeines auf die Operation zurückzuführenden 
Leidens unter Berückſichtigung des ihm außerhalb einer feſten 
Anſtellung verbleibenden Verdienſtes ein Erwerb von mindeſtens 
1500 % jährlich entgangen iſt. Die Behauptung der Klägerin, 
daß dem Beklagten hinſichtlich ſeiner Erwerbsfähigkeit durch die 
Operation mindeſtens ebenſo viele Vorteile wie Nachteile er⸗ 
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wachſen ſeien, hat das BG. als nicht erwieſen erachtet. Es 
hat zwar feſtgeſtellt, daß der Beklagte durch die Operation von 
dem ihm damals anhaftenden Leiden der Harnverhaltung befreit 
worden ſei und daß er ohne die Operation dieſes Leiden auch 
jetzt noch hätte, daß auch der Beklagte ſich wegen dieſes Leidens, 
wenn er es noch hätte, täglich einer ein- bis dreimaligen 
Katheteriſierung unterwerfen müßte. Allein es ſei — fo fährt 
es fort — nicht dargetan, daß der Beklagte infolge der Not⸗ 
wendigkeit des Katheteriſierens an der Annahme der Stellung 
bei der Firma V. gehindert worden wäre. Dies ſei insbeſondere 
auch nicht dem Gutachten des Dr. St. zu entnehmen, der mit 
bloßen mehr oder weniger wahrſcheinlichen Möglichkeiten rechne, 
nicht aber mit Beſtimmtheit zu ſagen vermöge, wie der Zuſtand 
des Beklagten ohne die Operation auf die Dauer ſich geſtaltet 
hätte. Wolle aber die Klägerin mit ihrer Einrede, für die ſie 
die Beweislaſt habe, durchdringen, ſo genüge nicht der all— 
gemeine Hinweis darauf, was in der Mehrzahl des Fälle ein- 
zutreten pflege; ſie müſſe nachweiſen, daß gerade beim Beklagten 
aller menſchlichen Vorausſicht nach eine Entzündung der Blaſe 
eingetreten ſein würde, oder daß ein Katheteriſieren zu irgend⸗ 
einer Zeit völlig unmöglich geweſen, alsdann eine Operation 
nötig geworden ſein würde und dieſe einen ebenſo ungünſtigen 
Nebenerfolg gehabt hätte. Dieſer Nachweis ſei bei Lage der 
Sache ſowohl in der einen wie der anderen Richtung unmöglich. 
Die Reviſion rügt eine rechtsirrige Verteilung der Beweis⸗ 
laſt; die Grundſätze über die compensatio lucri cum damno 
ſeien nicht anwendbar. Die Klägerin habe gemäß § 249 BGB. 
dem Beklagten die wirtſchaftliche Stellung zu gewähren, die er 
ohne die Operation hätte. Die Frage ſei die, ob der Beklagte 
ohne Vornahme der Operation ſich im Jahre 1910 in einer 
derartigen körperlichen Verfaſſung befunden hätte, daß ihm die 
Stellung bei V. übertragen worden wäre. Dieſe vom BG. 
weder geſtellte noch beantwortete Frage ſei nach dem Beweis⸗ 
ergebnis zu verneinen. Selbſt wenn die Beweislaſtverteilung 
des BG. zuträfe, ſo habe doch letzteres die Anforderungen an 
den von der Klägerin zu erbringenden Beweis überſpannt. 
Der Angriff der Reviſion iſt begründet. Im Falle des 8 843 
BGB. iſt, wenn infolge der Verletzung des Körpers die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten gemindert iſt, dieſem durch Ent⸗ 
richtung einer Geldrente Schadenserſatz zu leiſten. Der hiernach 
zu erſetzende Schaden, der ſeinem Begriffe nach nicht zu einer 
Bereicherung führen ſoll, beſteht in dem Unterſchied des Er- 
werbs, den der Verletzte nach dem ſchädigenden Ereigniſſe zu 
ziehen noch imſtande iſt, und des Erwerbs, den er ohne dieſes 
Ereignis aus ſeiner Arbeitskraft zur Zeit der Verletzung hätte 
ziehen können. Zweifellos iſt hiernach der Umſtand zu berück- 
ſichtigen, daß der Verletzte zur Zeit der Verletzung in ſeiner 
Erwerbsfähigkeit durch ein Leiden beſchränkt war. Der Anſpruch 
des Beklagten gründet ſich auf die Behauptung, daß er inſolge 
des durch die widerrechtliche Operation entſtandenen Leidens 
die Stelle bei der Firma V. nicht erhalten habe. Demgegen⸗ 
über hat die Klägerin ausgeführt, daß der Beklagte vor der 
Operation ein anderes Leiden — die Harnverhaltung — gehabt, 
daß dieſes Leiden durch die Operation beſeitigt worden ſei, und 
daß dieſes frühere Leiden im Falle ſeines Fortbeſtandes dem 
Beklagten mindeſtens ebenſo viele Nachteile für feine Erwerbs⸗ 
fähigkeit gebracht hätte, als die ſeien, die ihm durch die 


Operation entſtanden ſeien. Die Klägerin beſtreitet alſo, daß 
überhaupt die Erwerbsfähigkeit infolge der Operation gemindert 
worden ſei. Da nun nach der Feſtſtellung des BG. dargetan 
iſt, daß der Beklagte vor der Operation an Harnverhaltung 
gelitten hat, ſo muß der Beklagte zur Begründung ſeines 
Schadenserſatzanſpruchs beweiſen, daß er auch unter Berück⸗ 
ſichtigung des Einfluſſes, den dieſes Leiden auf feine Erwerbs: 
fähigkeit gehabt hat, trotzdem noch in weiterem Maße durch die 
Folgen der Operation in ſeiner Erwerbsfähigkeit gehindert 
worden iſt. Dieſen Beweis hat jedoch der Beklagte, wie den 
Ausführungen des BG. zu entnehmen iſt, nicht erbracht. Nach 
dem Gutachten des Dr. St. war das Harnleiden des Beklagten 
vor der Operation bis zur vollſtändigen Verlegung der Blaſe 
vorgeſchritten und das zur Beſeitigung der entſtandenen Qualen 
angewandte Mittel des Katheteriſierens war dem Hausarzt 
des Beklagten bei zweimaligem Verſuche nur einmal gelungen. 
Dem Ehemann der Klägerin gelang es und ſo wurde der Be⸗ 
klagte von ſeinen Qualen und von der unmittelbaren Lebens⸗ 
gefahr befreit. Nach dem Gutachten beſtand nun im Falle der 
Unterlaſſung der Operation wegen der Unheilbarkeit des Leidens 
eine dauernde Erſchwerung der Harnentleerung und deshalb 
die dauernde Notwendigkeit des zwei- bis dreimaligen täglichen 
Katheteriſierens, ſofern nach dem körperlichen Zuſtand des Be⸗ 
klagten letzteres bei ihm überhaupt möglich war. Entfiel dieſe 
Möglichkeit, ſo war der Beklagte ohne Operation dem Tode 
verfallen. Beſtand aber die Möglichkeit, ſo kommt nach dem 
Gutachten weiter in Betracht, daß bei dauerndem Katheteri⸗ 
ſieren über kurz oder lang in der bei weitem größten Mehrzahl 
der Fälle eine Entzündung der Blaſe ſich einſtellt, die für den 
Kranken ſehr quälend iſt, ſeine Geſundheit ſchädigt und in nicht 
ſeltenen Fällen zum Tode führt. Dieſe Folge des dauernden 
Katheteriſierens entſpricht alſo der Erfahrung der mediziniſchen 
Wiſſenſchaft und muß als die dem regelmäßigen Lauf der 
Dinge entſprechende Folge des fraglichen Harnleidens auch für 
den Zuſtand des Beklagten angenommen werden. Dann aber 
fehlt es durchweg an einem Beweis dafür, daß der Beklagte 
im Falle des Fortbeſtandes feines Leidens ſich in feiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit beſſer geſtellt hätte, als dies nach der Operation der 
Fall war, und daß er insbeſondere im Jahre 1910, alſo mehr 
als 4 Jahre nach der Operation, die Stelle bei V. erlangt 
hätte. Hiernach iſt den Ausführungen des BG. nicht zu ent⸗ 
nehmen, daß der Beklagte den ihm obliegenden Beweis einer 
durch die Operation verurſachten Verminderung ſeiner Erwerbs⸗ 
fähigkeit erbracht habe. Er war daher mit der Widerklage 
abzuweiſen. T. c. H., U. v. 4. Juli 13, 122/13 III. — Braun⸗ 
ſchweig. [S.)] 

18. § 1567 Abſ. 2 Nr. 1 BGB. Läßt die Erhebung 
der Scheidungsklage vor Ablauf eines Jahres nach rechts— 
kräftiger Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemein⸗ 
ſchaft auf ein Einverſtändnis mit der Fortdauer der Trennung 
ſchließen?] 

Aus den Gründen: Zur Zeit der Zuſtellung der jetzt von 
der Klägerin erhobenen Scheidungsklage war ſeit der Rechts- 
kraft des Urteils vom 21. November 1910, durch das der 
Beklagte zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilt 
iſt, noch kein volles Jahr verfloſſen, es fehlten vielmehr an dem 
Jahre noch faſt 7 Wochen. In feinem Urteile vom 2. Mä 
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1905, IV 570/04 (RG. 60, 194), hat der Senat den Grund⸗ 
ſatz ausgeſprochen, daß die Jahresfriſt des 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 
BGB. bereits zur Zeit der Klageerhebung abgelaufen ſein 
müſſe, und daß es nicht genüge, wenn ſie ſich erſt im Laufe 
des bereits anhängig gemachten Scheidungsſtreits vollende. 
Als entſcheidender Grund iſt angegeben, daß der klagende Ehe⸗ 
gatte mit der Erhebung der Scheidungsklage aus 8 1567 
Abſ. 2 Nr. 1 den Willen kundgebe, die eheliche und die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft für immer aufzugeben, daß ſich mithin von 
der Klageerhebung ab ein unentbehrliches Tatbeſtandsmerkmal 
des Geſetzes, nämlich das Fernbleiben gegen den Willen des 
klagenden Ehegatten während eines vollen Jahres, überhaupt 
nicht mehr verwirklichen oder vervollſtändigen könne. In ſeiner 
ſpäteren Rechtſprechung hat aber der Senat an dieſem Grund⸗ 
ſatze nicht uneingeſchränkt feſtgehalten. Schon in ſeinem Urteile 
vom 22. März 1909, IV 447/08, hat er anerkannt, daß der 
Annahme, mit der Erhebung der Scheidungsklage gebe der 
klagende Ehegatte den Willen kund, die eheliche Gemeinſchaft 
nicht mehr fortzuſetzen, „beſondere Umſtände entgegenſtehen“ 
können. Sodann hat er in ſeinem Urteile vom 20. Dezember 
1909, IV 142/09 (RG. 72, 321), ausgeſprochen, der in dem 
Urteile vom 2. März 1905 als entſcheidend bezeichnete Grund 
treffe für ſolche Fälle nicht zu, in denen der klagende Ehegatte 
in der Erhebung der Scheidungsklage nur das äußerſte Mittel 
erblicke, die ihm immer noch in erſter Linie erwünſchte Wieder⸗ 
herſtellung des ehelichen Verhältniſſes durchzuſetzen, und in 
denen er es, womöglich ſogar nach der Verkündung eines auf 
Scheidung lautenden Urteils, zur Auflöſung der Ehe nur dann 
kommen laſſen wolle, wenn der abtrünnige andere Teil in 
ſeinem ehewidrigen Verhalten immer noch beharre. Augen⸗ 
ſcheinlich in Anlehnung an dieſes Urteil des Senats führt das 
BG. zur Begründung feiner Entſcheidung folgendes aus: 
Allerdings brauche in der Erhebung der Scheidungsklage nicht 
notwendig der Ausdruck der Abſicht zu liegen, das eheliche 
Leben nicht wieder aufnehmen zu wollen. Vielmehr konne da⸗ 
mit unter Umſtänden eine letzte dringliche Rückrufung des 
Gegners zu ſeiner Pflicht bezweckt ſein. Bei ſolcher Lage der 
Sache werde ſich auch die vorzeitige Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage nicht zu ungunſten des klagenden Teils verwerten laſſen. 
Um jedoch hier eine derartige Beurteilung zu rechtfertigen, habe 
die Klägerin dartun müſſen, daß ihr Streben auf die Wieder⸗ 
herſtellung der Ehe gerichtet geweſen ſei, daß dieſes Streben 
an dem Widerſtande des Beklagten geſcheitert ſei, und daß ihre 
Klage bei billiger Würdigung der Umſtände als ein Mittel 
aufgefaßt werden müſſe, den Beklagten zur Rückkehr zu zwingen. 
Derartige Umſtände aber habe die Klägerin nicht nur nicht 
dargelegt, ſchon die bisherige Beweisaufnahme habe im Gegen⸗ 
15 ergeben, daß ihr an einer Wiederherſtellung der Ehe nichts 
< in 8 ſei. Die Klägerin habe ihrerſeits keinen 
laſſa 10 Ae ene unternommen. Ihre wiederholte Aus⸗ 
er 110 gegenüber, wenn der Beklagte ſie zur Rückkehr 
völligen Ber). fie folgen, laſſe in Verbindung mit ihrer 
926 Ic 195 erkennen, daß ſie die Aufforderung nicht 
beten f 0 ieſe Geſinnung habe fie bei zwei Gelegen⸗ 
Ar zweideutiger Weiſe zum Ausdruck gebracht. Einmal 
nämlich habe fie e Zeugen gegenüber geäußert, jetzt ſei die 
Zeit bald um, daß ſie der Beklagte zur Rückkehr auffordern 
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müſſe, ſie wünſche, daß er es nicht tue, denn ſie habe gar 
keine Luſt, zu ihm zurückzukehren. Sodann aber wäre es ihr 
ein Leichtes geweſen, bei Gelegenheit einer Kirmes im Auguſt 
1911, an der beide Parteien teilgenommen hätten, ein Zu⸗ 
ſammentreffen mit ihrem Manne herbeizuführen, und die An⸗ 
bahnung einer Ausſöhnung zu verſuchen. Daß ſie einen 
ſolchen Schritt, wie allerdings auch ihr Mann, unterlaſſen 
habe, beſtätige die Auffaſſung, daß ſie die Verſöhnung habe 
vermeiden wollen. Danach ſei der Anſicht des Beklagten dahin 
beizutreten, daß die Klägerin eine Wiederherſtellung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft während des in Frage kommenden Jahres 
überhaupt nicht gewünſcht und mit Befriedigung dem allmählichen 
Ablaufe der Friſt entgegengeſehen habe. In dieſem Zuſammen⸗ 
hange laſſe ſich auch die — irrigerweiſe — verfrühte Anſtellung 
der Scheidungsklage nur als ein Anzeichen des jeder Wieder⸗ 
aufnahme des Ehelebens feindlichen Willens der Klägerin deuten. 
Der Reviſion iſt zuzugeben, daß dieſe Ausführungen des BG. 
von Rechtsirrtum beeinflußt ſind. Ihren Willen, daß er ſie 
wiederaufnehme, hatte die Klägerin dem Beklagten durch die 
Erhebung der auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft ge⸗ 
richteten Klage bereits unzweideutig zu erkennen gegeben. In⸗ 
folge der Rechtskraft des auf die Herſtellungsklage ergangenen 
Urteils vom 21. November 1910 ſteht (ogl. die Urteile des 
Senats vom 25. September 1902, IV 179/02, Gruchots Beitr. 
47, 115 flg., und vom 2. März 1911, IV 234/10, Warneyer 
Erg.⸗Bd. Nr. 247) mit unbedingter Maßgeblichkeit auch für den 
gegenwärtigen Rechtsſtreit feſt, daß dieſer Wille der Klägerin 
vollkommen ernſt war. Unter ſolchen Umſtänden muß davon 
ausgegangen werden, daß auch das weitere Fernbleiben des 
Beklagten im Sinne des 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 „gegen den 
Willen“ der Klägerin war, ſolange nicht erhellt, daß ſie 
während des entſcheidenden Jahres ihr Einverſtändnis mit 
der Fortdauer der Trennung zu erkennen gegeben hat, ſo daß 
der Beklagte von da ab mit ihrem Willen fernblieb. In dieſer 
Beziehung hat der Senat in dem zuletzt angeführten Urteile 
vom 2. März 1911 folgendes ausgeſprochen: Zwar ſei nicht 
das Erfordernis aufzuſtellen, daß die Zuſtimmung, ſei es mit 
ausdrücklichen Worten, ſei es durch ſchlüſſiges Verhalten, dem 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilten Ehe⸗ 
gatten durchaus unmittelbar und in eigener Perſon erklärt 
werden müſſe. Es möge Fälle geben, in denen auch Außerungen 
des klagenden Ehegatten, die er Dritten gegenüber fallen läßt, 
dem Tatrichter für die Feſtſtellung genügen könnten, daß der 
Wille der Wiedervereinigung bei dem klagenden Ehegatten nicht 
fortbeſtanden, dieſer vielmehr dem anderen Teile das Getrennt⸗ 
leben geſtattet habe. Allein der klagende Ehegatte begebe ſich 
noch in keiner Weiſe irgendwelcher Rechte, wenn er ſich von 
der Wiedervereinigung nichts Gutes verſpreche, und wenn er 
mit Rückſicht darauf, zumal im Unmute, dem Wunſche Ausdruck 
gebe, daß es lieber zur Scheidung käme. Ein ſolcher Wunſch 
ſei, wie ſchon früher ſowohl für das preußiſche Allgemeine 
Landrecht (Urteil des Senats vom 15. November 1897, 
IV 214/97, JW. 98, 93 0) als für das heutige Recht (Urteil 
des Senats vom 25. September 1902, IV 979/02 la. a. O. 
insbeſondere S. 122) angenommen worden, mit dem ernſten 
Vornehmen, im Falle der Wiedervereinigung ſeinen Pflichten 
in vollem Umfange gerecht zu werden, ſehr wohl vereinbar. 
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Kundgebungen dieſer Art ſeien daher mit beſonderer Sorgfalt 
darauf zu prüfen, ob ſie nur als Ausdruck einer ſolchen 
unmutigen Stimmung zu gelten haben, ob ſie insbeſondere auf 
der Empfindung einer Fortdauer des erlittenen Unrechts be⸗ 
ruhen, oder ob ſie dem klagenden Ehegatten wirklich als die 
Beſtätigung ſeines vollen inneren Einverſtändniſſes mit dem 
beſtehenden Zuſtande ausgelegt werden können. Dieſe Sätze 
können nur wiederholt werden. Iſt dem aber ſo, dann läßt 
ſich nicht verkennen, daß das BG. bei der Bewertung der von 
den vernommenen Zeugen bekundeten Äußerungen der Klägerin 
den hervorgehobenen Unterſchied nicht hinreichend beachtet hat, 
ohne weiteres vielmehr dem Wunſche der Klägerin, es möge 
zur Wiedervereinigung nicht kommen, einem Einverſtändniſſe 
mit der Fortdauer der Trennung gleichgeachtet hat. Dazu 
kommt (vgl. wiederum das mehrerwähnte Urteil vom 2. März 
1911), daß die Reviſion mit Recht geltend machen kann, es ſei 
nicht Sache der Klägerin geweſen, ſich, nachdem ſie ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
erwirkt hatte, ihrerſeits um die Wiedervereinigung mit dem 
Beklagten zu bemühen, ſondern es habe in erſter Linie dieſem 
obgelegen, dem richterlichen Urteile ſeinerſeits nachzukommen. 
Auch aus der Unterlaſſung derartiger Bemühungen durften 
deshalb gegen die Klägerin nachteilige Folgerungen nicht ge⸗ 
zogen werden. Kann hiernach das BU., ſchon wenn man ſich 
auf den eigenen Ausgangspunkt des BG. ſtellt, nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden, ſo kommt folgendes hinzu: In dem Urteile 
des Senats vom 20. Dezember 1909 (RG. 72, 321), an das 
ſich das BG. anlehnt, iſt nicht etwa geſagt, der Grund der 
für das Urteil vom 2. März 1905 (RG. 60, 194) entſcheidend 
war, treffe nur für ſolche Fälle nicht zu, in denen der klagende 
Ehegatte in der Erhebung der Scheidungsklage aus § 1567 
Abſ. 2 Nr. 1 lediglich das äußerſte Mittel erblickt, die ihm 
immer noch in erſter Linie erwünſchte Wiederherſtellung des 
ehelichen Verhältniſſes durchzuſetzen. Das Urteil vom 20. De⸗ 
zember 1909 ſteht vielmehr der Möglichkeit, auch andere Aus⸗ 
nahmen von dem in dem Urteile vom 2. März 1905 aus⸗ 
geſprochenen Grundſatze anzuerkennen, nicht entgegen, und zu 
einer derartigen weiteren Ausnahme würde namentlich der Fall 
leicht führen können, daß die Scheidungsklage aus 8 1567 
Abſ. 2 Nr. 1, wie im Streitfalle, bloß aus Irrtum, in der 
Meinung, die Jahresfriſt ſei bereits abgelaufen, verfrüht er⸗ 
hoben worden iſt, zumal wenn der Irrtum, worüber hier 
Erörterungen fehlen, nicht der klagenden Partei perſönlich, 
ſondern ihrem Anwalte zur Laſt fällt. Aber an dem in dem 
Urteile vom 2. März 1905 ausgeſprochenen Grundſatze, daß 
die Jahresfriſt des 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 bereits zur Zeit der 
Klagerhebung abgelaufen ſein müſſe und daß es nicht genüge, 
wenn fie ſich erſt im Laufe des Scheidungsſtreits vollende, 
kann bei nochmaliger Prüfung überhaupt nicht feſtgehalten 
werden. Der Wortlaut der Vorſchrift, auf den in dem Urteile 
vom 2. März 1905 nebenbei hingewieſen iſt, die Wendungen: 
„Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere 
Ehegatte ihn böslich verlaſſen hat“ und „bösliche Veranlaſſung 
liegt nur vor, wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Her⸗ 
ſtellung . . . verurteilt worden iſt, ein Jahr lang ... dem 
Urteile nicht Folge geleiſtet hat“, entſprechen in der Art der 
Faſſung durchaus dem $ 1568, und doch hat das RG. unter 


allgemeiner Billigung in ſtändiger Rechtſprechung (vgl. die 
Urteile des Senats vom 9. Dezember 1907, IV 137/1907, 
JW. 08, 427; vom 14. Mai 1908, IV 478/1907, Warneyer 
Erg.⸗Bd. Nr. 526; vom 5. Januar 1910, IV 125/1909, 
Warneyer Erg.⸗Bd. Nr. 124; vom 29. Januar 1912, 
IV 213/1911, und vom 29. März 1913, IV 582/1912, War⸗ 
neyer Erg.⸗Bd. Nr. 295) angenommen, daß maßgebender Zeit⸗ 
punkt für das Vorhandenſein der Erforderniſſe des 8 1568 
nicht die Klagerhebung, ſondern die mündliche Verhandlung iſt, 
auf die das Urteil ergeht. Im übrigen wird zwar tatſächlich 
die Sache vielfach ſo liegen, daß der klagende Ehegatte mit 
der Erhebung der Scheidungsklage aus 8 1567 Abſ. 2 Nr. 1 
den Willen kundgibt, die eheliche und die häusliche Gemeinſchaft 
für immer aufzugeben, und daß ſich deshalb das einjährige 
Fernbleiben „gegen den Willen“ des klagenden Ehegatten von 
der Klagerhebung ab nicht mehr verwirklichen oder vervoll⸗ 
ſtändigen kann, als Rechtsſatz kann das aber nicht anerkannt 
werden. Ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der Klagerhebung 
iſt vielmehr in jedem einzelnen Falle bei Erlaß des Urteils 
frei zu prüfen, ob die geſetzlichen Tatbeſtandsmerkmale des 
§ 1567 Abſ. 2 Nr. 1 gegeben find oder nicht. Die Furcht 
vor Mißbrauch iſt bei dieſer Auffaſſung ebenſowenig begründet, 
wie im Falle des § 1568. Läuft doch der Ehegatte, der die 
Klage aus § 1567 Abſ. 2 Nr. 1 verfrüht erhebt, die Gefahr, 
ohne weiteres mit ſeiner Klage koſtenfällig abgewieſen zu 
werden, wenn das Jahr zur Zeit der erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung noch nicht abgelaufen ſein ſollte. G. c. G., U. v. 
7. Juli 13, 155/13 IV. — Celle. K.] 

19. § 1568 BGV. Erſtattung einer Meineidsanzeige 
iſt ſchwere Eheverfehlung.] 

Als Scheidungsgrund hat das BG., ohne auf die weiteren 
von der Beklagten und Widerklägerin dem Kläger zur Laſt ge⸗ 
legten Eheverfehlungen einzugehen, lediglich den Umſtand ver⸗ 
wertet, daß der Kläger wiederholt, und zwar auch noch in dem 
gegenwärtigen Eheſtreit der Beklagten den Vorwurf des Mein⸗ 
eids gemacht und ſie wegen dieſes Verbrechens im Anfang des 
Jahres 1912, nachdem ſie Ende 1911 ſich von ihm getrennt 
hatte, bei der Staatsanwaltſchaft angezeigt hat. Kläger hatte 
nämlich bald nach der Eheſchließung gegen ſeine Schwiegereltern 
auf Übergabe einer Kuh und zweier Ferkel unter der Behauptung 
geklagt, daß dieſe ihm als Teil der Mitgift verſprochen ſeien. 
In dieſem bei dem Amtsgericht St. anhängig gemachten 
Rechtsſtreit hat Kläger obgeſiegt, obſchon die zeugeneidlich ver⸗ 
nommene Beklagte eine ihm ungünſtige Ausſage gemacht hatte, 
die mit den Vekundungen vieler anderer Zeugen in Widerspruch; 
ſtand, mit ihnen nach der Darſtellung des BG. aber nicht une 
vereinbar war, wenn man annahm, daß die Beklagte einen Teil 
der den Gegenſtand ihrer Vernehmung bildenden Unterredung 
überhört haben könne. Das BG. erblickt in dem Vorgehen des 
Klägers eine ſchwere Eheverfehlung, durch welche das eheliche 
Verhältnis in einer ſolchen Weiſe zerrüttet ſei, daß der Be⸗ 
klagten die Fortſetzung der Ehe nicht mehr zuzumuten ſei. Ein 
ſachliches Intereſſe an Führung des Nachweiſes, daß die Aus⸗ 
ſage ſeiner Frau wiſſentlich falſch abgegeben worden, habe der 
Kläger, der in beiden Inſtanzen obgeſiegt habe, nicht gehabt. 
Nach Lage der Sache ſei es auch ausgeſchloſſen, daß der Kläger 
durch die Ausſage feiner Frau in feinem Rechtsempfinden fo 
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ſchwer verletzt worden ſei, daß er zur Sühne des Verbrechens 
ſich zur Anzeige entſchloſſen habe. Es bleibe nur die auch von 
dem erſten Richter vertretene Auffaſſung übrig, daß der Kläger 
die Anzeige aus blindem Haß in der Abſicht erſtattet habe, 
ſeiner Frau ein möglichſt ſchweres Leid anzutun. Eine ſchwere 
Eheverfehlung ſei deshalb anzunehmen, auch wenn der Vorwurf 
der Verletzung der Eidespflicht ſachlich nicht ungerechtfertigt 
ſein ſollte. Das BG. unterſtellt hiernach zugunſten des Klägers, 
daß die Beklagte in der Tat die Eidespflicht mindeſtens fahr⸗ 
läſſig verletzt hat. Gleichwohl kann die Beurteilung der 
Handlungsweiſe des Klägers rechtlich nicht mißbilligt werden. 
In der Regel wird allerdings, wie das RG. ſchon öſter aus⸗ 
geſprochen hat (vgl. Urteile vom 25. März 1911, IV 586/10 
in Sachen Buſchmann wider Buſchmann und vom 15. Januar 
1912, IV 225/11 in Sachen Maſur wider Maſur), die von 
einem Ehegatten gegen den andern in gutem Glauben und zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen erſtattete Strafanzeige 
nicht als eine ſchwere Eheverfehlung anzuſehen ſein. Feſtgeſtellter⸗ 
maßen hatte Kläger jedoch kein ſachliches Intereſſe an Er⸗ 
ſtattung der Strafanzeige. Es iſt auch nicht erſichtlich, wie 
für die Durchführung ſeines Anſpruchs die Beſtrafung der Be⸗ 
klagten wegen Meineids hätte förderlich ſein können. Von 
einer Wahrnehmung berechtigter Intereſſen kann deshalb im 
vorliegenden Falle nicht die Rede ſein. Die Reviſion iſt nun 
zwar der Meinung, Kläger habe das Recht gehabt, durch die 
Strafanzeige ſeine Eheſcheidungsklage vorzubereiten. Hätte ſeine 
Anzeige Erfolg gehabt, ſo hätte er hierauf die Eheſcheidungs⸗ 
klage ſtützen können. Allein dies Intereſſe im Wege des Straf⸗ 
verfahrens den Beweis des Meineids zu erlangen, um den 
Meineid als Eheſcheidungsgrund benutzen zu können, kann nicht 
als ein berechtigtes anerkannt werden. Ein derartiges Ver⸗ 
fahren würde in gröbſter Weiſe gegen die durch die Ehe be⸗ 
gründeten Pflichten verſtoßen. Nach der Darlegung des BG. 
iſt der Kläger zu der Strafanzeige auch nicht dadurch beſtimmt 
worden, daß er der verletzten Gerechtigkeit Genugtuung ver⸗ 
ſchaffen wollte, ſondern er hat aus blindem Haß gegen die Be⸗ 
klagte gehandelt, um ihr ein möglichſt ſchweres Leid zuzufügen. 
Unter dieſen Umſtänden iſt es rechtlich nicht zu beanſtanden, 
wenn der Vorderrichter das Vorhandenſein einer ſchweren Ehe⸗ 
verfehlung auf ſeiten des Klägers angenommen hat. Von der 
gleichen Auffaſſung hinſichtlich der Bedeutung der Strafanzeige 
iſt das NG. bereits in dem angeführten Urteile vom 25. März 
1911, ferner in dem in Sachen Helwig wider Helwig, 
IV 356/11, ergangenen Urteile vom 13. April 1912 und dem 
in Sachen Reus wider Reus, IV 634/08, erlaſſenen Urteile 
vom 30. September 1909 ausgegangen. Nach dem erſten Urteil 
en 0 Sachverhalt der, daß die beklagte Ehefrau den Kläger, 
e auch beſtraft iſt, fortgeſetzter Diebereien beſchuldigt 
Bellagte e liegende Eheverfehlung iſt, ſelbſt wenn die 
haben sollte e g lediglich in der guten Abſicht erſtattet 
zuführen hierdur Kläger auf den Weg der Beſſerung zurück⸗ 
Urteil 55 Es 5 15 für entſchuldigt erachtet worden. Dem 
der Bellagte 55 5 1912 lag der Tatbeſtand zugrunde, daß 
betreffenden Rechtsſtreit die Unterhaltsanſprüche der Klägerin 

a reit einen objektiv falſchen Offenbarungseid 
geleiſtet hatte und der Klägerin die Erſtattung der Strafanzeige 
von ihrem Anwalt angeraten war. Trotzdem iſt die Auffaſſung 


des BG., daß eine Eheverfehlung vorliege, von dem NG. nicht 
bemängelt worden. Der in dem Urteil vom 30. September 1909 
entſchiedene Fall berührt ſich am meiſten mit dem vorliegenden. 
Von dem Kläger war damals gegen die Beklagte Meineids⸗ 
anzeige erſtattet worden wegen eines Offenbarungseides, den ſie 
in dem vom Kläger gegen ſie eingeleiteten Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren wegen Beitreibung einer Koſtenſchuld geleiſtet hatte. 
Das RG. billigt, ohne die Begründetheit der Meineidsanzeige 
zu unterſuchen, die Annahme des Vorderrichters, daß eine 
ſchwere Eheverfehlung und der Tatbeſtand des S 1568 BGB. 
gegeben ſei, mit der Begründung, Kläger ſei zu der Anzeige, 
wenn nicht durch Haß gegen die Frau, ſo doch durch das Be⸗ 
ſtreben, Erſatz ſeiner Koſten zu verlangen, keinesfalls durch die 
Abſicht einer Sühne für die verletzte Gerechtigkeit oder die Abſicht, 
erzieheriſch auf ſeine Frau zu wirken, veranlaßt worden. Zu 
einer milderen Beurteilung kann im Streitfalle — ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß nicht die Begehung eines Meineids, ſondern 
nur die Verletzung der Eidespflicht unterſtellt iſt — auch nicht 
der von der Reviſion hervorgehobene Umſtand führen, daß die 
Beklagte zuerſt ein ſchweres Unrecht gegen den Kläger durch 
Leiſtung des Meineids begangen habe. Die Verfehlung des 
Klägers, der nur aus Haß gegen die Beklagte zur Strafanzeige 
geſchritten iſt, wird dadurch keine geringere. Und jedenfalls 
kann dem Ber. aus dieſer Beurteilung, die weſentlich dem 
tatſächlichen Gebiet angehört, nicht der Vorwurf der Geſetzes⸗ 
verletzung gemacht werden. K. c. K., U. v. 9. Juni 13, 71/13 IV. 
— Marienwerder. [S.] 

20. 88 2084, 133 BGB. Bei der Auslegung letzt⸗ 
williger Verfügungen ſind auch Umſtände zu berückſichtigen, 
die außerhalb der Verfügung liegen.] 

Das BG. erklärt die Klägerin für nicht verpflichtet, die 
ihr zu Lebzeiten des Erblaſſers gewordene Ausſtattung bei der 
Erbteilung zur Anrechnung zu bringen, weil eine derartige Ver⸗ 
pflichtung ihr weder geſetzlich obliege noch vom Erblaſſer auf⸗ 
erlegt ſei. Darüber, daß die Klägerin, die kein Abkömmling 
des Erblaſſers iſt, nicht kraft Geſetzes zur Anrechnung ver 
pflichtet iſt, beſteht kein Streit. Dagegen bekämpft die Reviſion 
die Anſchauung des BG., daß aus dem Erbvertrag die An⸗ 
ordnung einer Ausgleichungspflicht der Klägerin nicht zu ent⸗ 
nehmen ſei, weil der Vertrag nur von der Anrechnung einer 
ſolchen Ausſteuer und Ausſtattung ſpreche, die die Klägerin 
aus dem Nachlaſſe des Erblaſſers erhalten würde. Die 
Reviſion ſagt, daß das BG. ſich dadurch mit dem klar erkenn⸗ 
baren Willen des Erblaſſers in Widerſpruch geſetzt habe; denn 
der Erblaſſer habe ausdrücklich ſeinen Willen dahin kundgegeben, 
daß die ſämtlichen Kinder möglichſt gleichgeſtellt werden ſollten, 
nach der vom BG. getroffenen Entſcheidung dagegen würde die 
Stieftochter eine durch nichts gerechtfertigte ſehr erhebliche Be⸗ 
vorzugung vor den leiblichen Kindern erhalten. Die Rüge muß 
als begründet anerkannt werden; das BG. hat dadurch, daß 
es dem Wortlaute der in Frage kommenden Beſtimmung eme 
zu weitgehende Bedeutung gegenüber den ſonſtigen für die Er⸗ 
mittlung der Willensmeinung verwertbaren Umſtände bei⸗ 
gemeſſen hat, gegen den § 133 BGB. verſtoßen. Das BG. 
hat allerdings an die Spitze ſeiner Erörterungen den Satz 
geſtellt, es ſehe es für zuläſſig an, den Gedanken des Erblaſſers 
auch über die wörtliche Erklärung hinaus aus dem Ganzen der 
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letztwilligen Verfügung zu entwickeln. Den Rechtsgrundſatz 
aber, daß es möglich und nach Umſtänden notwendig iſt, neben 
dem Geſamtinhalte der letztwilligen Verfügung auch ſolche Um⸗ 
ſtände zur Ermittlung der wahren Willensmeinung heran⸗ 
zuziehen, die außerhalb der Verfügung liegen (vgl. RGR Kom. 
Anm. 2 zu 8 133, Anm. 1 zu § 2084 BGB.), hat das BG. 
weder erörtert noch zur Anwendung gebracht. In dieſer Richtung 
käme zunächſt folgendes in Betracht: Das BG. nimmt an, der 
Erblaſſer ſei möglicherweiſe in dem Irrtum befangen geweſen, 
daß die Anrechnungspflicht hinſichtlich der Ausſtattung ſchon 
kraft Geſetzes gegenüber der Klägerin in gleicher Weiſe Platz 
greife, wie es gegenüber ſeinen leiblichen Kindern auf Grund 
der 88 2050, 2052 BGB. der Fall wäre. Das BG. hat 
dieſen Umſtand in den Kreis feiner Erwägungen über die Aus⸗ 
legung des Erbverkrags gezogen, jedoch in unvollſtändiger, ein⸗ 
ſeiliger Weiſe; es ſagt, der Erblaſſer habe ſich vielleicht infolge 
dieſes Irrtums die leichte Möglichkeit vorbehalten wollen, je 
nach Umſtänden Abweichungen von der nach ſeiner Anſchauung 
gegebenen Anrechnungspflicht feſtzuſetzen. Dabei iſt unerwogen 
geblieben, ob nicht der Erblaſſer, wenn er in jenem Irrtum 
befangen war, notwendig der Anſchauung ſein mußte, daß mit 
der von ihm im Erbvertrag getroffenen Anordnung über die 
Anrechnung bis auf weiteres und ſo lange er keine gegenteilige 
Beſtimmung treffe, die Anrechnungspflicht der Klägerin ganz 
allgemein vorgeſchrieben ſei, alſo nicht bloß für den Fall, daß 
ſie die Ausſtattung nach ſeinem Tode, ſondern auch für den 
Fall, daß ſie ſie zu ſeinen Lebzeiten erhalte. Ein weiterer 
Umſtand, der für die Ermittlung des im Erbvertrag nieder⸗ 
gelegten Willens von Bedeutung fein konnte, war das — von 
den Beklagten geltend gemachte und im Tatbeſtande des BU. 
erwähnte — Vorhandenſein eines Entwurfs zu einem neuen 
Teſtamente des Erblaſſers, welcher aus der Zeit nach der Der 
ehelichung der Klägerin ſtammt und in welchem die der letzteren 
gewährte Ausſtattung in dem Sinne erwähnt wird, daß ihre 
Anrechnung auf den Erbteil zu erfolgen habe. Dieſen Umſtand 
hätte das BG., wenn es dem § 133 BGB. gerecht werden 
ſollte, nicht unerörtert laſſen dürfen. Ebenſo wäre auf die 
ſonſtigen außerhalb des Erbvertrags liegenden Umſtände ein⸗ 
zugehen geweſen, die die Parteien zu dem Zwecke vorgebracht 
hatten, um mittelbar den wahren Willen des Erblaſſers dar 
zutun. F. u. P. c. G., U. v. 30. Juni 13, 168/13 IV. — 
Hamburg. S.)] 

Handelsgeſetzbuch. 

21. 5 663 HGB., 8 5 Poſtc g. Die Neichspoſt kann 
zur Beitragspflicht zur großen Haparei nicht herangezogen 
werden.] 

Zuzugeben iſt ohne weiteres, daß die der großen Havarei 
zugrunde liegende Idee der Gefahrgemeinſchaft an und für ſich 
erfordert, ebenſo wie die übrigen Frachtgüter auch diejenigen 
im Schiff befindlichen Poſtſendungen, welche einen Sachwert 
beſitzen, zur Beitragspflicht heranzuziehen. Es mutet wie eine 
Ungerechtigkeit an, namentlich wenn es ſich, wie hier, um ſehr 
große Werte handelt, daß dieſe ein Privilegium genießen ſollen, 
und trotzdem auch ihnen das Opfer zugute gekommen iſt, zum 
Ausgleich nicht ſollen beigetragen haben. Aber es iſt auch zu 
beachten, daß an ſich niemand der an der Gefahrgemeinſchaft 
Beteiligten im voraus einen Anſpruch darauf hat, wie hoch 


die Werte ſind, die mit den ſeinigen die Seegefahr zu teilen 
haben, daß das immer mehr oder weniger auf Zufall beruht 
und eines der Momente bildet, aus denen ſich das geſamte 
Riſiko des Transportes zuſammenſetzt, gegen den er ſich zu 
mehr oder weniger feſten Sätzen verſichern kann. Jene Un⸗ 
gerechtigkeit liegt daher nicht ſo ſehr in der Benachteiligung 
der übrigen, als vielmehr in der anſcheinend ungerechtfertigten 
Bevorzugung der Einen, der Reichspoſt. Darum handelt es 
ſich, ob dieſe Bevorzugung der Poſtſendungen ungerechtfertigt 
ſein würde oder ob nicht die Poſt vielmehr kraft der rechtlichen 
Stellung, die ihr im öffentlichen Intereſſe und auf Grund von 
Normen des öffentlichen Rechts eingeräumt iſt, die den Vor⸗ 
ſchriften des HGB. vorgehen, wie in manchen anderen Bes 
ziehungen ſo auch hier ein Privileg in Anſpruch nehmen kann. 
Und da ſind es die zwei vom OLG. hervorgehobenen Geſichts⸗ 
punkte, welche durchſchlagen. Zunächſt das öffentliche Intereſſe 
an der glatten, pünktlichen, ſicheren Beſtellung der überſeeiſchen 
Poſt. Selbſt wenn zuzugeben wäre, daß die Ablieferung der 
Poſt aus dem Schiff an die Poſtverwaltung deshalb keine 
Verzögerung zu erleiden brauchte, weil — die Anwendbarkeit 
der Einzelbeſtimmungen des HGB. einmal vorausgeſetzt — 
der Schiffer ſich dem zahlungsfähigen Empfänger gegenüber 
damit genügen laſſen könnte, zu erklären, daß Havareibeitrag 
auf der Sendung liege, ſo wäre das doch immer nur guter 
Wille des Schiffers. Die Rechtslage würde eine andere, 
mil den Aufgaben der Poſt, namentlich auch dann — wie die 
Reviſionsbeklagte zutreffend hervorhebt — unvereinbar ſein, 
wenn es ſich um internationalen Durchgangsverkehr, der auf 
Staatsverträgen beruht, handelt. Aber auch im inneren Ver⸗ 
kehr kommt es nicht nur auf dieſe Ablieferung aus dem Schiff, 
ſondern vor allem auf die Beſtellung der einzelnen Sendungen 
an die Adreſſaten an. Die Poſt mußte, will ſie ihres Rück⸗ 
griffs auf dieſe nicht verluſtig gehen, ihnen ebenfalls Mitteilung 
von der Belaſtung der Sendungen machen und damit die 
Empfänger vor die Entſcheidung ſtellen, ſich durch ihre Anz 
nahme Anſprüchen auszuſetzen, die ihrer Höhe nach ganz dunkel 
ſind. Das würde zu einer Art und Weiſe der Beſtellung der 
überſeeiſchen Poſt führen, die der heutigen Verkehrsanſchauung 
ganz unerträglich erſcheinen müßte. Wollte man dieſes Be⸗ 
denken in das Gebiet der Erwägungen de lege ferenda ver⸗ 
weiſen, ſo fehlt es doch auch nicht an der lex lata. Es iſt 
der § 5 PoſtG., der ſich mit zwingender Gewalt entgegenſtellt. 
Mit der Wahrung des Poſtgeheimniſſes iſt die Heranziehung 
der Poſtſendungen ſchlechthin unvereinbar. Die Vorſchriften 
des HGB. ſetzen voraus, daß der Schiffer in der Lage iſt, 
die beitragspflichtigen Gegenſtände feſtzuhalten und mit Sicher⸗ 
heit feſtzuſtellen, und für das etwa noch fehlende ſorgt der 
§ 729 Abſ. II, der vorſchreibt, daß jeder Beteiligte die Nach⸗ 
weiſe beizubringen hat, über die er verfügt. In Beziehung 
aber auf die Poſt iſt der Schiffer entweder vollſtändig in Un⸗ 
kenntnis oder, wenn er etwas weiß, iſt ihm kraft öffentlichen 
Rechts verboten, es zu offenbaren. Der ganze Sinn des Poſt⸗ 
geheimniſſes iſt doch der, daß jedermann mit vollſter Sicherheit 
darauf rechnen kann, daß über ſeine Verſendungen nichts ver⸗ 
lautet, daß noch weniger ihnen nachgeforſcht wird. Nur ganz 
beſtimmte Ausnahmen auf Grund ausdrücklicher Geſetzes⸗ 
vorſchriften ſind hier zugelaſſen. Die Poſtverwaltung könnte 
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vielleicht angehalten werden, wenigſtens den Geſamtbetrag aller 
Wertangaben mitzuteilen. Aber abgeſehen davon, daß auch 
das unter Umſtänden wegen des 8 5 eit. bedenklich und un⸗ 
zuläſſig fein kann, iſt doch ſattſam bekannt, daß damit der 
wahre Stand der Dinge ganz und gar nicht kundgegeben wäre. 
Und der Sache weiter nachzugehen, verbietet das Geſetz. Am 
wenigſten aber kann der der Rechtszuſtand ſein, daß es ganz 
von Zufall abhängen ſoll, ob je nach dem, wie im einzelnen 
Fall Tatſachen durchſickern, die einzelne Sendung in zutreffender 
Weiſe herangezogen wird oder nicht. Sollte — wie berichtet 
wird — bisher noch niemals unternommen worden ſein, die 
Poſtſendungen zur großen Havarei heranzuziehen, ſo würde 
ſich darin nur das richtige Gefühl für die auf poſitiver Norm 
beruhende Rechtsſtellung der Poſt bekundet haben. N. L. c. 
H. u. S. B. C., U. v. 18. Juni 13, 26/13 J. — Hamburg. [S.] 

Genoſſenſchaftsgeſetz. 

22. 88 11 Nr. 2, 15, 24, 26 GenG. Beitrittserklärung 
eines Genoſſen vor Anmeldung des Statuts zum Genoſſenſchafts⸗ 
tegifter. ] 

Aus den Gründen: Die Klageanſprüche hängen zunächſt 
von der Frage ab, ob jemand nach $ 15 Genc. auch dann 
Genoſſe werden kann, wenn er ſeine Beitrittserklärungen ſchon 
vor der Anmeldung des Statuts zum Genoſſenſchaftsregiſter 
abgegeben hat. Das BG. hat dieſe Frage verneint; ſie iſt 
jedoch in Übereinſtimmung mit der Reviſion zu bejahen. Das 
Geſetz unterſcheidet, wie aus den 88 11 und 15 hervorgeht, 
für den Erwerb der Mitgliedſchaft den Zeitraum vor und den 
nach der Anmeldung des Statuts zum Regiſter. Vor der 
Anmeldung kann man nach § 11 Nr. 2 Genoſſe werden nur 
durch die Teilnahme beim Abſchluß des Statuts, die ſich durch 
deſſen Unterzeichnung vollzieht; eine andere Form iſt nicht 
zugelaſſen. Um einen ſolchen Erwerb der Mitgliedſchaft 
handelt es ſich im vorliegenden Falle unftreitig nicht. Denn 
die Beklagten haben das Statut nicht unterzeichnet, ſondern 
nur Beitrittserklärungen nach einem Vordruck ausgeſtellt; dies 
erſetzt ohne Zweifel die Unterzeichnung des Statuts nicht. Es 
kann alſo nur der 8 15 für den Erwerb der Mitgliedſchaft 
hier in Betracht kommen. Dieſe Vorſchrift verlangt hierfür 
zunächſt eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende, un⸗ 
bedingte Erklärung des Beitritts, ſodann daß der Vorſtand 
die Erklärung im Falle der Zulaſſung des Beitretenden behufs 
deſſen Eintragung in die Liſte der Genoſſen dem Regiſtergericht 
einreicht, endlich daß der Beitretende auf Grund der Erklärung 
und deren Einreichung in die Liſte der Genoſſen eingetragen 
wird. Fehlt eines dieſer drei Erforderniſſe, ſo entſteht die 
Mitgliedſchaft nicht. Da die beiden letzten Erforderniſſe hier 
e ſind, ſo fragt ſich nur, ob auch das erſte 
ir 2 170 eine dem Geſetz entſprechende Beitrittserklärung 
BG ſchon gegeben iſt. Mit Unrecht verneint dies das 
Beklagten 9 deswillen, weil die Beitrittserklärungen der 
Aae a 5 Anmeldung des Statuts zum Genoſſenſchafts⸗ 
für die ee worden ſeien. Das Geſetz ſtellt weder 
Der Abgabe e der Beitrittserklärungen noch für 
Grenze f deere Genoſſenſchaft eine zeitliche 

5 9 | ſich nicht eine ſolche von ſelbſt daraus 
ergibt, daß die Erklärung gegenüber der Genoſſenſchaft d. h. 
gegenüber deren geſetzlichen Vertreter, dem Vorſtande, ab⸗ 


gegeben werden muf (88 24, 26 GenG.) und deshalb erſt 
dann rechtswirkſam erfolgen kann, wenn der Vorſtand beſtellt 
worden if. Der § 15 behandelt nur den Erwerb der 
Mitgliedſchaft nach der Anmeldung des Statuts, er be⸗ 
ſtimmt aber nicht, daß auch die Beitrittserklärung erſt 
nach dieſer Anmeldung unterzeichnet oder abgegeben fein müſſe; 
insbeſondere kann dies nicht aus der Ausdrucksweiſe „zu unter⸗ 
zeichnenden ... Erklärung“ hergeleitet werden. Im Einklang 
mit dieſer Auffaſſung ſteht, daß die Erklärung nicht datiert zu 
werden braucht. Auch aus § 11 Abſ. 2 Nr. läßt ſich gegen 
die vorbezeichnete Auffaſſung nichts entnehmen. Es kann nicht 
anerkannt werden, daß dieſe Auffaſſung, wie das BG. meint, 
zu einer Umgehung dieſer „zwingenden“ Vorſchrift führe. 
Zwingend iſt dieſe Vorſchrift nur inſofern, als ihr zufolge 
jemand, der ſchon vor der Anmeldung des Statuts Genoſſe 
werden will, dies nur durch Unterzeichnung des Statuts 
bewirken kann. Daraus folgt aber nicht, daß jemand, der 
ſchon vor der Anmeldung ſeinen Willen, Genoſſe zu werden, 
erklärt hat, dieſes Ziel nur auf dem Wege des § 11 und nicht 
auch auf dem des 8 15 fol erreichen können. Die Auffaſſung 
des BG. wird auch durch innere Gründe nicht unterſtützt; im 
Gegenteil ſprechen ſolche weſentlich für die diesſeitige Auf⸗ 
faſſung. (Wird näher ausgeführt.) Das BG. verneint die 
Rechtsgültigkeit der Beitrittserklärungen der Beklagten ferner 
deshalb, weil die Genoſſenſchaft zur Zeit der Abgabe der 
Erklärungen noch nicht beſtanden habe und ſomit ihr gegenüber 
die Beklagten nichts hätten erklären können. In dieſer Hinſicht 
iſt unſtreitig, daß die Beklagten die Erklärungen den die 
Gründung betreibenden Perſonen übergeben haben, und zwar 
zu einer Zeit, zu der das Statut noch nicht feſtgeſtellt war, 
alſo weder die Genoſſenſchaft noch der Vorſtand beſtand. Es 
iſt nun zwar richtig, daß die unter dieſen Umſtänden ab⸗ 
gegebenen Beitrittserklärungen zunächſt keine rechtliche Wirkung 
hatten, weil, wie ſchon bemerkt, die Erklärungen gegenüber dem 
Vorſtande als dem geſetzlichen Vertreter der Genoſſenſchaft 
abgegeben werden müſſen, ein Vorſtand aber damals noch nicht 
beſtellt war. Zur Abgabe der Erklärung gegenüber dem Vor⸗ 
ſtande genügt es aber, wenn die Erklärung mit Wiſſen und 
Willen des Ausſtellers in den Beſitz des Vorſtands gelangt 
iſt (ogl. RG. 68, 351). In dieſer Hinſicht hatte die Klägerin 
erhebliche Behauptungen aufgeſtellt und unter Beweis geſtellt. 
Sie hatte vor allem behauptet, daß in der Gründungs⸗ 
verſammlung vom 14. Februar 1909, in der die Beklagten 
anweſend geweſen ſeien, der ſpätere Auſſichtsratsvorſitzende B. 
erklärt habe, daß, wer ſeine Beitrittserklärung widerrufen 
wolle, dies bis zur Gründung tun könne, daß darauf mehrere 
Anweſende, nicht aber die Beklagten, ihre Erklärungen 
widerrufen hätten. Iſt dies richtig, ſo haben die Beklagten 
damit zum Ausdrucke gebracht, daß ihre Erklärungen dem 
Vorſtande zwecks Einreichung bei Gericht übergeben werden 
ſollten; nachdem dieſe Übergabe erfolgt iſt, ſind die Erklärungen 
als dem Vorſtande gegenüber abgegeben anzuſehen. Auch das 
von der Klägerin behauptete ſpätere Verhalten der Beklagten, 
insbeſondere deren Teilnahme an den ſpäteren General⸗ 
verſammlungen und die Zahlung des Eintrittsgelds, ließ einen 
Rückſchluß auf den Willen der Beklagten zu, daß ihre Beitritts⸗ 
erklärungen an den Vorſtand zur Herbeiführung der Eintragung 
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der Beklagten in die Genoſſenliſte übergeben werden ſollten. 
B. C. K. u. Gen., U. v. 4. Juli 13, 206/13 II. — Jena. K.] 

Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit be— 
ſchränkter Haftung. 

23. 5 52 GmbHG. Beſteht der Aufſichtsrat aus zwei 
Perſonen, ſo kann das eine Mitglied einen gültigen Beſchluß 
nicht faſſen, wenn das andere gegen die fernere Beratung Wider⸗ 
ſpruch eingelegt hat.] 

Nach 88 8 und 11 des Geſellſchaſtsvertrags hat die Klägerin 
einen aus zwei bis fünf Perſonen beſtehenden Aufſichtsrat. Der 
erſte Aufſichtsrat beſteht aus dem Beklagten und dem zweiten 
Geſellſchafter Dr. G. Nach § 12 Nr. 5 des Geſellſchafts⸗ 
vertrags hat der Aufſichtsrat über die Einforderung von Ein⸗ 
zahlungen auf die Stammeinlagen zu beſchließen. Am 17. Januar 
1912 hat der Aufſichtsrat die Einforderung der reſtlichen Stamm⸗ 
einlagen beſchloſſen. Auf dieſen Beſchluß ſtützt ſich die Klage. 
Der Beklagte beſtreitet das Vorhandenſein eines gültigen 
Aufſichtsratsbeſchluſſes. Läßt es der Geſellſchaftsvertrag an 
einer ausdrücklichen Vorſchrift über die Art der Beſchlußfaſſung 
des Aufſichtsrats fehlen — und dieſer Fall iſt nach der un⸗ 
anfechtbaren Auslegung des Geſellſchaftsvertrags hier gegeben —, 
fo kommt zunächſt $ 52 Abſ. 1 GmbHG. in Betracht. In 
Abſ. 1 des 8 52 GmbHG. wird über die Art, wie der Auſſichts⸗ 
rat feine Tätigkeit wahrzunehmen hat, auf die in § 246 HGB. 
für den Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft aufgeſtellten Vor⸗ 
ſchriſten verwieſen. Der § 246 HGB. enthält jedoch keine Be⸗ 
ſtimmungen darüber, wieviel Mitglieder des Aufſichtsrats zur 
Beſchlußfähigkeit gehören, und wie es ſich mit der Beſchluß⸗ 
faſſung ſelbſt verhält, wenn, wie hier, alle Mitglieder gehörig 
eingeladen ſind, ſich aber ein Mitglied entfernt und ſich an 
Beratung und Beſchlußfaſſung, wie der BerR. unterſtellt, nicht 
beteiligt, und nur zwei Aufſichtsratsmitglieder vorhanden ſind. 
Der 8 52 Abſ. 1 GmbHG. erklärt auch den § 243 Abſ. 1 
HGB. für anwendbar. Dort iſt für die Aktiengeſellſchaft die 
Dreizahl als Mindeſtzahl der Aufſichtsratsmitglieder bezeichnet. 
Der Geſellſchaftsvertrag kann eine höhere Zahl feſtſetzen. Aus 
dieſer Vorſchrift darf nicht der Schluß gezogen werden, es dürfe 
der Aufſichtsrat nicht aus weniger als drei Perſonen, alſo 
nicht, wie hier, aus zwei Perſonen beſtehen. Wenn die Ge⸗ 
ſellſchaft m. b. H. ſich mit einem aus nur zwei Perſonen oder 
mit einem aus nur einer Perſon beſtehenden Kontrollorgan be— 
gnügen will, ſo ſteht dem ein geſetzliches Verbot nicht entgegen. 
Für das Gebiet des Altienrechts iſt es anerkannt daß bei 
gehöriger Einladung aller Aktionäre die Anweſenheit eines 
einzigen Aktionärs zur Beſchlußfähigkeit der Generalverſammlung 
genügt (RG. 34, 116). Wer ſich freiwillig ſeiner Stimme ent⸗ 
hält, zählt nicht mit (RG. 20, 144; 8 251 Abſ. 1 HGB.). 
Der einzige erſchienene Aktionär kann alle Beſchlüſſe faſſen. 
Bei der Geſellſchafterverſammlung der Geſellſchaft m. b. H. 
verhält es ſich ebenſo, d. h. der erſchienene einzige Geſellſchafter 
kann alle Beſchlüſſe faſſen (§S 47 Abſ. 1 GmbHG.) Dieſelben 
Grundſätze ſinden Anwendung auf die Verſicherungsvereine a. G. 
(8 36 des Geſetzes vom 12. Mai 1901 über die privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen). Die $$ 28 und 32 BGB. be⸗ 
ſtimmen für Vereine und Vereinsvorſtände, daß die Mehrheit 
der erſchienenen Mitglieder über die Beſchlußfaſſung entſcheidet. 
Und es iſt in der Literatur auch hier allgemein angenommen 


(vgl. die Literaturangabe bei Staudinger, 7/8, § 32 Ziff. VI 
und § 28 Bem. 3 ſowie RGRKom. § 32 Bent. 3), daß beim 
Fehlen einer Satzungsbeſtimmung die Anweſenheit eines Mit⸗ 
gliedes genügt. Angeſichts dieſer Stellungnahme der Geſetz⸗ 
gebung iſt mit dem Ber R. anzunehmen, daß die Beſchluß⸗ 
faſſung durch das einzige anweſende Aufſichtsratsmitglied Dr. G. 
ausreichte, um einen rechtsgültigen Beſchluß des Aufſichtsrats 
auf Einforderung der reſtlichen Stammeinlagen herbeizuführen. 
Danach würde die Reviſion zurückzuweiſen ſein, wenn man, wie 
der BerR. unterſtellt, nur mit der nackten Tatſache zu rechnen 
hätte, daß der Beklagte ſich aus der Aufſichtsratsſitzung ent⸗ 
fernt habe. Dieſe Unterſtellung des BerR. iſt aber eine irrige. 
Der Beklagte hat nämlich vorgetragen, es habe ihn in der 
Aufſichtsratsſitzung ein Herzkrampf befallen, der ihn, als die 
Beratung über Einforderung der Stammeinlagen begonnen hatte, 
zur Entfernung genötigt habe; er habe deshalb dem anderen 
Aufſichtsratsmitgliede und dem Geſchäftsführer ſowie dem 
Protokollführer im Weggehen geſagt: „Wollen die Herren weiter 
beſchließen und mir dann mitteilen, was Sie beſchloſſen haben, 
ich werde Ihnen dann Beſcheid zukommen laſſen“. Damit habe 
er ſich ſeine Stellung vorbehalten. Der BerR. will nicht unter⸗ 
ſuchen, ob dieſe Darſtellung richtig iſt. Er meint, es könne ihr 
nur etwa Bedeutung nach der Richtung zukommen, daß damit 
im voraus eine Zuſtimmung des Beklagten oder eine Blanko⸗ 
vollmacht hinſichtlich der künftigen Beſchlußfaſſung erteilt ſein 
möge. Ob dies aber, wie die Klägerin geltend gemacht hatte, 
wirklich der Fall ſei, läßt der Ber R. dahingeſtellt. Denn, ob 
die Außerung des Beklagten in dem einen oder in dem anderen 
Sinne zu verſtehen ſei, wenn der Wortlaut wirklich der vom 
Beklagten angegebene geweſen ſei, erſcheint dem BerR. un⸗ 
erheblich gegenüber ſeinem Rechtsſtandpunkte, daß der Beklagte 
ſich die Beſchlußfaſſung durch das allein anweſende Aufſichtsrats⸗ 
mitglied, Dr. G., infolge ſeiner Entfernung aus der Sitzung 
gefallen laſſen müſſe. Dieſem Gedankengang kann nicht gefolgt 
werden. Der Sinn der Behauptung des Beklagten über den 
Grund ſeiner Entfernung und ſeine beim Weggehen abgegebene 
Erklärung ging nicht nur dahin, daß er keinerlei Zuſtimmung 
im voraus erteilt habe. Der Sinn der Behauptung des Be⸗ 
klagten war auch der, er habe ſich infolge ſeines Herzkrampfs 
entfernen müſſen, deshalb Widerſpruch gegen eine fernere Bes 
ratung und Abſtimmung eingelegt und ſich ſeine Abſtimmung 
vorbehalten. Der Beklagte will alſo die Behauptung aufſtellen, 
er habe, allerdings ehe noch der Augenblick der Abſtimmung 
herangekommen war, vorläufig mit „Nein“ geſtimmt. Wenn 
nur zwei Aufſichtsratsmitglieder vorhanden find und, wie der 
Geſellſchaftsvertrag beſagt, beim Widerſpruch eines Mitgliedes 
ein Beſchluß nicht zuſtande kommen kann, ſo muß es dem Sinne 
dieſer Vorſchrift genügen, wenn ein Mitglied der Beratung nicht 
mehr folgen kann und einer Beſchlußfaſſung bereits widerſpricht, 
ehe es zur Abſtimmung kommt. Hat der Beklagte den Vor⸗ 
gang richtig dargeſtellt, und war er ſo zu verſtehen, wie ihn 
der Beklagte aufgefaßt wiſſen will — und eine ſolche Auf⸗ 
faſſung iſt möglich — fo konnte das andere Aufſichtsrats⸗ 
mitglied allein infolge des Widerſpruchs des Beklagten nicht 
mehr die Einforderung der Stammeinlage beſchließen. Hieraus 
folgt die Aufhebung des angegriffenen Urteils und die Zurück— 
verweiſung, damit ermittelt werde, ob die Darſtellung des Be⸗ 
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klagten richtig iſt, und wie ſeine erſt noch feſtzuſtellende Außerung 
zu verſtehen war. B. c. D. C., U. v. 13. Juni 13, 197/13 D. 
— München. S.] 

Reichshaftpflichtgeſetz. 

24. 81 Haftpfl. Der beſchränkte Raum in den Eiſen⸗ 
bahnwagen führt zu Gefahren, die dem Eiſenbahnbetrieb eigen⸗ 
tümlich ſind.] 

Am 25. März 1910 war der Kläger als Koch in dem 
Speiſewagen des Lloyd⸗Expreßzugs Altona — Genua tätig. Der 
Wagen war der vorletzte des Zugs, es folgte ihm nur noch 
ein Gepäckwagen. Auf der Station D. ſprang der Mit⸗ 
beklagte S., als ſich der Zug bereits in Bewegung geſetzt hatte, 
auf das hintere Trittbrett des Speiſewagens und öffnete die 
nach innen aufgehende Tür. An dieſem Ende des Speiſewagens 
befand ſich die Küche und unmittelbar neben der Tür ein 
Schrank, vor dem der Kläger ſtand; er wurde von der Tür 
getroffen und verletzt und beanſprucht Schadenserſatz. Das 
OLG. hat feinen Anſpruch, ſoweit er nicht auf die Privatbahn⸗ 
berufsgenoſſenſchaſt übergegangen iſt, gegenüber dem Eiſenbahn⸗ 
fiskus aus dem Reichshaftpflichtgeſetz, gegenüber dem Mit⸗ 
beklagten S. aus unerlaubter Handlung dem Grunde nach für 
gerechtfertigt erklärt. Von dem Eiſenbahnfiskus wird gerügt, 
daß die Vorinſtanzen unter Verletzung des $ 286 380, 8 1 
HaftpflG. einen Betriebsunfall angenommen hätten. Das BG. 
hat erwogen, die Enge der in Betracht kommenden Räumlich⸗ 
keiten bilde eine Beſonderheit des mit dem Eiſenbahnbetriebe 
verbundenen Speiſewagenbetriebs und das Offnen der Tür ſtelle 
einen Betriebsvorgang dar, der mit dem Beförderungsgeſchäfte 
untrennbar verbunden ſei. Dagegen meint die Reviſion, Ver⸗ 
letzungen durch Aufſchlagen von Türen ſeien überall möglich 
und ebenſo kämen enge Räume überall vor, endlich könnten 
auch in großen Räumen Menſchen durch aufſchlagende Türen 
verletzt werden. Mit dieſen Ausführungen wird die Annahme 
eines Betriebsunfalls nicht widerlegt. Damit die Reiſenden in 
den Zug gelangen können, müſſen die Wagentüren geöffnet 
werden, das Offnen der Türen gehört daher ebenſo wie das 
Einſteigen der Reiſenden zu den Betriebsvorgängen. Eine be⸗ 
ſondere Eigentümlichkeit des Eiſenbahnbetriebs beſteht aber in 
der Beſchaffenheit der Fahrzeuge, die die Bahn dem Verkehre 
zur Verfügung ſtellt und zu denen die mitgeführten Speiſewagen 
auch dann gehören, wenn ſie nicht im Eigentume der Eiſenbahn 
ſtehen. Der Zwang der Verhältniſſe bringt in den Eiſenbahn⸗ 
wagen eine möglichſt große Ausnutzung des zur Verfügung 
ſtehenden beſchränkten Raumes mit ſich und dieſer Umſtand 
fue zu Gefahren, die dem Eiſenbahnbetriebe eigentümlich ſind. 
Im vorliegenden Falle war ein dem Küchenbetriebe dienender 
1. e daß ſich ein vor ihm ſtehender Menſch 
befand: 9 der ſchweren Eingangstüre des Wagens 
ſtelt ſich e war kauſal für den Unfall und damit 
50 5 W ein Betriebsunfall dar. Hierzu kommt, daß 
e er 18 S nachdem er auf das Trittbrett auf⸗ 
10 ae een ee Gefahr befand, wenn es 
dem e as Innere des Wagens zu erreichen; auf 

eit konnte und wollte er nicht ſtehen bleiben, wie 

der Vorderrichter mit Recht ſagt. Dieſe Gefahr war aber eine 
Folge eines Betriebsvorgan 8 e Helm 5 
von dem Beklagten S i en en miflen.aud. Dr 
Runter der Einwirkung der Gefahr 


vorgenommenen Handlungen auf dem Eiſenbahnbetrieb als 
wenigſtens mitwirkende Urſache zurückgeführt werden. Ob die 
Erregung von S. auch darauf beruhte, daß er glaubte, der 
Kläger halte die Tür zu, iſt in dieſem Zuſammenhange un⸗ 
erheblich. Die Reviſion wendet weiter ein, der Kauſalzuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem Unfalle und einem Betriebsvorgange werde 
durch das vorſätzliche oder fahrläſſige Verhalten des Mit⸗ 
beklagten S. ausgeſchloſſen. Auch dieſer Ausführung kann 
nicht zugeſtimmt werden. War ein Eiſenbahnwagen der zu⸗ 
fällige Schauplatz eines Ereigniſſes, das in gleicher Weiſe an 
jedem anderen Orte vorkommen konnte, ſo wird der Zuſammen⸗ 
hang mit einem Betriebsvorgange zu verneinen ſein. Davon 
kann hier nicht die Rede ſein. Selbſt wenn S. die Abſicht 
gehabt haben ſollte, dem ſeiner Meinung nach die Tür zu⸗ 
haltenden Kläger einen tüchtigen Stoß zu verſetzen, iſt der 
urſächliche Zuſammenhang des Unfalls mit dem Eiſenbahn⸗ 
betriebe nicht zu bezweifeln, denn der etwaige Vorſatz des S. 
war mindeſtens mitbeeinflußt von der durch fein Aufipringen 
auf den fahrenden Zug geſchaffenen Lage, wobei die Frage des 
Verſchuldens von S. im Verhältnis des Klägers zu dem 
Eiſenbahnfiskus unerheblich iſt. K. P. E. u. Gen. c. W., U. v. 
3. Juli 13, 137/13 VI. — Düſſeldorf. S.] 

Zivilprozeßordnung. 

25. Unzuläſſigkeit des Rechtswegs gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen.] 

Als die Klägerin im Jahre 1900 das Elekrizitätswerk 
S.⸗B. anlegte, wurde ihr durch Schreiben des Bürgermeiſters 
der Beklagten vom 3. Juni 1900 die an gewiſſe Bedingungen 
geknüpfte widerrufliche Erlaubnis erteilt, die Leitungsmaſte auf 
Gemeindeeigentum aufzuſtellen und die Drähte über ſolches 
zu leiten. Infolge eines im Jahre 1911 von der beklagten 
Gemeinde mit der Stadt T. geſchloſſenen Vertrags, in dem ſich 
die Beklagte verpflichtete, das elektriſche Licht ausſchließlich von 
der Stadt T. zu beziehen ſowie alle Gemeindewege und das 
ſonſtige Gemeindeeigentum zwecks Stromzuführung und Durch⸗ 
leitung zur Verfügung zu ſtellen, hat die Beklagte die Ge⸗ 
nehmigung zum Aufſtellen der Maſten auf Gemeindeeigentum 
widerrufen, worauf die Klägerin die Maſten auf Privateigentum 
verſetzt hat. Da die Beklagte aber ferner durch ihren Bürger⸗ 
meiſter die Klägerin aufgefordert hat, die Leitungsdrähte über 
den Gemeindeſtraßen zu entfernen, hat die Klägerin beantragt, 
die Beklagte zu verurteilen, die von der Klägerin im Orte B. 
angelegte und nach dem vorgelegten Plane noch anzulegende 
elektriſche Leitung zu dulden. Nach Zuſtellung der Klage iſt 
der Klägerin eine polizeiliche Verfügung vom 5. Dezember 1911 
zugeſtellt worden, die die Entfernung der Drahtleitungen über 
den Gemeindewegen verlangt. Die Beklagte hat in erſter Reihe 
die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs erhoben und die 
Abweiſung der Klage beantragt. Der Reviſion war der Erfolg 
zu verſagen. Die Reviſion iſt der Meinung, daß durch „die 
nach Zuſtellung der Klage, von der Beklagten iu ihrem Privat⸗ 
intereſſe veranlaßte, von ihrem Bürgermeiſter in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Organ der Polizeiverwaltung erlaſſene Polizeiverfügung 
vom 5. Dezember 1911“ der Klägerin der Rechtsweg hinſichtlich 
des Klageanſpruchs nicht mehr habe verlegt werden können. 
Übrigens ſei die Klage auch nicht, wie das BG. annehme, auf 
Beſcitigung jener Polizeiverfügung gerichtet, da ſie vor deren 
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Erlaß angeſtrengt worden, fie vielmehr auf Anerkennung des 
der Klägerin nach ihrer Auffaſſung durch die Urkunde vom 
3. Juni 1900 eingeräumten Rechtes gehe. Dieſe Angriffe können 
nicht für gerechtfertigt erachtet werden. Nach dem landgericht⸗ 
lichen Tatbeſtand iſt die Klage auf Verurteilung zur Duldung 
erhoben, weil der Bürgermeiſter der Beklagten die Entfernung 
der Leitungsdrähte über den Gemeindeſtraßen gefordert hatte. 
Durchaus das gleiche Verlangen wurde dann in der nach Zus 
ſtellung der Klage erlaſſenen polizeilichen Verfügung vom 5. De⸗ 
zember 1911 geſtellt, ohne daß die Klägerin Veranlaſſung ge⸗ 
nommen hätte, ihre Klage zu ändern. Es iſt daher nur ſach⸗ 
gemäß und nicht zu beanſtanden, wenn das LG. erklärt, daß 
die Klage in der Tat nichts anderes bezwecke als die Veſeitigung 
dieſer Verfügung, eine Auffaſſung, der das BG. beitritt. Die 
Bezugnahme der Reviſion auf die beiden Entſcheidungen im 
46. Bande der Entſch. des RG. S. 70 und 168 zum Nach⸗ 
weiſe, daß durch die nach Zuſtellung der Klage erlaſſene polizei⸗ 
liche Verfügung der Rechtsweg nicht mehr entzogen werden konnte, 
geht fehl. Denn dieſe Entſcheidungen ſtellen nur den Satz auf, 
daß die Einrede der Unzuſtändigkeit des Gerichts, ebenſo wie 
die Einrede der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, nicht gegründet 
werden kann auf eine nach der Erhebung der Klage eingetretene 
Anderung der Geſetze. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob nicht 
bereits in der von dem LG. feſtgeſtellten Aufforderung des 
Bürgermeiſters zur Entfernung der Leitungsdrähte über den 
Gemeindeſtraßen eine polizeiliche Verfügung im Sinne des 8 1 
des Preuß. Geſetzes vom 11. Mai 1842 zu finden wäre. Dies 
würde dann der Fall ſein, wenn dieſe Aufforderung, im Gegen⸗ 
ſatze zu dem von der beklagten Gemeinde vorher ergangenen 
Widerruf der Genehmigung zum Aufſtellen der Maſten, vom 
Bürgermeiſter als Organ der Polizeigewalt erlaſſen wäre, wofür 
der Umſtand ſpricht, daß dieſe Aufforderung ſich inhaltlich voll— 
ſtändig mit der Verfügung vom 5. Dezember 1911 deckt. Wie 
der III. 3. bereits in feinem Urteile vom 6. Februar 1911 
(Gruchots Beitr. 44, 981) entſchieden hat, genügt es für die 
Wirkſamkeit der maßgebenden polizeilichen Anordnung im Sinne 
des 8 1 des erwähnten Geſetzes, daß fie in mündlicher Form 
erlaſſen iſt. Ebenſo ſpricht das Urteil des erkennenden Senats 
vom 22. Februar 1908 (Warneyer Erg. Bd. 1908 Nr. 406) 
von polizeilichen Verfügungen oder ſonſtigen öffentlich- rechtlichen 
Anordnungen, die ſogar unter Umſtänden ſtillſchweigend ergehen 
können (JW. 11, 120159; Urteil vom 17. April 1912 V. 386/11). 
Es kann indeſſen, wie gefagt, dieſe Frage hier unentſchieden 
bleiben, da die Anordnung vom 5. Dezember 1911, die ſich in 
ihrer Überſchrift ſelbſt als polizeiliche Verfügung bezeichnet, in 
ihrem Inhalt auf 8 132 des Geſetzes über die allgemeine Landes⸗ 
verwaltung vom 30. Juli 1883 Bezug nimmt und unterſchrieben 
iſt: „Die Polizeiverwaltung. Der Bürgermeiſter“, unbedenklich 
als eine polizeiliche Verfügung im Sinne des § 1 Geſetz vom 
11. Mai 1842 und des 8 127 des erwähnten Geſetzes vom 
30. Juli 1883 anzuſehen iſt (Gruchots Beitr. 57, 184). Durch eine 
derartige polizeiliche Verfügung wird der Rechtsweg ausgeſchloſſen, 
denn es muß jede Entſcheidung im ordentlichen Rechtsweg über 
die Rechtmäßigkeit des Verbots dadurch als abgeſchnitten gelten, 
daß dieſes ohne Vorbehalt im öffentlichen Intereſſe polizeilich 
verfügt war (Gruchots Beitr. 44, 981). Daß die Verfügung 
als im öffentlichen Intereſſe ergangen zu kennzeichnen iſt, ergibt 


ſich aus ihrem Inhalt. Dann aber iſt ihre Nachprüfung dem 
ordentlichen Rechtsweg entzogen, ohne daß es darauf ankäme, 
ob ſie, wie die Reviſion behauptet, von der Beklagten in ihrem 
Privatintereſſe veranlaßt iſt. Die Reviſion kann die von ihr 
angezogene Entſcheidung des erkennenden Senats (JW. 08, 153%) 
nicht für die Zuläſſigkeit des Rechtswegs verwerten, da es ſich 
in jenem Falle nicht um eine polizeiliche Verfügung handelte. 
Aber auch der Umſtand, daß die polizeiliche Verfügung vom 
5. Dezember 1911 erſt nach Zuſtellung der Klage ergangen iſt, 
ſteht dem Ausſchluſſe des Rechtswegs nicht entgegen. Denn 
wenn gegen eine ſolche Verfügung der Rechtsweg ausgeſchloſſen 
iſt, dann kann ein Anſpruch, der ſich ſachlich auf die Auf⸗ 
hebung dieſer Verfügung richtet, nunmehr im ordentlichen Rechts⸗ 
weg nicht mehr verfolgt werden. Während das Geſetz vom 
11. Mai 1842 dies noch zuließ, wenn die Befreiung von der 
durch die polizeiliche Verfügung auferlegten Verpflichtung auf 
Grund einer beſonderen geſetzlichen Vorſchrift oder eines be⸗ 
ſonderen Rechtstitels behauptet wurde, iſt durch § 127 vor⸗ 
letzter Abſatz des Geſetzes vom 30. Juli 1883 auch dieſe Prüfung 
den bürgerlichen Gerichten entzogen. Ob die Klägerin infolge 
des Dazwiſchentretens der die weitere gerichtliche Verfolgung 
dieſes Anſpruchs verhindernden polizeilichen Verfügung etwa 
gemäß § 268 Nr. 3 ZPO. Schadenserſatz fordern könnte, kann 
unerörtert bleiben, da fie einen derartigen Anſpruch nicht er⸗ 
hoben hat. Da ſie bei ihrem Antrage verblieben iſt, der, wie 
erwähnt, nach der Feſtſtellung in den beiden früheren Rechts⸗ 
zügen, tatſächlich auf die Beſeitigung der polizeilichen Ver⸗ 
fügung gerichtet iſt, und es nicht zu beanſtanden iſt, wenn das 
BG. ſagt, „die Gemeinde B. kann nicht verurteilt werden, eine 
Anlage zu dulden, deren Beſeitigung die Polizeigewalt verlangt“, 
ſo muß die Reviſion zurückgewieſen werden, deren Koſten die 
Klägerin aus 8 97 ZPO. treffen. E. S.⸗B. c. B., U. v. 
9. Juli 13, 68/13 V. — Cöln. S.] 

26. 5 1034 3PO. Schiedsrichterliches Verfahren.] 

Die Parteien haben im Jahre 1910 eine Vereinbarung 
getroffen, nach der die Beklagte der Klägerin ruſſiſche Rund⸗ 
eichen zu beſtimmten Preiſen verkauft hat. In dem Schluß⸗ 
ſcheine vom 2. Dezember 1910 ift wörtlich beſtimmt: „Sollten 
Streitigkeiten irgendwelcher Art aus dieſem Abkommen reſp. 
Vertrage entſtehen, und nicht auf freundſchaftlichem Wege zu 
regeln ſein, ſo ſollen dieſelben unter Umgehung der ordentlichen 
Gerichte durch Schiedsgericht reſp. Arbitrage erledigt werden 
und zwar in der Weiſe, daß jede der beiden Parteien ſich 
einen Arbiter ernennt. Sollten dieſe Arbiter ſich nicht einigen, 
ſo wird von denſelben ein Obmann ernannt, der allein das 
Urteil zu fällen hat. Dem Urteil des Arbiters oder des Ob: 
manns unterwerfen ſich beide Parteien endgültig. Sollte eine 
Partei mit Nennung ihres Arbiters länger als 8 Tage im 
Rückſtande ſein, oder ſollten ſich die Arbiter über den Obmann 
nicht einigen können, ſo hat die Handelskammer in B. für den 
ſäumigen Teil den Arbiter reſp. bei Nichteinigung der Arbiter 
über den Obmann, dieſen zu ernennen. Arbiter und Obmann 
können nur in Deutſchland anſäſſige Fachleute ſein“. Nachdem 
ein Teil des Holzes geliefert war, entſtanden zwiſchen den 
Parteien Streitigkeiten; die Klägerin ernannte den Kaufmann K., 
die Beklagte den Kaufmann J. zum Schiedsrichter. Die beiden 
Schiedsrichter fällten am 19. September 1911 einen Spruch, 
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in dem der Beklagten eine vierwöchentliche Nachfriſt zur Lieferung 
gewährt wird. Die Angelegenheit fand innerhalb dieſer Friſt 
keine Erledigung und die Beklagte reichte den Schiedsrichtern 
einen vom 21. November 1911 datierten Schriftſatz ein. Die 
Schiedsrichter beantragten nun, da ſie ſich nicht einigen könnten, 
bei der Handelskammer in B. die Ernennung eines Obmannes. 
Als folder wurde am 8. Januar 1912 der Direktor K. in B. 
ernannt. Dieſer fällte am 13. Januar 1912 einen die Beklagte 
zur Zahlung von 9804 Schadenserſatz verurteilenden Spruch. 
Am Schluſſe dieſes ordnungsmäßig zugeſtellten und hinterlegten 
Schiedsſpruchs heißt es: „Von einer Vernehmung der Parteien 
und Zeugen konnte abgeſehen werden, da der Tatbeſtand nach 
dem erſten Schiedsſpruche vom 19. September 1911 aus den 
mir zur Verfügung geſtellten Akten völlig klar hervorgeht.“ 
Die Klägerin hat auf Erlaß des Vollſtreckungsurteils geklagt. 
Das OLG. hat die Klage abgewieſen. Das BG. führt aus, 
daß mit der Beſtellung des Obmanns ein neues Verfahren be⸗ 
gonnen habe, das ſich unter Beobachtung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften habe vollziehen müſſen. Dieſes Verfahren habe nicht 
abgeſchloſſen werden dürfen, ohne daß den Parteien aufs neue 
das rechtliche Gehör gewährt ſei. Es ſei unzuläſſig, daß ſich 
der Obmann auf die Nachprüfung des ihm vom erſten Schieds⸗ 
gerichte übergebenen Aktenmaterials beſchränkt habe. Er habe 
ſich mit den Parteien in Verbindung ſetzen und ihnen Gelegen⸗ 
heit geben müſſen, auch ihm alles ihnen noch erforderlich 
Scheinende vorzutragen. Hierzu ſei er verpflichtet geweſen, ſelbſt 
wenn nach feiner Anſicht der Sachverhalt jo klar gelegen habe, 
daß das Vorbringen neuer erheblicher Tatſachen ſeitens der 
Parteien nicht zu erwarten geweſen ſei. Da nun der Beklagten 
überhaupt keine Gelegenheit gegeben ſei, ſich vor dem zweiten 
Schiedsgerichte noch einmal zu äußern, ſei ihr Einwand, daß ihr 
das rechtliche Gehör vor dem Obmanne nicht gewährt ſei, gerecht⸗ 
ſertigt. Deshalb ſei, ohne daß es noch der Prüfung der Frage 
bedürfe, ob nach der Schiedsgerichtsklauſel das Verfahren vor 
dem Obmann überhaupt zuläffig geweſen ſei, das Vollſtreckungs⸗ 
urteil zu verſagen. Die Auffaſſung der Klägerin, die Schieds⸗ 
gerichtsklauſel enthalte den nach 8 1041 Abſ. 2 ZPO. zuläſſigen 
Verzicht der Parteien auf die Anfechtung des Schiedsſpruchs 
wegen der Verſagung des rechtlichen Gehörs, ſei keine zutreffende. 
Die im Schiedsvertrage enthaltenen Worte „unter Umgehung 
der ordentlichen Gerichte“ ſeien weder für ſich allein noch in 
Verbindung damit, daß ſich die Parteien dem Urteile des 
Arbiters oder des Obmanns endgültig unterwerfen, im Sinne 
der Klägerin auszulegen. Mit den erſten Worten ſei nichts 
weiter geſagt, als was in jedem Schiedsvertrage vereinbart 
werde, daß an Stelle der ordentlichen Gerichte ein Schieds⸗ 
gericht entſcheiden ſolle. Mit der endgültigen Unterwerfung 
ns 15 Schiedsſpruch habe nur zum Ausdruck gebracht werden 
Die aue Schiedsrichter nicht angerufen werden dürften. 
1 9 zur Nachprüfung, ob die in den letzten Aus⸗ 
it. Diese 5 0 gegebene Deutung eine zutreffende 
als der g 1 hat zu rechtlichen Bedenken gegen die 
keinen Anl gsauslegung gewonnene Beurteilung des BG. 

8 aß gegeben. Dagegen war dem von der Reviſion 
gegen die Annahme erhobenen Angriffe, durch die Beſtellung 
des Obmanns ſei die Sache an ein neues Schiedsgericht ver⸗ 
wieſen, und der Anfechtung der hieraus zuungunſten der 


Klägerin gezogenen Folgerungen der Erfolg nicht zu verſagen. 
Es handelt ſich hierbei nicht um eine vom Tatrichter zu findende 
Vertragsauslegung, ſondern um die Prüfung, wie ein ſchieds⸗ 
gerichtliches Verfahren, welches ſo vereinbart iſt, wie dies die 
im Tatbeſtande wiedergegebene Schiedsgerichtsklauſel in klarer 
und keiner Auslegung bedürfenden Weiſe zum Ausdrucke bringt, 
rechtlich zu beurteilen iſt. Das BG. iſt nun, wie angeführt iſt, 
zu dem Ergebniſſe gelangt, daß vor dem Obmann ein neues 
ſchiedsgerichtliches Verfahren begonnen hat. Mit der Beſtellung 
des Obmanns ſei, da er den Spruch nicht zuſammen mit den 
beiden von den Parteien ernannten Schiedsrichtern fällen, 
ſondern allein entſcheiden ſolle, ein mit dem anhängigen Ver⸗ 
fahren nicht mehr in Verbindung ſtehendes neues ſchiedsgericht⸗ 
liches Verfahren vor dem Obmann als dem einzigen Richter 
eingeleitet. Wäre dieſer Beurteilung beizutreten, ſo würde ſich 
allerdings die aus ihr im angefochtenen Urteile gezogene 
Folgerung rechtfertigen, daß der neue Schiedsrichter in dem 
Verfahren vor ihm den Parteien von neuem rechtliches Gehör 
habe gewähren müſſen und, daß er durch Einſicht der Akten 
des früheren Verfahrens der Vorſchrift des § 1034 ZPO. nicht 
genügt habe. Aber dieſe rechtliche Auffaſſung war nicht auf⸗ 
recht zu erhalten, ſie findet in der unbeſtrittenen Vereinbarung, 
welche die Parteien über das ſchiedsgerichtliche Verfahren ge⸗ 
troffen haben, keine ſie tragende Stütze. Vielmehr iſt die 
Schiedsgerichteklauſel dahin zu beurteilen, daß ſich die Parteien 
einem einheitlichen, gegebenenfalls in zwei Stadien verlaufenden 
Verfahren unterworfen haben. Es ſind zunächſt die beiden, von 
ihnen zu ernennenden Schiedsrichter zu Entſcheidung berufen. 
Einigen ſie ſich über den zu fällenden Spruch, ſo kommt damit 
das Verfahren zum Abſchluß. Fehlt es an dieſer Einigung, 
ſo tritt der Obmann ein. Mit der Ernennung bzw. Herbei⸗ 
führung der Ernennung des Obmanns durch die Handelskammer 
in B. ſind zwar die ſchiedsrichterlichen Funktionen der beiden 
ernannten Schiedsrichter beendet, aber das von ihnen eingeleitete 
ſchiedsgerichtliche Verfahren bleibt anhängig. Es wird vom 
Obmanne fortgeführt, er hat dann allein, wie es in der Schieds⸗ 
gerichtsklauſel heißt, das Urteil zu fällen. Dem BG. iſt nicht 
darin zu folgen, daß, weil der Obmann nicht als Dritter mit 
den beiden uneinigen Schiedsrichtern zur Herbeiführung eines 
Mehrheitsbeſchluſſes zuſammenzuwirken hat, das Verfahren vor 
ihm als ein neues zu beurteilen iſt. In der Regel wird aller⸗ 
dings bei Ernennung zweier Schiedsrichter dem für den Fall 
ihrer Uneinigkeit beſtellten Obmanne nicht die alleinige Ent⸗ 
ſcheidung, ſondern nur die ausſchlaggebende Stimme bei der 
Fällung des Spruchs übertragen. Daß hier — wie es im 
Nahmen der Vertragsfreiheit der Parteien zuläſſig iſt — dem 
Obmann eine beſondere Stellung mit weitergehenden Befugniſſen 
eingeräumt iſt, rechtfertigt die Annahme nicht, daß der Obmann 
damit außerhalb des durch die Ernennung der erſten Schieds⸗ 
richter anhängig gewordenen Verfahrens geſtellt wird. Im 
Schiedsvertrage ſind nicht zwei Schiedsgerichte eingeſetzt, ſondern 
es iſt die Geſtaltung eines Verfahrens vereinbart. Bei zwiſchen 
den beiden erſten Schiedsrichtern entſtehender Uneinigkeit ſoll 
das Verfahren vor ihnen kein ergebnislos verlaufendes und 
damit das vor ihnen Verhandelte bedeutungslos ſein, ſondern 
die Schiedsrichter haben dann ſelbſt durch die Herbeiführung 
der Ernennung des Obmanns das vor ihnen anhängige Ver⸗ 
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fahren in fein zweites, im Vertrage vorgeſehenes Stadium über: 
zuleiten. Das ſo übergeleitete Verfahren iſt kein neu beginnen⸗ 
des, ſondern ſetzt das vor den erſten Schiedsrichtern begonnene, 
aber nicht zum Abſchluß gelangte Verfahren fort. Bei dieſer 
Beurteilung wird die vom BG. aus ſeiner gegenteiligen Auf⸗ 
faſſung hergeleitete Folgerung, der Obmann habe die Parteien 
vor Abgabe feines Spruchs erſt ſelbſt noch hören müſſen, hin- 
fällig. Die Parteien ſind, wie unſtreitig iſt, vor den erſten 
Schiedsrichtern gehört. Die ſchiedsgerichtlichen Akten, enthaltend 
die von den Parteien übergebene Korreſpondenz, den vorläufigen 
Spruch der erſten Schiedsrichter und den von der Beklagten 
nach dieſem Spruche eingereichten Schriftſatz vom 21. November 
1911, haben dem Obmann vorgelegen. Nach dem Aftenmaterial 
hat er, wie der Schiedsſpruch ergibt, weitere Ermittelungen 
nicht mehr für erforderlich erachtet, ſondern ſogleich den Spruch 
gefällt. Damit iſt bei der Beurteilung des hier vereinbarten 
ſchiedsgerichtlichen Verfahrens als eines einheitlichen gegen 
§ 1034 ZPO. nicht gefehlt. Nach der ſtändigen, hier aufrecht⸗ 
erhaltenen Rechtſprechung des RG. iſt, ſofern nicht ein beſonderes 
Verfahren im Schiedsvertrage vereinbart iſt, der Vorſchrift des 
§ 1034 genügt, wenn den Parteien überhaupt nur Gelegenheit 
zur Wahrnehmung ihrer Rechte und Darlegung der von ihnen 
behaupteten Tatſachen gegeben war. Es iſt nicht erforderlich, 
daß zwiſchen den Parteien und jedem Schiedsrichter eine unmittel⸗ 
bare Verhandlung ſtattgefunden hat. Der Schiedsſpruch kann 
auch erlaſſen werden auf Grund des Parteivorbringens, das 
nur vor einem Teil der Schiedsrichter erklärt, aber zur Kenntnis 
der anderen Schiedsrichter gebracht iſt. (Vgl. das auch vom BG. 
zitierte Urteil des RG. vom 11. Juni 1909, JW. 09, 42128.) 
Hier iſt das Vorbringen der Parteien durch die Mbermittelung 
der ſchiedsgerichtlichen Akten dem Obmanne bekanntgegeben. 
Ein beſonderes, eine mittelbare Verhandlung mit den Parteien 
erforderndes Verfahren, iſt im Schiedsvertrage nicht vereinbart. 
Der Obmann durfte deshalb, wenn er auf Grund der ihm 
übermittelten Akten die Sache zur Entſcheidung reif fand, den 
Spruch, ohne die Parteien weiter zu hören, fällen und das 
Vollſtreckungsurteil war wegen nicht gewährten rechtlichen Gehörs 
(S 1041 Nr. 4, § 1042 Abſ. 2 3P O.) nicht zu verſagen. 
N. c. H., U. v. 20. Juni 13, 161/13 VII. — Königsberg. [S.] 


II. Gemeines Recht. 


27. Gemeinrechtliche Grundſätze für die Entſchädigung, 
die dem Grundeigentümer für ihm im Intereſſe der Allgemeinheit 
auferlegte Beſchränkungen feines Eigentums zu leiſten ift]. 

Zur Prüfung ſtehen nur die Eventualklaganſprüche, die in 
erſter Reihe auf Zahlung einer Entſchädigung von 4500 % 
nebſt Zinſen, in zweiter Reihe auf Feſtſtellung der Ent⸗ 
ſchädigungspflicht der Beklagten für die dem Grundſtücke des 
Klägers auferlegte Baulinie gerichtet find. Der Ber. hat 
eine Entſchädigungspflicht ſowohl für die beklagte Gemeinde 
wie für den beklagten Staat verneint. Die Urteilsgründe 
führen aus: für das Gebiet des Baupolizeigeſetzes beſtehe unter 
beſtimmten Vorausſetzungen eine Entſchädigungspflicht des 
Staates hinſichtlich der von ihm auferlegten Straßen⸗ und 
Baulinien, nach heutiger Auffaſſung würde es auch der Billigkeit 
entſprechen, derartige im Intereſſe der Allgemeinheit erfolgende 
Eingriffe nur gegen Entſchädigung ſtattfinden zu laſſen. Dar⸗ 


aus folge aber noch nicht, daß nunmehr in allen Fällen, wo 
der Staat oder die Gemeinde, ſei es durch Auferlegung einer 
Baulinie, ſei es durch andere, im öffentlichen Intereſſe liegende 
Baubeſchränkungen, einen ſolchen Eingriff vornehmen, ohne 
weiteres Entſchädigungsanſprüche geſtellt werden könnten. Viel⸗ 
mehr könne alsdann Entſchädigung nur verlangt werden, wenn 
und ſoweit eine Entſchädigungspflicht ausdrücklich feſtgelegt oder 
gewohnheitsrechtlich anerkannt ſei. Eine ausdrückliche Geſetzes⸗ 
vorſchrift komme hier inſofern nicht in Frage. Auch von Ein⸗ 
griffen in ſogenannte wohlerworbene Rechte, Verletzungen eines 
dem Kläger zuſtehenden Frontrechts oder Schädigung durch 
Straßen⸗Verlegung oder Niveauänderung, Fälle, in denen gez 
wohnheitsrechtlich ein Entſchädigungsanſpruch gegeben ſein würde, 
ſei vorliegendenfalls nicht die Rede. Ein allgemeines Ge— 
wohnheitsrecht endlich, wonach Baulinien immer nur gegen 
Entſchädigung auferlegt werden dürfen, ſei wie dem gemeinen, 
ſo auch dem Hamburgiſchen Partikularrecht unbekannt. Inſoweit 
ſich dieſe Erwägungen auf das gemeine Recht beziehen, unter⸗ 
liegen fie nach dem $ 549 ZPO. und § 1 der Kaiſerlichen Ver⸗ 
ordnung vom 28. September 1879 der Nachprüfung des RG., 
und dieſe führt zu erheblichen Bedenken. Der Bert. hat 
weſentlich die Frage zur Erörterung gezogen, ob Entſchädigungs⸗ 
anſprüche erhoben werden können, wenn außerhalb des Gebietes 
des Hamburgiſchen Baupolizeigeſetzes von dem Staate oder 
einer Gemeinde im Intereſſe der Allgemeinheit eine Baulinie 
auferlegt wird. Bei ſolcher Frageſtellung liegt die Gefahr nahe, 
daß die Antwort in einem Sinne ausfallen kann, der dem 
konkreten Einzelfalle nicht gerecht wird. Es erſcheint richtiger, 
von dem zu beurteilenden Einzelfalle auszugehen und zunächſt 
dieſen in feiner erheblichen Geſtaltung feſtzuſtellen. Das BU. 
läßt aber eine ausreichende Feſtſtellung und Würdigung nach 
dieſer Richtung vermiſſen. Nach den tatbeſtandlichen Angaben 
und Hinweiſen ſcheint der Fall, wie folgt, zu liegen: Kläger 
iſt Eigentümer eines Grundſtücks in G., auf dem von ihm oder 
einem Vorbeſitzer ein Wohnhaus errichtet war. Mit ſeiner 
Vorderſeite ſtand das Haus nahe und nicht ganz parallel der 
Fluchtlinie der vorbeiführenden Mühlenſtraße Nachdem es im 
Jahre 1908 durch Feuer zerſtört war, wollte der Kläger in den 
Grenzen des früheren Gebäudes ein neues Wohnhaus errichten. 
Ihm wurde aber die baupolizeiliche Genehmigung verſagt, weil 
die Gemeinde G. im Jahre 1906 für die Mühlenſtraße neue 
Baulinien feſtgeſetzt hatte, von denen die Linie auf ſeiner 
Grundſtücksſeite das damalige alte Wohnhaus im vorderen 
Teile der Länge nach durchſchnitt. Zweifelhaft kann ſein, ob 
es ſich im Gemeindebeſchluß um Anordnung von Bauflucht⸗ 
linien hinter den Straßenfluchtlinien, wobei die zwiſchenliegende 
Fläche als unbebaubares Vorland im Beſitze der bisherigen 
Eigentümer bleiben ſollte, oder um künftige Fluchtlinien der 
Straße handelte. Für die letztere Alternative ſcheint zu ſprechen, daß 
der Plan für das herbeizuführende Straßenbild an beiden Straßen- 
ſeiten nur je eine Linie bezeichnet, wogegen der gewählte Ausdruck 
„Baulinie“ eher darauf hindeuten mag, daß die Straße im alten Zu⸗ 
ſtande erhalten, und den Anliegern nur die Beſchränkung auferlegt 
werden ſollte, die Flächen zwiſchen der Straße und den Baulinien un⸗ 
bebaut zu laſſen. Im folgenden wird dieſe geringere der beiden an 
ſich möglichen Einſchränkungen als vorliegeud unterſtellt. In⸗ 
ſoweit es ſich in Gemäßheit der Art. 3, 109, 111 CG BGB. 
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um die Anwendung gemeinrechtlicher Grundſätze handelt, wie 
ſie in Deutſchland auf dem Wege gewohnheitsrechtlicher Ent⸗ 
wicklung und abgefehen von partikularrechtlichen Erſcheinungen 
zur Ausbildung gekommen ſind, kann nicht angenommen werden, 
daß ſich der Kläger die ihm nach vorſtehendem auferlegte Be⸗ 
ſchränkung im Gebrauch ſeines Eigentums ohne Entſchädigung 
gefallen laſſen müſſe. Sein innerhalb der Dorflage und an der 
Dorfſtraße belegenes Grundſtück war und iſt zur Bebauung bes 
ſtimmt. Allerdings war die Bebauung nicht nach ſchrankenloſem 
Belieben des Eigentümers ausführbar. Das Grundeigentum 
unterliegt mannigfachen, teils im Privatrecht, teils im öffentlichen 
Recht wurzelnden Einſchränkungen, die ſeinen Inhalt und ſeine 
Wirkung weſentlich beeinfluſſen. Dem Rechte des Grundeigen⸗ 
tümers innewohnende Beſchränkungen treten namentlich auch in 
die Erſcheinung, wenn dieſer zur Errichtung eines Baues ſchreiten 
will. Das Grundſtück des Klägers war aber bis zum Brande von 
1908 mit einem Wohnhauſe beſetzt, und man darf davon ausgehen, 
daß jenes Haus nach Lage, Beſchaffenheit und Umfang mit 
den Anforderungen im Einklang ſtand, die nach den Normen 
des privaten und öffentlichen Rechts für einen ſolchen Bau zu 
beachten waren. Mit dem Eigentum an ſtehenden Hauſe hatte 
der Kläger, mag der Bau von ihm ſelbſt oder von einem Vor⸗ 
beſitzer errichtet fein, eine beſondere Rechtsſtellung erlangt, in 
der namentlich die Befugniſſe zum Beſitz und zur Benutzung 
des Gebäudes, indes andererſeits auch gewiſſe Unterhaltungs⸗ 
pflichten inbegriffen waren. Die in dieſem Verhältniſſe hervor⸗ 
tretenden Befugniſſe des Klägers ſtellten eine beſondere wohl⸗ 
erworbene Berechtigung dar, die im Erwerb des Grundſtücks 
und des im Einklang mit der Rechtsordnung errichteten Ge⸗ 
bäudes ihre Grundlage fand. Der Brandfall von 1908 hat 
durch Vernichtung des Hauſes den tatſächlichen Zuſtand ge⸗ 
ändert, aber nicht die dem Grundſtück anhaftende, ſeinen Wert 
weſentlich erhöhende Eigenſchaft einer Bauſtelle aufgehoben oder 
berührt. Die mit den Baugeſuchen vom Jahre 1909 betätigte 
Abſicht des Klägers zur Errichtung eines Gebäudes war weſentlich 
nur auf Wiederherſtellung eines rechtlich vollkommen begründeten 
Sachſtandes gerichtet. Die Einführung der neuen Baulinien 
vom Jahre 1906 und die demgemäß erſolgte Verſagung der 
polizeilichen Genehmigung zum Neubau hatten für das Grundſtück 
des Klägers die Wirkung einer Beeinträchtigung der Eigenſchaft als 
Bauſtelle. Insbeſondere iſt dadurch dem vor der neuen Baulinie 
liegenden, bebaut geweſenen Teile der Grundfläche jene Eigen⸗ 
ſchaft entzogen. Daß hierfür Rückſichten eigentlich baupolizeilichen 
Charakters, die als öffentlich⸗rechtliche Einſchränfungen des 
Grundeigentums für jeden Bau in Betracht kommen, maßgebend 
geweſen wären, iſt nicht anzunehmen. Ob ſich dies ſchon mit 
— Hinweiſe auf den früheren bebauten Zuſtand des Grund⸗ 
ſtücks ausreichend begründen läßt, mag dahingeſtellt bleiben. 
= ne find zu den Aufgaben der Baupolizei zu zählen 
ſonſiigen 1 einer Feuersgefahr, einer Einſturzgefahr und 
ae ai Es Schäden für Leben und Geſundheit der 
ſtalkum b > für ihr Eigentum, die Verhütung einer Verun⸗ 
are, e ſonſtigen Verſchlimmerung des beſtehenden Straßen⸗ 
n die Sicherung, Ordnung und Erleichterung des 
öffentlichen Verkehrs. Aus der Betrachtung des BU. über 
die Aufgaben einer Gemeindeverwaltung auf dem Gebiete des 
Vauweſens iſt aber zu entnehmen, daß die Einführung der zur 


Erörterung ſtehenden Baulinie der Befriedigung rein äſthetiſcher 
Bedürfniſſe dienen ſollte. Man wollte das Straßenbild ver⸗ 
beſſern und verſchönern, indem man herbeiführte, daß von beiden 
Seiten Lamdſtreifen frei von Neubauten liegen blieben, die ſomit 
der zwiſchenliegenden, dem öffentlichen Verkehr gewidmeten 
Straße ein freieres, beſſeres Anſehen verliehen. Wenn nun 
auch feſtſteht, daß die Gemeinde zur Auferlegung der Baulinie 
befugt war, iſt doch andrerſeits das Pflichtverhältnis des 
klagenden Anliegers, der gehindert iſt, ſein Wohnhaus in den 
alten Grenzen wiederherzuſtellen, nicht aus einer ſeinem Eigen⸗ 
tumsrechte innewohnenden privatrechtlichen oder öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Beſchränkung herzuleiten. Es liegt vielmehr der Fall 
einer Kolliſion zwiſchen dem von der Gemeinde vertretenen 
Rechte der Allgemeinheit und dem Rechte des Klägers vor. 
Dabei muß dem ſtaatlichen ſogenannten ius eminens, das von 
der Gemeinde ausgeübt wird, das ſchwächere Eigentumsrecht 
des Klägers weichen. Für ſolche Fälle gilt jedoch, wie im 
preußiſchen Recht nach den in der Rechtſprechung häufig ange⸗ 
wendeten 88 74, 75 Einl. zum ALR, ebenſo auch im gemeinen 
Recht der Grundſatz, daß der Eigentümer, der im Intereſſe und 
zum Vorteil der Allgemeinheit Opfer an ſeinem wohlerworbenen 
Rechte bringen muß, hierfür Entſchädigung beanſpruchen darf. 
(Vgl. SeuffA. 53 Nr. 242; NG. 16, 159; 41 S. 142, 191; 
49, 241.) Die Reviſionsbeantwortung betonte den im Urteil, 
Entſch. d. RG. 41 auf S. 193, vorkommenden Ausdruck „. 

Beſeitigung eines auf einem ſpeziellen Rechtstitel beruhenden, 
wohlerworbenen Rechtes eines einzelnen...“ und vermißte 
einen „Speziellen Rechtstitel“ des Klägers. Dies Bedenken greift 
nicht durch. Jener Ausdruck erklärt ſich aus der beſonderen 
Geſtaltung des damals entſchiedenen Falles, in welchem ein 
durch einen Vertrag begründetes Rechtsverhältnis außer Kraft 
geſetzt worden war. Weſentlich iſt inſofern nur, daß der im 
öffentlichen Intereſſe erfolgende Eingriff die nach der Rechts⸗ 
ordnung wohlbegründete beſondere Rechteſtellung eines einzelnen 
beeinträchtigt. Ein ſolcher Fall iſt hier gegeben. Er lag nicht vor 
in dem Rechtsſtreite, den das von der Reviſionsbeantwortung 
ferner herangezogene Urteil, RG. 61, 10, behandelt. Dort iſt 
unbedenklich mit Recht verneint, daß ein Gewerbebetrieb, den 
der damalige Kläger lediglich auf Grund der allgemeinen Ge⸗ 
werbefreiheit unternommen hatte, den Gegenſtand eines beſon⸗ 
deren Privatrechts bilde. Auch der Berg. erwähnt, daß bei 
Eingriffen in ſogenannte wohlerworbene Rechte gewohnheits⸗ 
rechtlich ein Entſchädigungsanſpruch gegeben ſei. Er führt mit 
dem Hinweife auf Schädigungen durch Straßen⸗Verlegung oder 
Niveauänderung ſogar Beiſpiele an, die vom Standpunkt des 
gemeinen Rechts aus Bedenken erregen müſſen. In ſolchen 
Fällen greift der Eigentümer der Straße in der Regel nicht in 
die aus dem Eigentum an einem benachbarten Grundſtücke 
fließenden Beſugniſſe eines Anliegers ein, ſondern hält ſich in 
der Raumſphäre ſeines Eigentums. Daß aber den Eigentümern 
der an eine öffentliche Straße grenzenden Grundſtücke als 
ſolchem nach gemeinen Recht eine zur Begründung von Erſatz⸗ 
anſprüchen bei Veränderung oder Verlegung der Straße ge⸗ 
eignete, ſervitutariſche Berechtigung zuſtehe, hat das RG. wieder⸗ 
holt verneint. (Vgl. RG. 3, 171; 6, 159; 21, 191, ſowie 
das teilweiſe in RG. 51, 251 veröffentlichte Urteil vom 
30. April 1902.) Indes iſt nicht einzuſehen, warum nicht der 
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Bert. das von ihm ferner erwähnte Beiſpiel der Verletzung 
eines „Frontrechts“ für den vorliegenden Fall verwertet hat. 
Nach der Geſtaltung des Falles, von der im vorſtehenden als 
vermutlich zutreffend ausgegangen iſt, läßt ſich hier ſehr wohl 
von Verletzung eines „Frontrechts“ ſprechen. Es leuchtet auch nicht 
ein, warum nicht der BerR. wenigſtens für die Grundauffaſſung 
im Wege der Analogie die bei Enteignungen geltende Rechts⸗ 
lage verwerten will. Wenn hier, wie nach den einer Nach⸗ 
prüfung entzogenen Ausführungen der Vorinſtanz feſtſteht, das 
Hamburgiſche Expropriationsgeſetz vom 5. Mai 1886 nicht un⸗ 
mittelbar anwendbar iſt, ſo zeigt doch der vorliegende Fall nach 
Anlaß und Wirkung des erfolgten Eingriffs eine ſo nahe 
Ahnlichkeit mit den eigentlichen Enteignungsfällen, daß für die 
Frage, ob dem Kläger ein Entſchädigungsanſpruch zuſtehe, der 
Geſichtspunkt einer Analogie enteignungsrechtlicher Grundſätze 
kaum abweisbar erſcheint. Hierfür kann auch auf das Urteil 
des ehemaligen PrOTr., OTr. 74, 137 hingewieſen werden, das 
einen weſentlich nach gemeinem Recht entſchiedenen Fall betraf. 
In jenem Falle konnte der Beſtand eines Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs noch zweifelhafter als im vorliegenden ſein, da an⸗ 
ſcheinend damals ein Straßenanlieger nicht eine Wiederbebauung 
ſondern eine Neubebauung ſeines Grundſtücks hatte vornehmen 
wollen. Das DTr. hat aber dem Eigentümer, dem in Rückſicht 
auf einen ſtädtiſchen Bebauungsplan die Genehmigung zum 
beabſichtigten Neubau verſagt war, einen Entſchädigungsanſpruch 
zuerkannt und namentlich erwogen: „Eine adminiſtrative Maß⸗ 
nahme, welche dergeſtalt in die aus dem Eigentume ſich er⸗ 
gebenden Befugniſſe eingreift, iſt rechtlich einer partiellen Ent⸗ 
eignung gleich zu achten. Es ſind deshalb in Ermangelung 
ſpezieller geſetzlicher Vorſchriften für Fälle der vorliegenden Art, 
auf ſie wenigſtens ſinngemäß diejenigen Grundſätze anzuwenden, 
welche hinſichtlich einer zu leiſtenden Entſchädigung im eigentlichen 
Expropriationsverſahren beſtehen.“ Einen ähnlichen Ausſpruch 
enthält das Urteil des erkennenden Senats, RG. 63, 298, das 
einen preußiſch-rechtlichen Fall behandelt, in den Sätzen: „Was 
von der Enteignung gilt, muß naturgemäß auch von der Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks mit der Servitut der Unbebaubarkeit 
gelten. Denn die letztere iſt ihrem Weſen nach nichts anderes 
als eine Teilenteignung.“ Im übrigen mag noch auf die preußiſch⸗ 
rechtliche Fälle behandelnde reichhaltige Rechtſprechung des PrOTr. 
und des RG. hingewieſen werden, die ſich auf Verſagungen von 
Baugenehmigungen zufolge Straßenerweiterungen aus der Zeit 
vor Anwendbarkeit des Preußiſchen Fluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875 (vgl. indes auch deſſen $ 13 Nr. 2) bezieht. In 
ſolchen Fällen ſind Entſchädigungsanſprüche von Straßenanliegern 
für Baubeſchränkungen, die ſich lediglich aus der Einführung 
neuer Straßen- oder Baufluchtlinien ergaben, in ſtändiger Recht⸗ 
ſprechung unter Anwendung der SS 74, 75 Einl. zum ALR. 
als berechtigt anerkannt worden. (gl. z. B. OTr. 43, 23; 
49, 80; Striethorſt A. 26, 269; 75, 217; RG. 6, 295; 28, 275; 
JW. 85, 24727; 95, 7121.) Bei Anwendung der Grundſätze 
des gemeinen Rechts kann man nach obigem für den hier unter⸗ 
ſtellten Sachverhalt nicht zu einem anderen Ergebniſſe gelangen. 
Die bisherigen Erörterungen laſſen die Frage offen, ob für die 
Beurteilung des vorliegenden Falles eine partikulare, ſei es 
durch Gewohnheit, ſei es durch Geſetz zuſtande gekommene 
Rechtsbildung maßgebend iſt, die vom gemeinen Recht abweicht. 


Der Inhalt des BU. bietet indes für den Beſtand eines ſolchen 
Partikularrechts keinen Anhalt. Inſofern bleibt nur noch zu 
erörtern, ob etwa der die Baulinien betreffende, ordnungsmäßig 
bekanntgegebene Gemeindebeſchluß ſelbſt als ein den Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch ausſchließendes Geſetz anzuſehen iſt. In 
der neueren Rechtſprechung ſteht der Grundſatz feſt, daß für 
Einſchränkungen des Eigentums, welche durch ein Geſetz auf 
erlegt werden, eine Entſchädigung nur dann zu leiſten iſt, wenn 
das Geſetz ſelbſt die Entſchädigung vorſieht, und dieſer Grund⸗ 
ſatz iſt auch mehrfach auf Ortspolizeiverordnungen angewendet, 
die auf Grund und im Rahmen der beſtehenden Geſetzgebung 
kraft einer Delegation der geſetzgebenden Gewalt erlaſſen ſind. 
(Vgl. RG. 45, 251; 49, 252; 60, 326; 64, 185.) Wiewohl 
aber der beregte Gemeindebeſchluß an einer Stelle des BU. als 
eine „gemeindepolizeiliche Verordnung“ charakteriſiert iſt, liegt 
doch dem BG. erſichtlich die Auffaſſung fern, daß dadurch von 
der Gemeinde für das Geltungsgebiet ihrer „Verordnung“ der 
gemeinrechtliche Grundſatz des Beſtehens einer Entſchädigungs⸗ 
pflicht für Eingriffe in wohlerworbene Rechte außer Kraft ge⸗ 
ſetzt ſei. Anderenfalls hätte für den BerR. kein Anlaß vor⸗ 
gelegen, dieſen Grundſatz überhaupt in Erwägung zu ziehen. 
Es kann auch nicht angenommen werden, und es fehlt jeden⸗ 
falls an jedem ſtaatsrechtlichen Nachweiſe, daß der Gemeinde G. 
die rechtliche Gewalt übertragen ſei, für ihren Bezirk das Grund⸗ 
eigentum Einſchränkungen mit der Wirkung zu unterwerfen, daß 
dadurch ein nach allgemeinen privatrechtlichen Grundſätzen zu⸗ 
läſſiger Entſchädigungsanſpruch ausgeſchloſſen werde. Übrigens 
wird bei der wiederholten ſachlichen und rechtlichen Würdigung 
des Falles, die nach den geſamten vorſtehenden Erwägungen 
geboten erſcheint, auch eine erneute Prüfung der Frage an⸗ 
gezeigt ſein, ob der in Rede ſtehende Gemeindebeſchluß als eine 
Verordnung aufzufaſſen ſei. In der Rechtſprechung ſind 
polizeiliche Bebauungspläne mehrfach als Sammlungen polizeilicher 
Anordnungen oder Verfügungen im Gegenſatz zu Polizei⸗ 
verordnungen beurteilt worden. (Striethorſtu. 75, 217; 
OVG. 5, 381; vgl. auch OTr. 79, 363 und Urteil des RG. 
in Gruchots Beitr. 34, 1093.) E. c. G. u. H. St., U. v. 
13. Juni 13, 166/13 VII. — Hamburg. (S.] 


III. Preußiſches Recht. 


28. 8 110 Tl. 1 Tit. 14 ALR. Der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker iſt nicht zur mündelſicheren Kapitalanlage, ſondern nur 
zur Wahrung der erforderlichen Sorgfalt verpflichtet.] 

Bei der Entſcheidung des Rechtsſtreits geht das BG. da⸗ 
von aus, daß der Beklagte als Teſtamentsvollſtrecker nicht ge⸗ 
hindert geweſen ſei, die zum Nachlaß gehörige Goldrente zu 
veräußern. Er hätte aber, da es ſeine Verpflichtung geweſen, 
auf die Erhaltung des unverteilt gebliebenen Nachlaßviertels 
Bedacht zu nehmen, den Erlös der Goldrente ſo ſicher anlegen 
müſſen, daß künftigen Verluſten möglichſt vorgebeugt wurde. 
Dieſer Pflicht würde er nur dadurch genügt haben, daß er den 
Erlös ohne Rückſicht auf das Verlangen des Miterben O. M. 
und ohne Rückſicht auf die Ratſchläge des von ihm befragten 
Bankiers mündelſicher angelegt hätte. Daß nur durch eine 
mündelſichere Anlegung weiteren Kapitalverluſten nach Möglich⸗ 
keit vorgebeugt werden konnte, habe Beklagter ſich ſelbſt ſagen 
müſſen. In dem Umtauſch der Goldrente in die Kleinbahn⸗ 


42. Jahrgang. 


obligationen, deren Kurs von der Konjunktur ſowie von dem 
Gewinn und Verluſt eines privaten Unternehmens abhängig ſei 
und welche im Verhältnis zu der ſtaatlichen Goldrente als ein 
Spekulationspapier zu bezeichnen ſeien, müſſe daher eine grob 
fahrläſſige Verletzung der dem Beklagten als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker obliegenden Pflichten erblickt werden. Beklagter ſei 
außerdem bezüglich des unverteilten Nachlaßviertels als der dem 
Kläger zu ſeiner Vertretung beſtellte Pfleger verpflichtet geweſen, 
den Erlös mündelſicher anzulegen, und ſei hierzu in der Lage 
geweſen. Dieſe Ausführungen ſind, wie die Reviſion zutreffend 
rügt, in verſchiedenen Beziehungen rechtsirrtümlich. Mit der 
Verwaltung des ungeteilten Nachlaßviertels hatte der Beklagte 
in ſeiner Eigenſchaft als Pfleger des Klägers nichts zu tun. 
Der Vater des Erblaſſers, Oberförſter Dr. O. M., der in dem 
Teſtament zu ½ als Erbe eingeſetzt war, hatte kraft feines 
Pflichtteilsrechts als Aſzendent Anſpruch auf die Hälfte des 
Nachlaſſes erhoben. Es mußte deshalb bei Teilung des Nach⸗ 
laſſes / desſelben als ungeteilte Erbmaſſe zurückbehalten werden. 
Die bis zur Entſcheidung des Streites notwendig werdende 
Verwaltung dieſes Nachlaßviertels gebührte in Gemäßheit der 
in Tl. 1 Tit. 12 8 558 ALR. in Bezug genommenen Vor⸗ 
ſchriften des Tit. 14 Abſchnitt 2 dem Beklagten als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker. In dem Tatbeſtande des BU. wird es überdies 
als unſtreitig hingeſtellt, daß nach der von den Erben getroffenen 
Vereinbarung das von der Teilung ausgeſchloſſene Viertel von 
dem Teſtamentsvollſtrecker zu verwalten war. In feiner Eigen⸗ 
ſchaft als Teſtamentsvollſtrecker war der Beklagte auch zu einer 
durch die Verwaltung des Nachlaſſes gebotenen Veräußerung 
von Werlpapieren befugt. Den Verkauf der zu dem ungeteilten 
Nachlaßviertel gehörigen öſterreichiſchen Goldrente und die An⸗ 
ſchaffung der Kleinbahnobligationen hat danach der Beklagte in 
ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvollſtrecker, nicht in ſeiner 
Eigenſchaft als Pfleger vorgenommen, als welcher er nur den 
dem Kläger aus dem Nachlaß zukommenden Erbteil, nicht die 
ungeteilte Nachlaßmaſſe zu verwalten hatte. Die von dem Be⸗ 
klagten veräußerten Wertpapiere gehörten nicht zum Mündel⸗ 
vermögen, über das der Beklagte als Pfleger verfügen konnte, 
und ebenſowenig war das von dem Beklagten aus dem Verkauf 
erlöſte und wieder angelegte Geld Mündelgeld. Die Wert⸗ 
papiere und der Erlös bildeten vielmehr einen Beſtandteil des 
ungeteilten Nachlaßreſtes und es ſtand noch völlig dahin — 
was von der Entſcheidung des von O. M. angeſtellten Prozeſſes 
abhing — ob der Nachlaßreſt dem O. M. oder dem Kläger 
zufallen würde. Es kann daher nicht davon die Rede ſein, daß 
der Beklagte als Pfleger des Klägers die Verpflichtung gehabt 
hätte, den Erlös mündelſicher anzulegen und hierzu in der Lage 
geivefen wäre. Rechtsirrtümlich iſt aber auch die Annahme des 
G., daß es dem Beklagten als Teſtamentsvollſtrecker unbedingt 
obgelegen hätte, für die mündelſichere Anlegung des Erlöſes zu 
forgen. Selbſtverſtändlich können die für die Verwaltung des 
Vormundes gegebenen Vorſchriften, was auch der Vorderrichter 
f verkennt, nicht für die Verwaltung des Teſtamentsvoll⸗ 
a ak fein. An die Spitze feiner Erwägungen 
Tit. 14 A2. eh 55 = > ee 

Se . entiprechenden Satz, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
auf die Erhaltung des Nachlaſſes, deſſen möglichſt vorteilhafte 
Benutzung und die Abwendung allen drohenden Schadens Be⸗ 
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dacht zu nehmen habe. Aus dieſem Grundſatz kann aber nicht 
abgeleitet werden, daß der Teſtamentsvollſtrecker die Pflicht der 
mündelſicheren Anlegung habe. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt 
in dieſer Beziehung freier geſtellt. Er iſt nur haftbar, wenn 
er bei der Anlegung des Geldes es an der erforderlichen Sorg⸗ 
falt hat fehlen laſſen. Der Vorwurf der Verletzung der Sorg⸗ 
faltspflicht mag begründet ſein, wenn der Beklagte über die 
Sicherheit der Anlage ſich nicht genügend unterrichtet hat, wenn 
er ſich damit begnügt hat, daß das von ihm gewählte Papier 
augenblicklich gute Gewinnausſichten bot, ohne zu prüfen, ob 
es auch zu einer dauernden Anlage ſich eignete. Nach dieſer 
Richtung hin ſind indes keinerlei Feſtſtellungen im BU. ge⸗ 
troffen. Zu der Verurteilung des Beklagten iſt das BG. nur 
aus dem Geſichtspunkt gelangt, daß derſelbe den Erlös nach 
den für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften 
hätte anlegen müſſen. Von dieſer Auffaſſung aus iſt er in 
eine nähere Würdigung des von dem Beklagten behaupteten 
Sachverhalts nicht eingetreten, daß ihm auf ſeine Anfrage von 
dem Bankgeſchäft A. B. & Co. die öſterreichiſche Goldrente 
was die Gefahr von Kursverluſten betrifft — nicht als ein 
unbedingt ſicheres Papier, dagegen die von dem Vater des 
Erblaſſers vorgeſchlagenen Kleinbahnobligationen als eine durch⸗ 
aus gute und ſichere Vermögensanlage bezeichnet worden ſcien. 
Er bemerkt in dieſer Beziehung nur, daß der Beklagte ohne 
Rückſicht auf das Verlangen des Miterben und die Ratſchlage 
des Bankiers das Geld mündelſicher habe anlegen müſſen. 
Ebenſowenig iſt erörtert, welche beſonderen Bedenken der An⸗ 
ſchaffung der Kleinbahnobligationen entgegengeſtanden haben. 
In dem BU. iſt hierüber nur geſagt, daß ein von dem Gewinn 
und Verluſt eines Privatunternehmens abhängiges Papier im 
Verhältnis zu der öſterreichiſchen Goldrente als ein Spekulations⸗ 
papier zu bezeichnen ſei, was keineswegs unter allen Umſtänden 
als richtig anerkannt werden kann. Für die Annahme eines 
den Beklagten erſatzpflichtig machenden Verſchuldens iſt hiernach 
in dem bisher feſtgeſtellten Sachverhalt kein ausreichender An⸗ 
halt gegeben. v. B. c. v. P., U. v. 14. Juni 13, 97/13 IV. — 
Berlin. [S.] — 

Aus der Praxis der Strafſenate des Reichsgerichts. 
[Entſcheidungen aus Dezember 1912 bis Juli 1913. 
Bericht erſtattet im Auftrage des Vereinsvorſtandes von Friedrich 
Kloeppel, Blaſewitz, Rechtsanwalt beim OLG. Dresden. 
(Fortſetzung von Seite 956. 


B. Zur Strafprozeßordnung. 

46. 8 22 Nr. 5 SPD. Mitwirkung eines Richters, der 
im Vorverfahren Zeugen vernommen und ſich über deren Glaub⸗ 
würdigkeit auf Erſuchen der Staatsanwaltſchaft geäußert hat. 
(Sachverſtändigengutachten?)] Nach den Ausführungen der 
Reviſionsſchrift ſoll der Amtsrichter R. als Sachverſtändiger 
im Vorverfahren tätig geweſen ſein und ſich daraus ſeine Un⸗ 
fähigkeit zur Mitwirkung bei der Aburteilung ergeben. Das 
wird daraus hergeleitet, daß der Genannte einem Antrag der 
Staatsanwaltſchaft entſprechend ſich nach der von ihm betätigten 
Vernehmung der Zeugen Eheleute B. darüber geäußert hat, ob 
die Zeugen den Eindruck der Wahrhaftigkeit gemacht, beſtimmt 
und klar ausgeſagt und ſich nicht in Widerſprüche verwickelt 
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(RGSt) 
haben. Aus dieſem Anlaß iſt Ablehnung wegen zu beſorgender 
Befangenheit nicht erfolgt, die Unfähigkeit zur Ausübung des 
Richteramts kann aber daraus nicht hergeleitet werden. In 
§ 22 Nr. 5 StPO. wird die Unfähigkeit daran geknüpft, daß 
der Richter als Zeuge oder Sachverſtändiger „vernommen“ iſt, 
alſo eine eigentliche Abhör durch einen Vernehmungsbeamten 
erfolgt iſt, wozu ſchriftliche auf Erſuchen der Staatsanwaltſchaft 
abgegebene Erklärungen nicht genügen. Zwar iſt aus § 76 
Abſ. 2, 82 StPO. gefolgert worden, daß die ſchriftliche Ab 
gabe eines ſachverſtändigen Gutachtens der Vernehmung gleich⸗ 
ſtehe, jedoch nur wenn ſie vom Gericht angeordnet iſt. 
(ASt. 12, 180). Dieſe Vorausſetzung trifft hier nicht zu, 
und es kann daher umerörtert bleiben, ob der Außerung des 
Amtsrichters ihrem Inhalt nach die Bedeutung eines Sach⸗ 
verſtändigengutachtens überhaupt zukommt. Urt, d. I. Sen. 
v. 21. Dez. 1912 (827/12). 

47. 8 23 Abſ. 2 StpoO. Beſchwerde des Staatsanwalts 
wegen Mitwirkung des Unterſuchungsrichters am freiſprechenden 
Urteil (geſtützt auf Rechtskraft eines früheren Urteils in einem 
Verfahren, zu dem der jetzige Spruchrichter die Vorunterſuchung 
geführt hatte.)] An der Erlaſſung des angefochtenen Urteils 
hat der Landgerichtsrat M. teilgenommen, der in einem früheren, 
durch rechtskräftiges Urteil vom 13. November 1909 beendigten 
Strafverfahren gegen die jetzigen Mitangeklagten K. und St. 
und zwei Genoſſen die Vorunterſuchung geführt hatte. Durch 
das jetzt angefochtene Urteil iſt die Tat des K., die den Gegen⸗ 
ſtand des derzeitigen Strafverfahrens bildet, als die nämliche 
erklärt worden, wegen deren K. bereits in dem früheren Ver⸗ 
ſahren zu Strafe verurteilt worden war, und es iſt demzufolge 
die neuerliche Strafverfolgung gegen K. für unzuläſſig erklärt 
worden. Der Angeklagte St. iſt im früheren Verfahren der 
Begünſtigung des damaligen Mitangeklagten Z., der mit K. 
gemeinſchaftlich gehandelt hatte, beſchuldigt geweſen und iſt da⸗ 
mals von dieſer Anklage freigeſprochen worden. In dem jetzigen 
Verfahren iſt ihm gemeinſchaftliches Handeln mit K. und Ge- 
noſſen, zu denen auch Z. zu zählen ift, zur Laſt gelegt; er iſt 
auch in dieſer Beziehung nunmehr freigeſprochen worden. Bei 
dieſer Sachlage iſt die Reviſion des Staatsanwalts wegen Ver⸗ 
letzung des 5 23 Abſ. 2 StPO. begründet. Nach dieſer Geſetzes⸗ 
ſtelle darf der Unterſuchungsrichter in denjenigen Sachen, in 
welchen er die Vorunterſuchung geführt hat, nicht Mitglied des 
erkennenden Gerichts ſein. Unter „Sache“ iſt hier dasſelbe 
gemeint, wie mit dem ſonſt im Geſetz gebrauchten Ausdruck 
„Strafſache“, und hierunter iſt zunächſt jedes Verfahren zu ver⸗ 
ſtehen, welches die ſtrafrechtliche Verfolgung einer Perſon wegen 
einer beſtimmten Tat zum Gegenſtand hat, ſodann aber auch 
im Falle der Verbindung mehrerer Strafſachen das Verfahren 
wegen der verbundenen „Straffälle“ in feiner Geſamtheit (vgl. 
88 2ff., insbeſondere 8 5 StPO.; ROSE. 17, 173). Das 
gegenwärtige Verfahren iſt nun allerdings rein förmlich be 
trachtet, ein anderes als das frühere und es iſt die dem jetzigen 
Hauptverfahren vorausgegangene Vorunterſuchung nicht von dem 
Landgerichtsrat M., ſondern von einem anderen Richter geführt 
worden. Allein ſeinem inneren Weſen nach iſt das jetzige Ver⸗ 
fahren, ſoweit es ſich um die Strafverfolgung des K. und des 
St. handelt, dasſelbe wie das frühere; die „Strafſache“ iſt 
inſoweit hier wie dort, die nämliche. Bei K. iſt das ohne 
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weiteres klar, aber auch bei St. trifft das zu, da die ihm früher 
zur Laſt gelegte Begünſtigung ſich auf die gleiche Tat bezogen 
haben ſollte, hinſichtlich deren er nun als Mittäter angeklagt 
iſt. Es wäre auch gegen ihn die neuerliche Strafverfolgung 
als unzuläſſig zu erklären geweſen (RGSt. 44, 28; 30, 31 u. a.). 
Bei dieſer teilweiſen ſachlichen Gleichheit des früheren und 
des jetzigen Verfahrens muß trotz deren förmlicher Verſchiedenheit 
nach Sinn und Zweck des § 23 Abſ. 2 StPO. angenommen 
werden, daß zwiſchen der früheren und der jetzigen Strafſache 
hinſichtlich der Anwendung dieſer Geſetzesſtelle ein Unterſchied 
nicht zu machen, vielmehr die frühere Vorunterſuchung der 
neuerlichen gleichzuſtellen und in gleichem Sinne, wie dieſe, zum 
jetzigen Hauptverfahren in Bezug zu bringen iſt. Aus der durch 
die Verbindung der verſchiedenen Strafſachen geſchaffenen Ein— 
heitlichkeit des gegenwärtigen Verfahrens ergibt ſich dann weiter 
mit Notwendigkeit, daß der frühere Unterſuchungsrichter nicht 
nur in der Richtung gegen K. und St., ſondern auch gegen 
deren jetzige Mitangeklagte kraft Geſetzes von der Ausübung 
des Richteramts ausgeſchloſſen war und daher das Urteil gegen 
ſämtliche Angeklagte der Aufhebung unterliegen muß. (8 377 
Nr. 2 SPD.) Urt. d. I. Sen. v. 16. Dez. 1912 (955/12). 
48. 8 28 Abſ. 2 StPO.] Zu Unrecht macht der An 
geklagte geltend, durch die Verwerfung feines Unzuſtändigkeits⸗ 
antrages ſei das Geſetz verletzt und durch die Ablehnung ſeines 
Vertagungsantrages ſeine Verteidigung unzuläſſig beſchränkt 
worden. Zuſtändig im eigentlichen, prozeßrechtlichen Sinne 
gemäß SS 3 ff. und 7 ff. StPO. war im vorliegenden Falle, 
wie auch der Angeklagte nicht beſtreitet, das LG. Stuttgart 
in ſeinen drei Strafkammern. Welcher unter dieſen Kammern 
die Aburteilung des Angeklagten zufiel, das zu beſtimmen war 
Sache der innern dienſtlichen Anordnungen über die Verteilung 
der Geſchäfte. Ein geſetzliches Hindernis, daß dies durch die 
II. Strafkammer, die das Hauptverfahren eröffnet hatte, nicht 
hätte geſchehen dürfen, beſteht nicht. Das geht aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 28 Abſ. 3 StPO. klar hervor. Wäre es 
grundſätzlich ausgeſchloſſen, daß die das Hauptverfahren er⸗ 
öffnende Strafkammer ſich auch mit der Aburteilung der Sache 
befaſſe, ſo hätte es nicht erſt des dort ausgeſprochenen Verbots 
bedurft, daß mehr als zwei von den Richtern, die bei der Ent⸗ 
ſcheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens mitgewirkt 
haben, und namentlich der Richter, der Bericht über den Antrag 
der Staatsanwaltſchaft erſtattet hatte, an dem Hauptverfahren 
vor der Strafkammer teilnehmen. Landgerichte mit nur einer 
Strafkammer, wie ſie vielfach in Deutſchland beſtehen, würden 
nach der Anſicht des Angeklagten dem Geſetz zuwider ein⸗ 
gerichtet ſein. Nach dem Vorgetragenen konnte ſich die II. Straf⸗ 
kammer des LG. Stuttgart angeſichts des Präſidialbeſchluſſes 
vom 14. Dezember 1911, der ſich ſelbſtverſtändlich auch auf 
bereits anhängige Sachen bezog und beziehen konnte, für befugt 
erachten, die Aburteilung des Angeklagten auf Grund des von 
ihr ſelbſt gefaßten Eröffnungsbeſchluſſes zu übernehmen. Ein 
Verſtoß gegen die Vorſchriften der 88 59, 62, 63 GG. wäre 
ſelbſt dann nicht gegeben, wenn ſie den für das Jahr 1911 
geltenden Geſchäftsverteilungsplan und den dieſen ergänzenden 
Präſidialbeſchluß vom 14. Dezember 1911 unrichtig ausgelegt 
hätte. Beide Anweiſungen ſtellen keine Normen im Sinne des 
§ 376 StPO. dar. Urt. d. I. Sen. v. 12. Juli 1913 (380/13). 


42. Jahrgang. 
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49. 5 44 SPD. Verſchuldete Unkenntnis der Urteils: 
zuſtellung.] Der Angeklagte mußte damit rechnen, daß ihm die 
Urteilsausfertigung zugeſtellt wurde. Wollte er verreiſen, ſo 
war es ſeine Sache, dafür beſonders zu ſorgen, daß das Urteil, 
wenn es in ſeiner Abweſenheit ihm auf dem Wege der Erſatz⸗ 
zuſtellung zugeſtellt wurde, auch alsbald ſicher in ſeine oder 
ſeines Verteidigers Hände gelangte und daß dann rechtzeitig 
die Reviſion begründet wurde. Er durfte ſich keineswegs, wenn 
er verreiſte, damit begnügen, zu hoffen, daß ſeine Angehörigen 
oder ſeine Dienſtmagd auch ohne ſolche beſondere Vorſorge ihm 
das Urteil zukommen laſſen würden. Unterließ er alſo dieſe 
beſondere Vorſorge, ſo war er nicht ohne eigene Schuld daran, 
daß er das Urteil nicht erhielt und die Friſt verſäumte, wenn 
ſeine Angehörigen und Angeſtellten das Schriftſtück bis zu ſeiner 
Rückkehr und darüber hinaus liegen ließen. Durch die eides 
ſtattliche Verſicherung der Dienſtmagd des Angeklagten, „ſie 
habe nach ſeiner Rückkehr vergeſſen, ihm den Brief zu über 
geben oder von der Zuſtellung Mitteilung zu machen“, iſt 
darum nicht glaubhaft gemacht, daß der Angeklagte, der gar 
nicht behauptet, ſich auch nur bei ſeiner Rückkehr vergeblich 
nach dem Urteil erkundigt zu haben, von der Zuſtellung ohne 
jein Verſchulden keine Kenntnis erlangt hat und durch uns 
abwendbaren Zufall an der Einhaltung der Friſt verhindert 
worden iſt. Beſchl. d. V. Sen. v. 29. April 1913 (40/13). 

50. 5 253 StpO.] Geſtändnis im Sinne dieſer Be⸗ 
ſtimmung iſt nicht nur ein förmliches Schuldbekenntnis, ſondern 
auch das Zugeſtändnis ſolcher Tatſachen, aus denen die Schuld 
des Angeklagten gefolgert werden kann. RGRſpr. 6, 554 
(555); RGSt. 45, 196 (197). Zum Beweiſe dafür, daß 
ſolche Erklärungen vom Angeklagten abgegeben worden ſind, 
iſt, wie der Zuſammenhalt des Protokolls und der Urteils⸗ 
gründe ergibt, das Protokoll verleſen worden. Dagegen 
kann daraus, daß aus dem Sitzungsprotokoll der Zweck 
der Verleſung nicht hervorgeht, nichts gefolgert werden, weil 
nach §S 254 StPO. mangels eines darauf gerichteten Antrags 
der Grund der Verleſung nicht angegeben zu werden brauchte. 
Allerdings hat der Angeklagte die Erklärungen, die in dem 
Protokoll vom 17. Februar 1912 beurkundet worden ſind, 
nicht in der Eigenſchaft als Angeklagter abgegeben. Das wird 
aber in § 253 Stqd. nicht verlangt. Danach iſt vielmehr 
nur nötig, daß die Erklärung von demjenigen abgegeben iſt, 
der in dem Verfahren, in dem die Verleſung erfolgte, An⸗ 
geklagter iſt; gleichgültig iſt aber, ob er ſie in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft oder als Zeuge, ob er ſie im gegenwärtigen Verfahren 
oder in einem anderen Verfahren abgegeben hat, und ob das 
andere Verfahren ein Strafprozeß, ein Zivilprozeß oder ein 
Diſziplinarverfahren geweſen it. RGRſpr. 4, 427; 5, 410; 
. 8 174; 20, 23 (25). GolldArch. 54, 290. Urteil 
Ne IS. gegen R. vom 25. Mai 1903 D 1110/03 
Recht Bd. 7 S. 320 Nr. 1793). Das in Rede ſtehende 
Protokoll iſt nun nicht, wie die in dieſen Entſcheidungen er⸗ 
eu, in ſtreitiger Gerichtsbarkeit, ſondern in freiwilliger 
e vom Vormundſchaftsrichter, aufgenommen. Aber 
3 253 StcßO. ſpricht nur von richterlichen Protokollen 
ſchlechthin, und das Protokoll des Vormundſchaftsrichters ift 
ein richterliches Protokoll, wenn auch das Vormundſchaftsgericht 
nicht zu den ordentlichen Gerichten im Sinne des 8 13 GVG. 


st) 
gehört. Es liegt auch kein innerer Grund vor, es anders zu 
bewerten, als das des Prozeßrichters. Beruht 5 253 SEKO. 
auf dem Mißtrauen, das man namentlich polizeilichen Pro 
tokollen entgegenbrachte wegen des Verdachts, daß die darin 
beurkundeten Erklärungen unter dem Druck unzuläſſiger Be⸗ 
einfluſſung abgegeben ſeien, und ließ man die Verleſung richter⸗ 
licher Protokolle zu, weil ihnen gegenüber ſolcher Verdacht 
nicht beſtand und angenommen wurde, daß die darin wieder⸗ 
gegebenen Erklärungen richtig beurkundet ſeien (RGSt. 24, 94 
(95); Goltd Arch. 54, 290), ſo trifft das, was zur Zulaſſung 
der Verleſung richterlicher Protokolle überhaupt geführt hat, 
auch für die Protokolle des Vormundſchaftsrichters zu. Denn 
Vormundſchaftsrichter iſt der Amtsrichter, dem die die Un 
abhängigkeit des Richteramts gewährleiſtenden Rechte ebenſo 
zuſtehen, wie dem Richter der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, und 
dem gerade auf dem Gebiete der Beurkundung eine umfang⸗ 
reiche Tätigkeit zugewieſen iſt. Ob mit dem Urteil des RG. 
(Goltd Arch. 38, 187) anzunehmen iſt, daß nur ſolche Protokolle 
verleſen werden dürfen, die den 88 166, 185, 186 StPO. 
entſprechen, und ob das auch für Protokolle des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gilt, kann dahingeſtellt bleiben, weil im vorliegenden 
Falle dieſen Beſtimmungen genügt iſt. Urt. d. I. Sen. v. 
13. Jan. 1913 (1102/12). 

51. 8 340 StPO. Wegfall der geſetzlichen Vertretung 
nach Begründung der Reviſion.] Der Antragfteller war als 
geſetzlicher Vertreter des minderjährigen Angeklagten berechtigt, 
ſelbſtändig von der Reviſion Gebrauch zu machen. Inzwiſchen 
hat der Angeklagte die Volljährigkeit erreicht. Damit iſt die 
elterliche Gewalt des Vaters des Angeklagten beendigt, ſein 
Recht, die Reviſion zugunſten des Angeklagten zu betreiben, 
iſt zugleich mit der Befugnis der geſetzlichen Vertretung weg⸗ 
gefallen (RGSt. 42, 342). Der Betrieb des Rechtsmittels iſt 
nicht beendet mit der Anbringung der Reviſionsanträge. Dem 
Beſchwerdeführer ſteht es frei, auch zu ſpäterer Zeit das Rechts⸗ 
mittel nach Vorſchrift der 88 344, 345 StPO. zurückzunehmen. 
Solange dies nicht geſchehen oder eine Entſcheidung über die 
Reviſion nicht ergangen iſt, wird von dem Rechtsmittel durch 
den Beſchwerdeführer Gebrauch gemacht. Im gegenwärtigen 
Falle hat die Reviſion ſeit dem 14. Februar 1913 keinen 
Träger mehr; damit iſt die Annahme einer Fortdauer ihres 
rechtlichen Beſtandes unvereinbar. Es kann keine ſachliche Ent⸗ 
ſcheidung getroffen, ſondern nur ausgeſprochen werden, daß der 
weitere Betrieb des Rechtsmittels mit dem Wegfall einer dazu 
begrifflich notwendigen Vorausſetzung unmöglich geworden, das 
Rechtsmittel jetzt nicht mehr zuläſſig ſei. Urt. d. II. Sen. 
v. 6. Mai 1913 (172/13). 

52. 8 385 StPO. Anbringung der Reviſionsanträge 
(Befugnis zur Entgegennahine).] Die StPO. ſchreibt zwar 
vor, daß die Reviſionsanträge und deren Begründung bei dem 
Gericht anzubringen ſind, deſſen Urteil angefochten wird. 
Weder ſie noch ſonſtige Reichsjuſtizgeſetze enthalten aber eine 
Vorſchrift darüber, wer hierbei das Gericht zu vertreten hat. 
Die hierauf bezügliche Beſtimmung iſt vielmehr mit der Ein⸗ 
richtung der Gerichte den nach Landesrecht zuſtändigen Be⸗ 
hörden überlaſſen. Die einſchlägigen Vorſchriften hat für Preußen 
der Juſtizminiſter, als oberſte Juſtizverwaltungsſtelle, in der 
Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreibereien der LG. vom 
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22. Oktober 1906 gegeben (JBl. S. 392). Dort iſt vor⸗ 
geſchrieben, daß Sendungen an das Gericht, welche, wie es 
hier erſichtlich der Fall war, offen eingehen, der Gerichts⸗ 
ſchreiber der in der Aufſchrift bezeichneten Abteilung, hier alſo 
der II. Strafkammer des genannten LG., in Empfang zu 
nehmen und mit dem Eingangsvermerk zu verſehen hat ($ 5 
Abſ. 2 a. a. O. und Abſ. 4 in der Faſſung vom 29. Januar 1910 

IMBl. S. 20). Irgendein Mitglied der erkennenden Straf⸗ 
kammer iſt hiernach zur Empfangnahme nicht berufen. Dies 
letztere würde gegenüber der Vorſchrift in 8 5 Mbf. 1 daſelbſt 
auch gelten, wenn etwa anzunehmen wäre, daß die Sendung — 
der Reviſionsſchrift — verſchloſſen eingegangen war. Zwar 
kann der Präſident des LG. gemäß 8 5 Abſ. 3 nach dem ört⸗ 
lichen Bedürfnis abweichende Vorſchriften erlaſſen. Wie weit ſich 
feine Befugnis danach erſtrecken würde, braucht hier nicht unter- 
ſucht zu werden. Jedenfalls iſt von ihm eine Vorſchrift, wonach 
auch das jüngſte Kammermitglied zur Empfangnahme ermächtigt 
fein ſoll, nicht erlaſſen worden. Der Antragſteller hat ſelbſt 
den Erlaß einer ſolchen Vorſchrift nicht behauptet. Die be⸗ 
ſchließende Strafkammer aber, die mit den örtlichen Ein⸗ 
richtungen des Gerichts ohne Frage vertraut iſt, hat den Erlaß 
verneint, indem ſie im Beſchluſſe übereinſtimmend mit der durch 
die Geſchäftsordnung vorgeſchriebenen Regel erklärte, daß die 
Einreichung bei einem Mitgliede der Strafkammer nicht genüge. 
Beſchl. d. V. Sen. v. 6. Juni 1913 (55/13). 

53. 55 443 flg. SED. Umfang der Schadenerſatzpſlicht 
(Aufwendung zum Zweck des Schadennachweiſes).] Bei Be- 
rechnung des durch die 44 Aufführungen entgangenen Gewinnes 
brauchte nicht die jährliche Geſamtvergütung, durfte vielmehr 
nach freiem Ermeſſen die Eiuzelvergütung zugrunde gelegt 
werden. Außerdem find als Buße 20 x 5 & zugebilligt, weil 
die Tonſetzergenoſſenſchaft zu der Feſtſtellung der widerrechtlichen 
Aufführungen an 20 Abenden die Konzerte habe beobachten 
laſſen und dem Beobachter je 5 % für Zeitaufwand und 
Ausgaben bezahlt habe. Die Gewährung dieſes Schadenerſatzes 
iſt rechtlich nicht zu beanſtanden. Zum Schaden durften auch 
diejenigen Aufwendungen gerechnet werden, die dazu dienten, 
das ſchadenerzeugende Ereignis zu beweiſen. Urt. d. II. Sen. 
v. 20. Mai 1913 (173/13). 


Literaturbeſprechungen. 


Dr. jur. Delius, Kammergerichtsrat: Das öffentliche Vereins- 
und Verſammluugsrecht nuter beſonderer Berückſichtigung 
des preußiſchen Rechtes. Fünfte, verbeſſerte und weſentlich 
vermehrte Auflage. Heymanns Taſchengeſetzſammlung, Nr. 6. 
Berlin, Carl Heymanns Verlag, 1912. XII, 461 Seiten. 
Geb. 4. 

Der ſchwierigen Aufgabe einer überſichtlichen Darſtellung des 
Vereins⸗ und Verſammlungsrechts mit ſeiner Fülle von Streitfragen 
und ſeiner reichen Literatur und Rechtſprechung iſt Delius auch in 
der neueſten Ausgabe des vorliegenden Werkes mit großem Geſchick 
gerecht geworden. Ausgeſchieden iſt in der neuen Auflage das private 
Vereinsrecht, da andernfalls das Werk zu umfangreich geworden ſein 
würde. 

Man wird Delius beiſtimmen muſſen, wenn er im Vorwort 
des Buches ausführt, daß eine Novelle zum Vereinsgeſetz wohl kaum 
vermeidlich erſcheine, und zur Begründung hierfür beuterkt: Recht⸗ 


Vochenſchrift. 


J 18. 1913. 


ſprechung und Literatur zu dem Reichsvereinsgeſetze, welches nicht 
gerade glücklich gefaßt iſt und als ſog. Blockgeſetz weſentlich auf 
Kompromiſſen beruht, iſt erheblich angewachſen. Die ordentlichen 
Gerichte und die Verwaltungsgerichte haben widerſprechende Ent⸗ 
ſcheidungen gefällt. Das Reichsgericht als Hüter der Rechtseinheit 
in Strafſachen kommt nur verhältnismäßig ſelten in Tätigkeit; die 
zahlreichen Oberlandesgerichte ſind regelmäßig die Gerichte letzter 
Inſtanz. Für Preußen vermißt man ſehr die Rechtſprechung des 
Kammergerichts, welches früher allein zuſtändig war und Streitfragen 
des preußiſchen Vereinsrechts in zufriedenſtellender Weiſe erledigte. 
Dazu kommt, daß die Ausſführungsbeſtimmungen der deutſchen 
Bundesſtaaten, welche das Reichsgeſetz leider zugelaſſen hat, einen 
recht buntſcheckigen Rechtszuſtand herbeigeführt haben. 
Dittenberger. 


Dr. Hans Stölzle, Rechtsanwalt in Kempten: Viehkauf 
(Viehgewährſchaft) nach dem BGB. unter Berückſichtigung 
des ausländiſchen Rechtes. Mit Einleitung, Erläuterungen 
und Sachregiſter. Guttentagſche Sammlung deutſcher Reichs- 
geſetze, Nr. 50. Fünfte, vermehrte und weſentlich verbeſſerte 
Auflage. Berlin, J. Guttentag, 1913. 557 Seiten. 

Die Stölzleſche Darſtellung des Rechts des Viehkaufs iſt im 
Jahre 1899 zum erſten Male erſchienen und hat es jetzt ſchon zur 
fünften Auflage gebracht, was ein deutlicher Beweis für den Wert 
und die praktiſche Brauchbarkeit des kleinen Handbuchs fein dürfte. 
Auch in der neuen nicht unweſentlich erweiterten Auflage ſind Lite⸗ 
ratur und Nechtſprechung in, man kann wohl ſagen, erſchöpfender 
Weiſe berückſichtigt und verarbeitet, ſo daß das Werk bei keiner 
der zahlreichen Einzelfragen dieſes Sonderrechts im Stich laſſen 
dürfte. Die Anlage des Buches iſt unverändert. Dem von Stölzle 
bearbeiteten rechtswiſſenſchaftlichen Hauptteile ſind die von Weißkopf 
ſtammenden tierärztlichen Erläuterungen angefügt, an die ſich eine 
Überſicht über die außerdeutſchen Gewährſchaftsrechte anſchließt. Ein 
ſorgfältig bearbeitetes Sachregiſter erleichtert die Benutzung des 
Buches. Dem bei der Beſprechung der letzten Auflage an dieſer 
Stelle (JW. 12, 435 f.) geäußerten Wunſch nach einer Vergrößerung 
des Formates des im Laufe der Jahre ſtark angeſchwollenen Werkes 
hat die Verlagsbuchhandlung in dankenswerter Weiſe Rechnung ge⸗ 
tragen. Dittenberger. 


Das Gerichtsweſen des Deutſchen Reichs. Sonderdruck aus 
„Meyers Orts- und Verkehrs⸗Lexikon des Deutſchen Reichs“. 
Leipzig⸗Wien, Bibliographiſches Inſtitut, 1913. 28 S. mit 
Karte. 0,75 WM. 

Der vorliegende Sonderdruck enthält eine ſehr brauchbare Über: 
ſicht über die Gerichtsorganiſation des Reiches, nämlich: die Gerichte, 
geordnet nach Oberlandes⸗ und Landgerichtsbezirken, die Amtsgerichte 
mit den zuſtändigen Obergerichten und Gerichtstagen, die Gerichts⸗ 
und Forſtgerichtstagsorte, die Schutzgebietsgerichte, und ſchließlich 
eine kurze ÜUberſicht über Gerichtsverfaſſung und Gerichtskoſten. Dem 
Heft iſt eine ſehr hübſche Karte der Gerichtseinteilung im Deutſchen 
Reich beigefügt. Dittenberger. 


Neue Bücher. 


Mitgeteilt von Dr. Dittenberger. 


I. Selbſtändige Werke. 
Deutſche Inſtizſtatiſtik. Bearbeitet im Reichs⸗Juſtizamte. 
16. Jahrg. Berlin, Puttkammer & Mühlbrecht, 1913. Geb. 10,00 . 
Rechtsanwaltsordnung vom 1. Juli 1878 in der Faffung 
vom 22. Mai 1910. 5., bis 1913 ergänzte Auflage. Textausgabe 


42. Jahrgang. 
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mit Einleitung, Kernworten und alphabetiſchem Sachregiſter. Deutſche 
Reichsgeſetze in Einzelabdrucken, herausgegeben von Gareis, Nr. 93, 94. 
Gießen, E. Roth, 1913. 0,40 WM. 

Ebert, E.: Das amtsgerichtliche Dezernat. Beiſpiele und 
Verfügungs⸗Entwürfe für die geſamte amtsrichterliche Tätigkeit unter 
Anführung der einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen. 10., vermehrte 
und verbeſſerte Auflage. Breslau, M. & H. Marcus, 1913. XVIII, 
696 S. Geb. 12,80 . 

Mothes, R.: Das Recht an Schrift⸗ und Kunſtwerken. (Aus 
Natur und Geiſteswelt, Bd. 435.) Leipzig, B. G. Teubner, 1913. 
I, 138 S. 1,00, geb. 1,20 . 

Eltzbacher, Paul: Großberliner 
F. Vahlen, 1913. 79 S. 0,90 M. 

Hager, P., und Bruck, E.: Reichsgeſetz über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag nebſt dem dazu gehörigen Einführungsgeſetze. 
Vom 30. Mai 1908. 3., neubearbeitete Auflage. Guttentags 
Sammlung deutſcher Reichsgeſetze, neue Auflage, Nr. 83. Berlin, 
J. Guttentag, 1913. 438 S. Geb. 6,00 . 

Stein, Friedrich: Die Zivilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich. Erläutert. 11., unveränderte Auflage des von L. Gaupp 
begründeten Kommentars. 1. Band. Tübingen, J. C. B. Mohr, 
1913. XXIV, 1092 S. 22,00, geb. 25,00 . 

Monitor: Der Eid im Zivilprozeſt. Breslau, M. & H. Marcus, 
1913. 35 S. 0,80 . 

Rittmann, Otto: Der Wert des Streitgegenſtandes. 
Syſtematiſche Darſtellung der für die Ermittelung des Wertes des 
Streitgegenſtandes maßgebenden Vorſchriften und Grundſätze. 3. Auf⸗ 
lage. Straßburg, Straßburger Verlagsanſtalt, 1913. VIII, 531 S. 
10,00, geb. 10,75 . 

Juternationale Rechtsverfolgung. Verhandlungen der Inter⸗ 
nationalen Juriſtiſchen Konferenz 9. bis 11. Februar 1913 im Hauſe 
des Berliner Anwaltvereins. Berlin, C. Heymann, 1913. III, 
176 S. 3,00 A. 

Simson, P.: Preußiſches Gerichtskoſtengeſetz vom 25. Juli 
1910 in der Faſſung der Bekauntmachung vom 6. Auguſt 1910. 
Textausgabe mit Anmerkungen, Koſtentabellen und Sachregiſter. 
7. Auflage. Guttentags Sammlung preußiſcher Geſetze, Nr. 17 
Berlin, J. Guttentag, 1913. 401 S. Geb. 4,00 . 


Beushauſen, W.: Gebührenordnung für Notare vom 
25. Juli 1910. Nebſt den für die Notare in Betracht kommenden 
Beſtimmungen des preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Erläutert durch 
die Rechtſprechung, mit Beiſpielen und Koſtentabellen. Berlin, 
Dr. Frensdorf, 1913. 124 S. Geb. 2,50 . 

Baumgarten, Arthur: Der Aufban der Verbrechenslehre. 
Zugleich ein Beitrag zur Lehre vom Strafrechtsverhältnis. Tübingen, 
J. C. B. Mohr, 1913. XVI, 274 S. 8,00 AJ. 


Mietverträge. Berlin, 


II. Aus den Zeitſchriſten. 


Annalen des Deutſchen Reichs für Geſetzgebung, Verwaltung 
und Volkswirtſchaft. 46. Jahrg., Nr. 8. 
Diepenhorſt: Eine wirtſchaftliche Betrachtung zum deutſch⸗engliſchen 
e Zeiler: Zur Geſtaltung des Verhältniswahlverfahrens. 
a { Schelhorn: Die allgemeine Hinterbliebenenverſicherung der 
hichsverſicherungsordnung im Lichte der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung; ihre Vorläufer und deren Eingliederung in die Reichs⸗ 
verſicherungsordnung (Schluß). Vanderſee: Die Unternehmer⸗ 
verbände in der Deutſchen Privatverſicherung (Forts.). 
Bank⸗Archiv. XII. Jahrg., Nr. 24 
Leist: Der handelsrechtliche Gewinnbegriff in der Bilanz der Aktien⸗ 
geſellſchaft und die Gewinnanteilberechnung nach den 88 237 und 


245 HGB. Merckens: Sicherſtellung des Bankkredits durch Ver⸗ 
einbarung der Verantwortlichkeit von Einlagen. 

Das Recht. XVII. Jahrg., Nr. 18. 

Meyerowitz: Die Umfrage der Vereinigung Rheiniſch⸗Weſtfäliſcher 
Rechtsanwälte. Mansfeld: Zur Geltendmachung von Willens⸗ 
mängeln gegenüber gutgläubigen Wechſelerwerbern. Craſemann: 
Fragen aus der Zwangsvollſtreckung. 

Deutſche Juriſten⸗Zeitung. XVIII. Jahrg., Nr. 19. 

Ebermayer: Die Beſchlüſſe der Strafrechtskommiſſion. XVII. 
Brand: Die Reformbedürftigkeit des preußiſchen Beamtenrechts. 
Bamberger: Für das Erbrecht des Reiches. Dürr: Straſrechtliche 
Neuerungen. Greiff: Die Novelle zum Reichsſtempelgeſetz vom 
3. Juni 1913. 

Deutſche Richterzeitung. V. Jahrg., Nr. 17. 

Marſchall: Über das Privatklageverfahren und feine Koflen. 
Mayer: Zur Koſtenfrage in Privatklageſachen. Mangler: Das 
Schuldeneinziehungsiveſen der Geſchäftswelt in der Praxis. Spohr: 
Prozeßkoſtenreform. 

Deutſche Wirtſchafts⸗ Zeitung. IX. Jahrg., Nr. 19. 
Schleſinger: Über wiſſenſchaftliche Betriebsleitung. 
Entwicklung des Zollweſens. 

Geſetz und Recht. 15. Jahrg., Heft 1. 
Hauptmann: Der Schutz der Stadtwappen. 
hafte Kundenwerbung. 

Gewerbe⸗ und Kaufmannsgericht. 
Landsberger: Von den Beiſitzern. 

Leipziger Zeitſchrift für Handels⸗, Konkurs⸗ und Verſicherungs⸗ 

recht. VII. Jahrg., Nr. 9. 
Kohler: Der Fünfzehnhundertmark⸗Vertrag. Berker: Zur Frage der 
Sittenwidrigkeit des Fünfzehnhundertmark⸗Vertrags. Stolzeuthaler: 
Die Rechtswirkſamkeit der Zuwendung von Gehaltsteilen an 
Familienangehörige des Angeſtellten zum Nachteil von Gläubigern. 

Markenſchutz und Wettbewerb. XII. Jahrg., Nr. 12. 

Katz: Die Bedeutung des Warenzeichengeſetzentwurfs für das 
Weltmarkenrecht. Finger: Bemerkungen zum vorläufigen Entwurf 
eines Warenzeichengeſetzes. Magnus: Betrachtungen zu dem Ent: 
wurfe des Warenzeichengeſetzes. Leuckfeld: Der neue Warenzeichen⸗ 
Geſetzentwurf. Cantor: Zur Reform des Gebrauchsmuſtergeſetzes. 
Kohler: Lizenz mit Preisfixierung. Gülland: Die Spezialiſierung 
der Gerichte. 

Mitteilungen für Amtsgerichtsauwälte. 4. Jahrg., Nr. 7, 8. 
Pfahler: Was erwartet die Amtsgerichtsanwaltſchaft vom Breslauer 
Anwaltstag? Pierner: Rechtſprechung des Ehrengerichtshofs für 
deutſche Rechtsanwälte zu §§ 28, 62 RAD. Pfahler: Die Er⸗ 
mittlung der Wahrheit im Zivilprozeß (Schluß). 

Süchſiſches Archiv für Rechtspflege. 8. Jahrg., Nr. 17, 18, 19. 
Joſef: Das Beſchwerderecht des Vorbeſitzers und der Aufſichts⸗ 
behörde in Grundbuchſachen. Grüllich: Das Verfahren vor dem 
Schöffengerichte nach vorangegangener polizeilicher Straſverfügung. 
Kretzſchmar: Zuſammentreſfen von Hypothek und Nießbrauch. 

Zeitſchrift des Internationalen Auwalt⸗Verbandes. 11. Jahrg., 

e e 
Horn: Die Rechtslage der ausländiſchen juriſtiſchen Perſonen in 
Frankreich (Fortſ.). Utzinger: Zur Vollſtreckung ausländiſcher 
Zivilurteile in der Schweiz. Möller: Dänemark; Vollſtreckung 
ausländiſcher Urteile. Staatsrecht und Länderrecht. Scherer: 


Zadow: Die 


Ebner: Schwindel⸗ 


19. Jahrg., Nr. 1. 


Das internationale Privatrecht (Fortſ.). Das künftige inter⸗ 
nationale Wechſelrecht (Fortſ.). 
Zeitſchrift für Rechtspflege im Herzogtum Brauuſchweig. 


I. X. Jahrg., Nr. 9, 10. 
Trieps: Die Forſtgrundqualität nach braunſchweigiſchem Rechte 


(Fortſ.. 
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Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 9. Jahrg., Nr. 18. 
Krückmann: Die Wollensbedingung. Zeiler: Grenzſtreit, Meſſungs⸗ 
anerkennung und Grenzvereinbarung. v. Liebig: Zu den Voraus⸗ 
ſetzungen der Eheſcheidung wegen Geiſteskrankheit. 

Zentralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit, 

Zwangsverſteigerung. Jahrg. 14, Heſt 5, 6. 
Hörle: Die Haftung für die Wertzuwachsſteuer bei freiwilligen 
Veräußerungen. Schutz gegen die Haftung aus Zwiſchengeſchäften. 
Rodewald: Über Verteilung der Maſſe in der Zwangsverwaltung. 


Notariat und 


Wie kann der Prozeßbeuollmächtigte die Haftung für 
den Vollmachtsſtempel vermeiden? Nach § 13 d PrStempft. 
haftet der „Inhaber oder Vorzeiger“ der Vollmacht neben dem Ausſteller 
für den Vollmachtsſtempel. Es fragt ſich daher, ob in allen Fällen 
der Einreichung einer Vollmachtsurkunde zu den Gerichtsakten der 
Anwalt als Inhaber oder Vorzeiger derſelben anzuſehen iſt. Nach 
$ 167 BGB. kann die Erteilung einer Vollmacht auf zweierlei Art 
und Weiſe erfolgen, nämlich N 

J. durch Erklärung gegenüber dem zu Bevollmächtigenden, 

2. durch Erklärung gegenüber dem Dritten, demgegenüber die 
Vertretung ſtattfinden ſoll (bei Prozeßbevollmächtigten alſo 
gegenüber dem Gericht). 

Nur in dem erſteren Falle, wenn die Erteilung der Vollmacht durch 
Erklärung gegenüber dem zu Vevollmächtigenden erfolgte und dieſer 
die Vollmachtsurkunde zu feiner Legitimation durch Vorzeigung benutzt 
(zw. zu ſeiner Legitimation ſelbſt dem Gerichte einreicht), iſt er 
ſelbſt Inhaber oder Vorzeiger der Urkunde, nicht jedoch, wenn die zu 
vertretende Partei den zweiten Weg wählt und ihrerſeits die Voll⸗ 
macht demgegenüber erklärt, demgegenüber die Vertretung ſtattfinden 
ſoll, alſo gegenüber dem Gericht. In letzterem Falle hat der Ver⸗ 
treter ſelbſt nichts mit der Vollmachtsurkunde als ſolcher zu tun, er 
iſt niemals Inhaber oder Vorzeiger derſelben, wird dieſes auch nicht 
dadurch, daß er ſich mündlich oder ſchriftlich auf die gemäß 8 167 
Abſ. 1 Satz 2 BGB. von der Partei ſelbſt zu den Gerichtsakten über⸗ 
reichte Vollmacht bezieht (vgl. die Entſcheidung des Kammergerichts 
vom 25. Februar 1910, Bd. 40 S. 375, in welcher die Haftung des 
Bevollmächtigten für den Vollmachtsſtempel ſogar für den Fall ver⸗ 
neint wird, daß er ſelbſt als Bote des Vollmachtgebers die Urkunde 
dem Gericht überbracht hat; vgl. im übrigen auch Entſcheidung des 
Kammergerichts vom 11. Juli 1898 bei Heinitz, Kommentar zum 
PrStempſtG. Nr. 5 zu Tarifſt. 73). 

Ich verwende auf Grund dieſer Entſcheidungen in Zivil und 
Strafſachen normale Vollmachtsformulare, auf deren Nückſeite ich 
folgenden Aufdruck habe drucken laſſen: 

„Hierdurch überreiche ich gemäß 8 167 Abſ. 1 Satz 2 
BGB. durch beſonderen Boten die umſeitige Vollmacht zu 
den Gerichtsakten.“ 
Dieſes Formular laſſe ich von der Partei auf beiden Seiten, d. h. ſowohl 
unter dem Anſchreiben als auch unter der Vollmacht, unterzeichnen und 
entweder von der Partei ſelbſt oder durch meinen Lehrling zum 
Gericht bringen (letzterer handelt in dieſem Falle laut Anſchreiben 
als Bote der Partei). Das Landgericht Dortmund hat ſich in mehreren 
Entſcheidungen vom 18. Mai 1913 in Sachen 5 J 1791/12 und vom 
28. Juli 1913 in Sachen 13 D. 165/13 und 12a D. 11/13 dahin aus⸗ 
geſprochen, daß der bevollmächtigte Anwalt aus einer ſolchen 
mit Anſchreiben der Partei ſelbſt (nicht des Anwaltes) ein 
gereichten Vollmachtsurkunde nicht für den Vollmachtsſtempel haftet. 
Auf dieſe Weiſe wird es alſo z. B. auch in Strafſachen möglich, 
den Vorteil einer ſpirklichen Vollmachtsurkunde gegenüber einer bloßen 
Verteidigeranzeige auszunutzen, ohne den Nachteil der perſönlichen 
Haftung für den Vollmachtsſtempel zu übernehmen. 
Rechtsanwalt Dr. Rath, Dortmund. 


Unſtimmiges. In amtsgerichtlichen Sachen find nach $ 7091 
ZPO. auf Antrag Urteile für vorläufig vollſtreckbar zu erklären, 
wenn ſie Streitigkeiten betreffen über vermögensrechtliche Anſprüche 
bis 300 & einſchließlich. Nach der Novelle zum GVG. $ 23 find 
die AG. für Sachen bis 600 % zuſtändig. Nun lag es doch nahe, 
die vorläufige Vollſtreckbarkeit auf die letztere Summe auszudehnen, 
da das Beſtreben dahin ging, das amtsgerichtliche Verfahren zu be 
günſtigen, zumal der Geldwert in der Zeit ſeit 1879 erheblich geſunken 
iſt. Die Folge des jetzigen Zuſtandes iſt, daß im amtsgerichtlichen 
Prozeſſe bei einem Gegenſtand von 600 % der Kläger ſchlechter 
geſtellt ift als im Verfahren bei 300 % vor der Novelle, weil jetzt 
auch nicht letzterer Betrag im Streite befangener 600 / für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt werden kann, ſelbſt wenn die Klagbitte 
ausdrücklich darauf abgeſtellt iſt. 

Die Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit iſt ſomit in 
dieſer Hinſicht ein — Danaergeſchenk. 

Juſtizrat Dr. Bödiker, Münſter i. W. 


Die Bicherungsübereignung von Marenlugern. Gerichts 
aſſeſſor Recken erwidert zu einem Punkte dieſer Frage in IM. 1913, 559 
auf meinen Aufſatz S. 404 ff. Er hält meine Anſicht, das zur Über 
eignung nach § 930 ZBOD. erforderliche Beſitzkonſtitut könne in der 
Vereinbarung eines Angeſtellten verhältniſſes beſtehen, nicht für 
zutreffend. Seine Ausführungen laſſen ſich dahin zuſammenfaſſen: 
Wird ein Angeſtelltenverhältnis verabredet, ſo iſt die Übereignung 
nach § 929 möglich, fie ſetzt aber voraus, daß das Geſchäft auf den 
Namen des Experbers geführt wird. Die Übereignung nach § 930 
iſt dagegen nicht denkbar, da der Angeſtellte (der Übereignende) nicht 
unmittelbarer Beſitzer nach § 868, ſondern nur Beſitzdiener nach 
§ 855 iſt. 

Das erſtere deckt ſich mit der von mir geäußerten Anſicht. Das 
letztere dürfte jedoch nicht richtig ſein. 

Die Beſitzdienerſchaft nach § 855 ſetzt begrifflich voraus, daß der 
die tatſächliche Gewalt Ausübende lediglich ein Werkzeug des Befik- 
herrn iſt und ausſchließlich deſſen Willen zum Ausdruck bringt, daß 
er alſo dieſem gegenüber zum Beſitze nicht berechtigt iſt (vgl. 
Staudinger 7./8. Aufl. 8 855 II 3a; RG. 71, 251). 

Davon wird man aber gerade für den Regelfall der Sicherungs- 
übereignung von Warenlagern nicht ſprechen können. Die Bedeutung 
des Objekts, der Zweck, lediglich den Erwerber zu ſichern, und vor 
allem die Abſicht, die bisherige Stellung des Übereignenden nach 
Möglichkeit (zum mindeſten nach außen hin) unverändert zu laſſen, 
werden wohl ſtets dieſes zum Begriffe der Beſitzdienerſchaft gehörige 
Moment weitgehender ſozialer Abhängigkeit ausſchließen. Dem Über⸗ 
eignenden wird der Natur der Sache nach eine ſo umfaſſende Selb⸗ 
ſtändigkeit eingeräumt ſein, daß eine Abhängigkeit hinſichtlich der Aus: 
übung der tatſächlichen Gewalt nicht in Frage kommt (vgl. auch 
Neumann 6. Aufl. § 855 1a). Dr. E. Melsbach. 


Aus der Praxis. 


Pfändung und Überweilung des täglich 5 Anrk 
überſteigenden Lohnes. 


Im Induſtriebezirk, wo ein großer Teil der Arbeiterbevölkerung 
„geſetzlich eingerichtet“ iſt und ſomit der pfändende Gläubiger in 
erſter Linie auf eine Lohnpfändung angewieſen iſt, wird eine ober- 
landesgerichtliche Entſcheidung vom 22. April 1913 intereffieren, die 
die Pfändung und Überweiſung des täglich 5 % überſteigenden 
Lohnes betrifft. Das LG. Eſſen nahm in ſtändiger Nechtſprechung 
an, daß durch § 850 Abſ. I Ziff. 1 ZPO. und 8 4 Ziff. 4 Lohn. 
nicht beſtimmt würde, daß dem Schuldner unter allen Umſtänden 
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mindeſtens 1500 % jährlich oder mindeſtens 125 % monatlich zu 
belaſſen ſeien, ſondern genehmigte auch Pfändungs⸗ und Überweiſungs⸗ 
beſchlüſſe, nach denen der Arbeitslohn, ſoweit er täglich 5 % über⸗ 
ſtieg, dem Gläubiger überwieſen wurde Dieſe Praxis war ſehr zu 
begrüßen, da ſie es dem Arbeiter verleidete, mit der Arbeit aufzu⸗ 
hören, ſobald er 125 % monatlich verdient hatte. Jetzt hat das 
Och. in einer neueren Entſcheidung dieſe Praxis nicht gebilligt. 

Der Sachverhalt iſt kurz folgender: 

Der Lohn des Schuldners war, ſoweit er 5 .% Arbeitslohn 
täglich überſteigt, gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung 
überwieſen worden. Hiergegen wandte ſich der Schuldner, indem er 
geltend machte, daß er für ſeine Familie von 9 Köpfen mindeſtens 
165 , monatlich brauche. Das AG. Gelſenkirchen hat die Pfändung 
und Überweiſung des täglich 5 % überſteigenden Lohnes beſtehen 
laſſen, jedoch mit der Maßgabe, daß dem Schuldner 
monatlich ein Betrag von 125 , vom Lohne belaſſen 
bleiben müſſe. 


Auf die Beſchwerde des Gläubigers hat das LG. Eſſen dahin 
entſchieden, daß der Beſchluß in der urfprünglichen Form, ſoweit 
der Lohn täglich 5 , überſteigt, beſtehen bleiben müſſe. Das LG. 
führt aus, daß durch die geſetzlichen Beſtimmungen ($ 850 Abſ. I 
Ziff. 1 ZPO. und § 4 Ziff. 4 Lohn BG.) nicht beſtimmt ſei, daß 
dem Schuldner unter allen Umſtänden mindeſtens 1500 / jährlich 
oder monatlich mindeſtens 125 % zu belaſſen ſeien; die Pfändung 
kann vielmehr bei Arbeitsverhältniſſen der hier fraglichen Art auf 
jeden beliebigen Arbeitstag abgeſtellt werden. Der Schuldner hat, 
wenn die Pfändung auf die einzelnen Arbeitstage abgeſtellt wird, 
nach den angezogenen gerichtlichen Beſtimmungen lediglich ſeinen 
Anſpruch daß ihm für jeden Arbeitstag derjenige Betrag 
belaſſen wird, der bei Zugrundelegung eines Arbeitsver⸗ 
dienſtes von 1500 % für das Jahr auf den einzelnen 
Arbeitstag entfällt. Eine derartige Auslegung des Geſetzes 
widerſpricht weder dem Wortlaute noch dem Zwecke, ſie wird den 
berechtigten Intereſſen des Pfändungsgläubigers inſofern gerecht, als 
es bei einer dieſer Auffaſſung entſprechenden Pfändung dem Schuldner 
unmöglich gemacht wird, in jedem Monat nur ſo lange zu arbeiten, 
bis er 125 % verdient hat. Der Umſtand, daß der Schuldner 
infolge Krankheit oder Einlegung von Feierſchichten im 
Monat möglicherweiſe insgeſamt weniger als 125 A ver⸗ 
dient, ſteht der Zuläſſigkeit der Pfändung auf die ein⸗ 
zelnen Tage ebenſowenig entgegen, als der Umſtand, daß es 
ſich auf dem Schichtlohn der Bergleute nicht um einen ſteten Tage⸗ 
lohn, ſondern im weſentlichen um einen Akkordlohn handelt. Auf 
einen möglicherweiſe entſtehenden günſtigen Lohnausfall kann bei 
der Pfändung keine Rückſicht genommen werden. 


Auf die vom Schuldner eingelegte ſofortige Beſchwerde hat das 
OLG. in Hamm dieſen Beſchluß abgeändert und zunächſt darauf 
hingewieſen, daß die Beſchlüſſe des AG. Gelſenkirchen und des LG. 
Eſſen ſich nur durch die einſchränkenden Beſtimmungen unterſcheiden, 
daß der Lohn mit der Maßgabe gepfändet und überwieſen ſei, daß 
dem Schuldner monatlich ein Betrag von 125 % Lohn belaſſen 
bleiben müſſe. 

Die Prüfung des erkennenden Gerichts beſchränkt ſich demgemäß 
darauf, ob dieſer einſchränkende Zuſatz vom LG. mit Recht oder 
Unrecht geſtrichen iſt. Das OLG. tritt dem Beſchluſſe des AG. bei. 
Es tritt dem LG. zunächſt darin bei, daß die Beſtimmung des 8 4 
Lohn BG. die Feſtſetzung eines Lohnes von 1500 % für das Jahr 
an ſich nur die Angabe eines Berechnungsmaßſtabes dafür enthält, 
mit welchem pfandfrei bleibendem Lohn für die Zeiteinheit eines 
Jahres gerechnet werden muß Eine derartige Lohnbeſchlagnahme hat 
aber, wenn ſie dem Worklaute des Geſetzes, feinem Sinne und 
8 gerecht werden will, zur notwendigen Vorausſetzung, daß der 
obe 1 5 das Jahr hindurch ſeiner berufsmäßigen Beſchäftigung 
fur 55 Zettel und daß ihm trotz der Pfändung des Lohnes für 
bleibenden einheiten aus der Summe des für dieſe Einheiten frei⸗ 
berblenen 8 eine Jahreseinnahme von mindeſtens 1500 
Veſchluſſe micht Diefe letztere Vorausſetzung ift in dem angefochtenen 
Jahr 5 Wageitstarte dend beachtet. Das LG. berechnet für das 
Allen dieſen T. 15 age und geht davon aus, daß ein Schuldner an 
Es iſt aber ee Pr feine Arbeit verrichten kann und verrichten wird. 
nicht beſteht 55 5 beachten, daß eine Verpflichtung des Schuldners 
ſolchen Weiſe und Arbeitskraft zugunſten ſeiner Gläubiger in einer 
biefen der Zugriff 3 einem ſolchen Umfange zu verwerten, daß 
folgt, daß 112 dem pfandbaren Lohnteile möglich iſt. Daraus 
905 Arbei amit gerechnet werden darf, daß der Schuldner 
jeglichen Arbeitstag, der möglich iſt, ausnutzt, ſondern daß nur ein 
ſolcher Umfang der Arbeit der Berechnung zugrunde gelegt werden 
tann, wie er erfahrungsgemäß in den Kreiſen des Schuldners bei 
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arbeitswilligen Perſonen üblich und hergebracht iſt. Erfahrungsgemäß 
iſt nun gerade ein Bergmann ſelten in der Lage, alle Arbeitstage 
eines Jahres für ſich auszunutzen. Außer größeren Vetriebsſtörungen, 
Unfällen und Krankheiten ſeien Feierſchichten, hervorgerufen durch 
verminderten Umſatz oder Wagenmangel, zu berückſichtigen. Kann 
man aber erfahrungsgemäß nicht damit rechnen, daß ſelbſt ein arbeits 
williger Bergmann alle 300 Arbeitstage eines Jahres ausnutzen 
will und kann, dann kann man einer Lohnbeſchlagnahme eine Zahl 
von 300 Arbeitstagen der Berechnung nicht zugrunde legen. Unter 
ſtellt man, daß die Lohnpfändung, wie ſie in dem angefochtenen 
Beſchluſſe enthalten ift, ſich über ein Jahr hinaus erſtreckt, To würde 
der Ausfall auch nur eines Arbeitstages bewirken, daß der Schuldner 
nicht mehr eine Jahreseinnahme von 1500 „# pfandfrei hat. Es 
kommt noch hinzu, daß er den Ausfall ſelbſt durch die angeſtrengteſte 
Arbeit, beim Bergmann auch nicht durch Überſchichten wieder wett⸗ 
machen kann. Es würde dann eine nachweisbare Überpfändung 
vorliegen. Will man, was hier gemäß § 568 Abi. 2 ZPO. nicht 
der Nachprüfung unterliegt, in der Lohnbeſchlagnahme ſo weit gehen, 
daß man ſie ſogar für die Zeiteinheit eines Tages zuläßt, ſo muß 
man jedenfalls ſtets dann eine einſchränkende Beſtimmung hinzufügen, 
wenn damit zu rechnen iſt, daß eine Zahl von 300 Arbeitstagen 
nicht erreicht werden wird. Das trifft für jeden Bergmann der 
Regel nach zu. 


Alle dieſe Tatſachen führen zu einer Einſchränkung des an⸗ 
gefochtenen Beſchluſſes und zwar zur Feſtſtellung des Mindefi- 
einkommens für die Lohnperiode, den Monat; der Arbeiter arbeitet 
im Gedinge, ſeine Arbeitsleiſtung wird monatlich abgenommen und 
in Geld umgerechnet. Die Verteilung des Monatslohnes auf die 
einzelnen Schichten iſt nur eine rechneriſche und entſpricht keineswegs 
immer dem Werte der wirklichen Tagesleiſtung, zumal auch mit 
Überſchichten zu rechnen iſt und damit, daß eine Schicht ſich über 
2 Tage erſtrecken kann. Es kann daher der einſchränkenden 
Beſtimmung nur die Lohnperiode zugrunde gelegt werden. 


Rechtsanwalt Dr. Heſſeler, Wanne. 
* 5: * 
Ein im Privatklageverfahren aligeſchloſſener Vergleich 
iſt zur Roſtenfeſtſetzung nicht geeignet. § 496 II StPO. 


In der Hauptverhandlung vor dem Schöffengericht ſchloſſen die 
Parteien einen zu Protokoll genommenen Vergleich, inhaltlich deſſen 
der Angeklagte und die Ehefrau des Privatklägers die gegeneinander 
ausgeſprochenen Beleidigungen zurücknahmen, der Angeklagte ſich ver⸗ 
pflichtete, ſämtliche Koſten des Privatklageverfahrens, einſchließlich 
der baren Auslagen, innerhalb eines Monats zu bezahlen bzw. zu 
erſtalten, und ſich unter der Erklärung, daß er befriedigt ſei, weiter 
verbindlich machte, zwei gegen den Privatkläger erhobene zivilrecht 
liche Klagen zurückzunehmen, endlich der Privatkläger erklärte, daß 
er nach Erfüllung der vom Angeklagten übernommenen Verpflichtungen 
Privatklage mit Strafantrag zurücknehmen werde. 


Nach Ausſetzung der Hauptverhandlung beantragte der Vertreter 
des Privatklägers die Feſtſetzung der Koſten auf Grund des ab⸗ 
geſchloſſenen Vergleiches, nachdem ſeitens des Angeklagten eine gut⸗ 
willige Bezahlung der Koſten nicht zu erreichen war. Der Antrag 
wurde an das Kgl. AG. gerichtet. Durch Beſchluß wies das AG. 
den Antrag mit der Begründung zurück, das Verfahren ſei weder 
durch Urteil, noch durch Einſtellungsbeſchluß abgeſchloſſen. Das 
Verfahren ſei noch in Schwebe und demgemäß erſcheine der Antrag 
auf Koſtenfeſtſetzung verfrüht. Die zur Strafkammer des 26. 
erhobene Beſchwerde wurde als ſachlich unbegründet verworfen. Die 
Zuständigkeit des AG. zur Vorbeſcheidung des geſtellten Antrages 
ergäbe ſich aus § 30 II GVG. Der Antrag auf Koſtenfeſtſetzung 
gründe ſich auf den vor dem Schöffengerichte abgeſchloſſenen Vergleich 
und dieſer Vergleich wäre zur Beilegung des Strafprozeſſes ge 
ſchloſſen, woran der Umſtand nichts ändern würde, daß mit der 
Ordnung der Beleidigungsſache auch die Beilegung zweier Zivil 
prozeſſe verwoben würde. Die Faſſung und der Inhalt des Ver 
gleiches würden ergeben, daß die Erklärung, welche der Angetlagte 
bezüglich der Zivilprozeſſe abgab, nur eine der Bedingungen für das 
Nachgeben des Privatklägers im Strafverfahren geweſen waren, nicht 
aber umgekehrt. Wenn nun das NG. die Feſtſetzung der im Privat: 
klageverfahren erwachſenen Koſten auf Grund des Vergleiches ab 
gelehnt hätte, ſo ſei dieſes als gerechtfertigt zu erachten, weil ein int 
Privatklageverfahren abgeſchloſſener Vergleich zur Koſtenfeſtſetzung 
nicht geeignet ſei. Für die Koſtenfeſtſetzung im Strafprozeß käme 
nämlich nur § 496 Abſ. II StPO. in Betracht. Dieſe Beſtimmung 
ſetze aber die Regelung der Koſtenfrage durch ein Urteil, einen 
Strafbefehl oder eine die Unterſuchung einſtellende Entſcheidung 
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voraus. Zu dieſen Titeln gehöre aber der Vergleich im Privatklage⸗ 
verfahren nicht, wobei noch weiter zu betonen jet, daß die StPO. 
keine beſondere Beendigung des Privatklageverfahrens durch Ber: 
gleich kennen würde (Löwe⸗Hellweg, 11. Aufl. § 431 1d). Eine 
analoge Anwendung der Beſtimmungen der ZPO. über das Koſten⸗ 
ſeſtſetzungsverfahren ſei nicht angängig, weil § 496 Stpdo. eine 
erſchöpfende Regelung der Koſtenfeſtſetzung im Strafverfahren ent⸗ 
halten würde. Zweckmäßigkeitsgründe würden allerdings für die 
zZulaſſung der Koſtenfeſtſetzung auf Grund des im Privatklageverfahren 
vor dem Strafrichter geſchloſſenen Vergleiches ſprechen, allein de 
lege lata ſeien die Zweckmäßigkeitsgründe nicht geeignet, die Zu⸗ 
läſſigkeit zu rechtfertigen (Peterſen, Kommentar zur ZPO. 5. Aufl. 
§ 794 II 3b, Note 11, Falkmann, Zwangsvollſtreckung 2. Aufl. 
S. 68). [LG. Schweinfurt, Beſchluß vom 3. Juni 1913 B. R. 50/1913. 
Rechtsanwalt Krauß, Werneck (Unterfr.). 


* 5 * 

Einen lehrreichen Beitrag zur Lehre vom Winkelkoniulenten- 
weſen und von den Folgen des fehlenden Anwaltzwanges für 
das Verfahren vor dem Patentamt, der von den Patentanwälten 
erſtrebt wird, bietet die nachſtehend abgedruckte Warnung, die der 
Präſident des Kaiſerlichen Patentamts unterm 5. September d. J. 
erlaſſen hat. N 

„In neuerer Zeit haben ſich die Fälle vermehrt, daß Patent⸗ 
agenten — zu dem offenſichtlichen Zwecke, der Ausſchließung vom 

Vertretungsgeſchäfte gemäß § 17 des Patentanwaltsgeſetzes zu 

entgehen — die von ihnen zur Anmeldung gebrachten Gebrauchs⸗ 

muſter auf ihren eigenen Namen, anſtatt auf den Namen ihrer 
Auftraggeber, haben eintragen laſſen. Die beteiligten Kreiſe 
werden dringend gewarnt, zu einem ſolchen Verfahren ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu geben, da die ſpätere Übertragung des Gebrauchs⸗ 
muſters auf den Auftraggeber auf ernſte Schwierigkeiten ſtoßen 
kann. In einem dem Patentamte jetzt vorliegenden Falle hat 
ſich eine ſchwere Schädigung der Anmelder ergeben, weil bei dem 
unbekannten Aufenthaltsorte des von ſeinem bisherigen Wohnorte 
verzogenen Vertreters und bei der großen Anzahl der eingetragenen 

Gebrauchsmuſter nicht feſtgeſtellt werden kann, welches die an den 

einzelnen Gebrauchsmuſtern beteiligten Auftraggeber ſind.“ 


Berlin, den 5. September 1913, 


Der Präſident 
Robolski. 


Die Vereinigung für ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung 
zu Berlin veranftaltet im kommenden Winter ihren 24. Fortbildungs⸗ 
turfus, der am 29. Oktober beginnt und am 13. März ſchließt. Der 
Studienplan kann von der Geſchäftsſtelle (W. 56, Schinkelplatz 6, 
Telephon Zentrum 9704) unentgeltlich bezogen werden. 


Aus der reichen Zahl der angekündigten Vorleſungen und Vor⸗ 
träge ſeien hervorgehoben: 

Stammler, Die Rechts⸗ und Staatstheorien der Neuzeit. 

Litten, Geſetz und Richter. 

v. Calker, Rechtspolitik. 

Seckel, Fortbildung des bürgerlichen Rechts durch die Recht⸗ 
ſprechung. 

Kipp, Zivilrechtliche Betrachtungen zur Strafrechtsreform. 

Wolff, Martin, Das neue preußiſche Waſſerrecht. 

Keſtner, Die Bedeutung der modernen wirtſchaftlichen Organi⸗ 
ſationen (insbeſ. der Unternehmerverbände) für Voltswirt⸗ 
ſchaft und Recht. 

Nußbaum, Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung unter 
beſonderer Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. 

v. Liſzt, Die ſichernden Maßnahmen in den Strafgeſetzentwürfen. 

Kriegsmann, Die Ausgeſtaltung des Gefängnisweſens im 
Rahmen der Strafrechtsreform. 

Liepmann, Forenſiſche Pfychologie. 

Lindenau, Kriminalpolizei. 

Anſchütz, Grundfragen des Reichsſtaatsrechts. = 

Göppert, Börſe und Börſengeſchäfte mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Berliner Börſe. 


Cülner Fortbildungskurſe. Die Cölner Vereinigung 
für rechts⸗ und ſtaatswiſſenſchaftliche Fortbildung hält in 
der Zeit vom 14. Oktober bis 22. November 1913 in Cöln ihren 


Für die Abhandlungen und Aufſätze verantwortlich: Ju 
für die Literaturbeſprechungen und die kleinen Mitteilungen: 


Herbſtfortbildungskurſus ab. Der Kurſus iſt berechnet für gereifte 
Perſonen, welche neben der allgemeinen Bildung bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade auch eine rechts⸗ oder ſtaatswiſſenſchaftliche Vorbildung 
theoretiſcher oder praktiſcher Art beſitzen und eine Erweiterung oder 
Vertieſung ihrer Kenntniſſe auf dem Gebiete des Rechts und der 
Staatswiſſenſchaften erſtreben. Aus dem reichhaltigen Programm der 
Kurſe ſeien folgende Vorleſungen hervorgehoben: 
Prof. Dr. Stier⸗Somlo-Cöln: Zwiſchenſtaatliches Verkehrs⸗ 
recht. 
Prof. Dr. Wiedenfeld-Cöln: Die Organiſation des Welt⸗ 
verkehrs. 
Prof. Dr. Haſſert⸗Cöln: Die Entwicklung der Seeſchiffahrt 
und ihre geographiſchen Grundlagen. 
Prof. Dr. Thieß⸗Danzig: Die Zukunft der deutſchen See— 
ſchiffahrt und ihre Probleme. 
Prof. Dr. Eckert⸗Cöln: Aufgaben der preußiſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung. 
Diplom-Ingenieur Kameraſe⸗Cöln: Die Stellung des Auto- 
mobils im modernen Verkehr. 
Luftſchifferhauptmann a. D. Dr. Hildebrandt⸗Berlin: Luft⸗ 
fahrzeuge und ihre Verwendung im Verkehr. 
Oberpoſtrat Siebliſt⸗Cöln: Weltpoſt und Welttelegraphie, 
ihre Entwicklung und völkerrechtliche Regelung. 
Prof. Rinkel⸗Cöln: Funkentelegraphie und ⸗telephonie. 
Prof. Dr. Pohle⸗Frankfurt a. M.: Geldmarkt und Bankweſen. 
Prof. Dr. Weber⸗Cöln: Wandlungen im deutſchen Bankweſen 
ſeit der Gründung der Reichsbank. 
Prof. Walb⸗Cöln: Großbankorganiſation. 
Landesbankrat Reuſch-Wiesbaden: Die Bedeutung der deutſchen 
Sparkaſſen für den Kapital⸗ und Geldmarkt. 
Privatdozent Dr. Wirth⸗München: Die Entwicklung der 
Balkanhalbinſel. 
Die Vorträge werden durch zahlreiche Beſichtigungen ergänzt. 
Den Abſchluß bildet eine ſiebentägige Studienreiſe an die Waſſer⸗ 
kante (Bremen, Hamburg, Kiel). 


Grundlegende Entſcheidungen in Zivilſachen. 


Entſch. Nr. 2 erörtert die Vorausſetzungen, unter denen 
der Verletzte verpflichtet iſt, ſich einer Operation zu unterziehen, 
um die Folgen der Verletzung zu beſeitigen oder zu vermindern. 

Zwiſchen dem Kranken, der zur Vornahme einer Operation 
als zahlungsfähige Privatperſon in eine beſondere Pflegekaſſe 
eines Krankenhauſes aufgenommen wird, und dem Krankenhaus- 
unternehmer wird auch dann ein bürgerlich rechtliches Vertrags⸗ 
verhältnis begründet, wenn der Unternehmer als juriſtiſche 
Perſon des öffentlichen Rechts das Krankenhaus im allgemeinen 
zur Erfüllung einer öffentlich- rechtlichen Verpflichtung hält 
(Entſch. Nr. 3). 

Der Mieter iſt nicht verpflichtet, Mängel der Mieträume, 
die ihn zur friſtloſen Kündigung des Mietvertrages berechtigen, 
ſeinerſeits zu beſeitigen, um ſein Recht auf Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung (S 538 BGB.), gegen Einwendungen des Ver⸗ 
mieters aus 8 254 Abſ. 2 BGB. zu ſchützen (Entſch. Nr. 8). 

Der Proviſionsanſpruch des Mäklers iſt bei dem Vor⸗ 
handenſein der ſonſtigen objektiven Vorausſetzungen ſchon dann 
begründet, wenn der Auftraggeber beim Abſchluß des Geſchäfts 
überhaupt davon Kenntnis hat, daß der Mäkler für dieſen Ab⸗ 
ſchluß tätig war (Entſch. Nr. 12). 

Eine Geſellſchaft iſt nach Entſch. Nr. 13 auf beſtimmte Zeit 
eingegangen, wenn der einzelne Geſellſchafter nach einer im 
Vertrage getroffenen Anordnung nur auf beſchränkte Dauer an 
das Vertragsverhältnis gebunden iſt. Wenn dies zutrifft, kommt es 
nicht darauf an, ob über die Zeit der Gebundenheit der einzelnen 
hinaus noch eine Fortdauer der Geſellſchaft als ſolcher unter 
den anderen Geſellſchaftern ſtattfinden kann. 

Geht eine Partei, um den Vertragsgegner in Sicherheit zu 
wiegen, einen der geſetzlich vorgeſchriebenen Form entbehrenden 
Vertrag von vornherein mit dei Hintergedanken ein, ſich dem 
nächſt auf die mangelnde Form zu berufen, ſo iſt hierin ein 
Verſtoß gegen 8 826 BGB. zu finden (Entſch. Nr. 16). N. 


Juſtizrat Dr. Hugo Neumann, Berlin W. 35, Potsdamer Straße 118; 


Rechtsanwalt Dr. Dittenberger, Leipzig, Schreberſtraße 3. 
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